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VORWORT

Sehr geehrte Damen und Herren, 

alle Kinder und Jugendlichen sollen beste 
Chancen auf ein gelingendes Aufwachsen, 
gesellschaftliche Teilhabe und gute Bildung 
haben – und das unabhängig von ihrer 
sozialen Herkunft. Das ist das Ziel des Lan-
desmodellvorhabens „Kein Kind zurück-
lassen! Kommunen in NRW beugen vor“. 
Seit 2012 arbeiten mit der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen und der Bertelsmann 
Stiftung zwei starke Partner zusammen, um 
diesen Anspruch in die Tat umzusetzen.

Vorbeugung betrifft viele Lebensbereiche
von Kindern und Familien. Es geht darum,
vorhandene Angebote der Gesundheitsför-
derung, der frühkindlichen, schulischen und 
beruflichen Bildung, der Kinder-, Jugend-
und Sozialhilfe sowie die Bereiche Sport 
und Kultur besser miteinander zu verknüp-
fen, sodass eine kommunale Präventions-
kette entsteht – lückenlos von vor der 
Schwangerschaft bis zum Eintritt in das
Berufsleben.

Im vergangenen Jahr erschien das Fach-
magazin als Beitrag zur Zwischenbilanz 
des Modellvorhabens, die bei einer Veran-
staltung im August 2014 in Oberhausen 
gezogen wurde. Dabei wurde deutlich, dass 
die 18 teilnehmenden Modellkommunen be-
reits viel erreicht haben. Unumstritten ist: 
Vorbeugung wirkt – und sie lohnt sich!

Mit dieser Ausgabe des Fachmagazins 
richten wir den Blick nach vorne. Das Mo-
dellvorhaben befindet sich auf der Zielge-

raden und wird bis zum Jahresende 2015 
abgeschlossen sein. Für eine Abschluss-
bilanz ist es zwar noch zu früh, aber wir 
können schon jetzt damit beginnen, die im 
Modellvorhaben gewonnenen Erkenntnisse 
zusammenzufassen und so aufzuberei-
ten, dass sie allen Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen zugutekommen können.

Im Schwerpunkt dieses Fachmagazins stel-
len wir anhand ausgewählter Praxisbeispiele 
aus den Modellkommunen wieder eine 
Präventionskette vor, diesmal zum Thema 
Übergänge: von der Schwangerschaft in die 
Elternschaft, in die Kita, in die Schule, in den 
Beruf. Dabei betrachten wir auch nicht-klas-
sische Übergänge im Leben, wie sie bei-
spielsweise von Kindern und Jugendlichen 
aus Zuwandererfamilien zu meistern sind.

Nach drei Jahren intensiver kommunaler
Begleitung im Lernnetzwerk, in dem die
18 Modellkommunen regelmäßig zusam-
menkommen und sich austauschen, lassen 
sich fachlich tragfähige Leitlinien für den 
Aufbau kommunal koordinierter Präven-
tionsketten benennen. In der diesjährigen 
Ausgabe des Fachmagazins werden diese 
Leitlinien erstmals als Präventionsstan-
dards formuliert. Sie dienen als Grundlage 
für künftige Qualitätskriterien und konkrete 
Handlungsempfehlungen.

Die weitere Präzisierung von Präventions-
standards wird auch die Ergebnisse der 
laufenden Evaluation des Modellvorhabens

einbeziehen. Das Team der wissenschaft-
lichen Begleitforschung untersucht im 
Auftrag der Bertelsmann Stiftung, wie und 
unter welchen Rahmenbedingungen kom-
munale Präventionsketten wirken.Ergänzt 
werden die Erhebungen in den 18 Modell-
kommunen durch Befragungsergebnisse 
aus ganz Nordrhein-Westfalen. Auch hier 
machen erste Auswertungen deutlich: 
Wenn Kinder frühzeitig unterstützt werden, 
wird späteren Problemen vorgebeugt.

Aber nicht nur in den Modellkommunen 
spielt Prävention mittlerweile eine große 
Rolle. Die Erfahrung aus der Zusammenar-
beit mit dem Landschaftsverband Rhein-
land, der Landesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege und vielen anderen 
Akteuren zeigt, dass landesweit ein Umden-
ken eingesetzt hat. Das stärkt die Politik der 
Vorbeugung, die im ersten Teil dieses Hefts 
vorgestellt wird. Besonders hingewiesen 
sei auf den Beitrag über die drei großen 
Struktur- und Regionalfonds der Europäi-
schen Union, die erstmals alle das Thema 
Prävention aufgegriffen haben. Hier stehen 
auch für NRW-Kommunen finanzielle Mittel 
bereit, um passende Maßnahmen vor Ort 
zu fördern.

Unser nächster großer Schritt im Landes-
modellvorhaben ist, das Wissen, das wir
gemeinsam erarbeitet haben, nun allen
interessierten Städten und Gemeinden in
Nordrhein-Westfalen zur Verfügung zu stel-
len. Wir sind davon überzeugt, dass auch 

die Kommunen, die nicht an „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen 
vor“ teilgenommen haben, von den Erfah-
rungen und Erkenntnissen des Landesmo-
dellvorhabens profitieren.

Wenn Sie sich über das Fachmagazin 
hinaus über aktuelle Entwicklungen im  
Modellvorhaben informieren wollen, schau-
en Sie auf unserer Website vorbei. Unter 
www.kein-kind-zuruecklassen.de finden 
Sie aktuelle Beiträge aus den Modellkom-
munen, eine Präventionsdatenbank mit 
Beispielen Guter Praxis und wichtige Infor-
mationen über das Landesmodellvorhaben.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Dr. Heinz-Jürgen Stolz
Leiter der Landeskoordinierungsstelle
„Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“



POLITIK DER 
VORBEUGUNG
Vorbeugende Politik steht im Mittelpunkt der Politik der Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen. Dabei hat Prävention viele Gesichter: in den Modellkom-

munen und auf der Landesebene. Aber auch auf europäischer Ebene spielt Vor-

beugung eine große Rolle. Die drei Strukturfonds der Europäischen Union haben 

das Thema Prävention in der aktuellen Förderperiode aufgenommen und unter-

stützen Maßnahmen und Angebote für Kinder, Jugendliche und deren Familien. 
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EIN MODELLVORHABEN FÜR 
GELINGENDES AUFWACHSEN 

Träger des Landesmodellvorhabens „Kein 
Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beu-
gen vor“ sind das Land Nordrhein-Westfalen 
und die Bertelsmann Stiftung. Zwei starke 
Partner, die dabei helfen, vorhandene Kräfte 
und Angebote in Modellkommunen zu bün-
deln und Angebote der Bereiche Gesundheit, 
Bildung, Kinder- und Jugendhilfe oder auch 
Soziales, Sport und Kultur miteinander zu 
verknüpfen. Dadurch werden Kinder, Jugend-
liche und ihre Familien unterstützt – lückenlos 
von vor der Schwangerschaft bis zum Eintritt 
in das Berufsleben.

Das Modellvorhaben umfasst drei Bausteine: 

1.   Im Lernnetzwerk kommen die teilnehmen-
den Kommunen zusammen, um sich über 
ihre unterschiedlichen Erfahrungen auszutau-
schen und Lösungen für gemeinsame Heraus-
forderungen zu finden.

2.  Unter dem Stichwort „Transfer“ werden die 
im Modellvorhaben gewonnenen Erkenntnisse 
aufbereitet und in die Fläche getragen, damit 
alle Kommunen in NRW – und darüber hinaus 
– von „Kein Kind zurücklassen!“ profitieren.

3.  Mit der Evaluation wird in fachlicher und 
finanzieller Hinsicht untersucht, welche 
Wirkungen kommunale Präventionsketten 
entfalten. Eine Steuerungsgruppe trifft die 
strategischen Entscheidungen im Landesmo-
dellvorhaben. Ihr gehören neben der Staats-
kanzlei auch das Ministerium für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport sowie die 
Bertelsmann Stiftung an. Beratend zur Seite 

steht eine Lenkungsgruppe, in der alle Minis-
terien der Landesregierung vertreten sind. 

Die fachliche Zuständigkeit für die Umsetzung 
des Modellvorhabens liegt beim Ministerium 
für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport. 
Innerhalb des Ministeriums wurde dazu 
die abteilungsübergreifende Projektgruppe 
„Prävention“ gebildet, die direkt dem Staats-
sekretär untersteht. Im Ministerium ist auch 
die Landeskoordinierungsstelle angesiedelt. 
Sie organisiert das Lernnetzwerk und berät die 
Modellkommunen. Träger der Koordinierungs-
stelle ist das Institut für soziale Arbeit e.V.

Im Rahmen der Evaluation arbeitet die Ber-
telsmann Stiftung mit einer Reihe renommier-
ter Forschungsorganisationen zusammen. 
Beteiligt sind unter anderem Forscherinnen 
und Forscher des Zentrums für interdiszipli-
näre Regionalforschung an der Ruhr-Univer-
sität Bochum, von der Faktor Familie GmbH 
sowie von der Forschungsgesellschaft für 
Raumfinanzpolitik mbH. Die wissenschaftliche 
Leitung des Forschungsteams zur fachlichen 
Evaluation obliegt Prof. Dr. Klaus Peter Stroh-
meier vom Zentrum für interdisziplinäre Regi-
onalforschung in Bochum. Die fiskalische  
Evaluation leitet Gerhard Micosatt (Forschungs- 
gesellschaft für Raumfinanzpolitik mbH).

Die drei Bausteine 
bei „Kein Kind 
zurücklassen!“: 
1) Lernnetzwerk 
2) Transfer 
3) Evaluation 
18 Kommunen 
nehmen am 
Landesmodell- 
vorhaben teil.

Organisiert das Lernnetzwerk und unterstützt den Transfer 
in die breite Öffentlichkeit

Steuert die Evaluation und unterstützt den Transfer in die 
breite Öffentlichkeit

LANDESKOORDINIERUNGSSTELLE

LERNNETZWERK

18 MODELLKOMMUNEN MIT LOKALER KOORDINATION 

GESCHÄFTSSTELLE EVALUATION 

UND TRANSFER

LAND NORDRHEIN-WESTFALEN BERTELSMANN STIFTUNG

Austausch zwischen den 
Modellkommunen

TRANSFER

Analyse fachlicher und 
fiskalischer Wirkungen

EVALUATION

Fachveranstaltungen, 
Publikationen, Website 

etc.

(beim Ministerium für Familie, Kinder, 
Jugend, Kultur und Sport)

(bei der Bertelsmann Stiftung)

Seit 2012 arbeiten 18 Modellkommunen bei „Kein Kind zurücklassen! 

Kommunen in NRW beugen vor“ daran, kommunale Präventionsketten 

auf- und auszubauen. Das Ziel: allen Kindern ein gelingendes Aufwachsen, 

gesellschaftliche Teilhabe und gute Bildung ermöglichen. 
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Ein wichtiger Grundsatz von Prävention ist, „Un-
gleiches ungleich zu behandeln“. Das bedeutet in 
Zusammenhang mit der Politik der Vorbeugung: 
Wo hohe Belastungslagen und Unterstützungs-
bedarfe bestehen, müssen mehr Ressourcen 
eingesetzt werden, um den Anspruch von Chan-
cengleichheit für alle Kinder zu erfüllen. Deshalb er-
halten Kommunen für Kindertageseinrichtungen, 
die in ihrem sozialen Umfeld viele Kinder beson-
ders intensiv bei ihrer Entwicklung unterstützen 
müssen, zusätzliche Mittel für zusätzliches Perso-
nal (mindestens 25.000 Euro pro Jahr). Für diese 
„plusKITAs“ stellt das Land jährlich insgesamt rund 
45 Millionen Euro zusätzlich zur Verfügung. 

Daneben können Kitas, die einen hohen Anteil an 
Kindern mit Unterstützungsbedarf in ihrer 

Sprachbildung betreuen, zusätzliche Mittel für 
Sprachförderung erhalten (mindestens 5.000 
Euro pro Jahr). Auch der weitere Ausbau der Fami-
lienzentren seit 2010 folgt dem Grundsatz „Unglei-
ches ungleich behandeln“. Ziel des Landes ist, dass 
Familienzentren vorrangig in solchen Sozialräumen 
entstehen, in denen mit besonders hohen Unter-
stützungsbedarfen zu rechnen ist. Daher werden 
die jährlich hundert neuen Familienzentren auf die 
Jugendamtbezirke verteilt, in denen aufgrund der 
Armuts- und Schulabbrecherquoten die höchsten 
Bedarfe abzusehen sind. Familienzentren bieten 
den großen Vorteil, dass durch die Wahrnehmung 
der Kinderbetreuung ein niedrigschwelliger Zu-
gang zu allen Eltern entsteht, die hier Beratungs- 
und Unterstützungsangebote erhalten können.

POLITIK DER VORBEUGUNG 
HAT VIELE GESICHTER

Neben einer guten Bildung meint das auch 
gesellschaftliche Teilhabe und den Erwerb 
hoher kultureller, sozialer und emotionaler 
Kompetenzen. Sollten dabei Unterstützungs-
bedarfe auftauchen, müssen Eltern und Kinder 
frühzeitig die notwendige Hilfe erhalten, um die 
Herausforderungen zu meistern. 

In Nordrhein-Westfalen arbeiten daher erfolg-
reich zahlreiche Landesministerien gemeinsam 
daran, Maßnahmen zu entwickeln und auszu-
bauen, die für (werdende) Eltern, Kinder und 
Jugendliche möglichst frühzeitige Unterstüt-

zung bieten. Aber diese Politik der Vorbeugung 
kann nur gemeinsam mit den Kommunen und 
den vielen Menschen gelingen, die mit Kindern 
und Jugendlichen regelmäßig arbeiten oder 
sich ehrenamtlich einbringen. Dies schließt 
auch die freien Träger der Wohlfahrtspflege mit 
ein. Gemeinsam bauen alle täglich an Brücken 
des Vertrauens, um alle Kinder, Jugendliche und 
Familien zu erreichen. 

In Nordrhein-
Westfalen leben mehr 
als 17,5 Millionen Bür-
gerinnen und Bürger. 
Knapp drei Millionen 
von ihnen sind unter  
18 Jahre alt. Die Lan-
desregierung widmet 
sich mit ihrer Politik 
besonders den Kindern 
und Jugendlichen.

INFO

Weitere Informatio-
nen unter:

www.
familienzentren.
nrw.de

Flüchtlingskinder haben Potenziale

Der starke Zuzug von Flüchtlingen mit ihren 
Kindern stellt die Kommunen gegenwärtig vor 
große Herausforderungen. Wichtig ist aber, die 
Potenziale der Zuwanderer zu erkennen und 
besonders den Kindern frühzeitig eine positive 
Zukunftsperspektive zu geben. Besonders 
durch Spracherwerb und Bildung gelingt Integ-
ration. Deshalb ist eine Kindertagesbetreuung 
vor dem Schuleintritt besonders wichtig. Oft 
ist dieses Angebot den zugewanderten Eltern 
fremd und wird zunächst nicht in Anspruch 
genommen. Deswegen fördert das Land NRW 
sogenannte Brückenprojekte. Dazu zählen un-
ter anderem mobile Kitas und weitere niedrig-
schwellige, wohnungsnahe Angebote, in denen 
Kinder bereits während dieser Zeit gezielt und 
nach ihren spezifischen Bedürfnissen gefördert 
werden. Dadurch sollen Familien und Kinder an 
institutionalisierte Formen der Kindertagesbe-
treuung herangeführt werden. Darüber hinaus 
werden auch fachliche Angebote zur Unterstüt

zung des Betreuungspersonals gefördert, zum 
Beispiel Beratung im Umgang mit traumatisier-
ten Kindern und kultursensibler Dialog mit Eltern. 

Im Jahr 2015 hat das Land daneben weitere 
674 Lehramtsstellen geschaffen, um die Schü-
lerinnen und Schüler unter den Flüchtlingen 
angemessen unterrichten zu können. Auch die 
Zahl der Plätze im Offenen Ganztag an Grund-
schulen wird aufgrund der starken Zuwande-
rung um 10.000 erweitert.

Durch die Einführung kommunaler Integrati-
onszentren hat das Land außerdem dafür ge-
sorgt, dass eine flächendeckende Infrastruktur 
zur Förderung aller Kinder und Jugendlicher 
aus Zuwandererfamilien besteht. Dabei stehen 
die Sprachförderung, Fortbildung des päda-
gogischen Personals und Vernetzungsarbeit 
mit den Akteuren der Integrationsarbeit im 
Vordergrund.

Vorbeugung 
ist eine Quer-
schnittsaufgabe. 
Sie umfasst viele 
Lebensbereiche: 
von der Schule 
über den Sport bis 
hin zu Kultur oder 
Gesundheit.

Neue Familienzentren und plusKITAs

Vorbeugende Politik steht im Mittelpunkt der Politik der Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen. Der Ausbau und die Qualitätsentwicklung der 

Kindertagesbetreuung sind dabei seit 2010 zwei politische Schwerpunkte. 

Der Grundgedanke: Jedes Kind muss die Chance auf bestmögliches 

Aufwachsen haben. 
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Landesinitiative „NRW hält 
zusammen … für ein Leben ohne 
Armut und Ausgrenzung“

Für die Armutsprävention sind Kindheit und 
Jugend entscheidende Lebensphasen. Armuts-
prävention muss daher bereits bei den Familien 
ansetzen, um somit die erforderlichen Grundla-
gen und Rahmenbedingungen in der Phase des 
Aufwachsens zu schaffen. Flankierend zu den 
Maßnahmen aus den EU-Strukturfonds (siehe 
S. 13-15) und der Primärprävention durch Re-
geleinrichtungen fördert das Land seit diesem 
Jahr Projekte und Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Teilhabechancen von Kindern, Jugend-
lichen und ihren Familien in benachteiligten 
Quartieren mit 4 Millionen Euro. Dies geschieht 
in enger Zusammenarbeit mit der Fachstelle 
für sozialraumorientierte Armutsbekämpfung 
(FSA) und der Landeskoordinierungsstelle 
„Kein Kind zurücklassen!“. Gefördert werden 
Projekte zur Verbesserung von Teilhabechan-
cen, von Kooperationen in benachteiligten 
Quartieren, Konzepte zum armutssensiblen 
Handeln oder präventive Nutzung des Instru-
ments der Sozialplanung. 

Nordrhein-Westfalen sichert 
Schulsozialarbeit

Schulsozialarbeit hat sich in den letzten 
Jahren in Umsetzung des Bildungs- und Teil-
habepakets als eine äußerst wichtige Stütze 
der Präventionsarbeit an Schulen etabliert. 
Deswegen ist es umso bedauerlicher, dass 
der Bund die Schulsozialarbeit nicht mehr 
weiterfinanziert hat. Hier ist das Land einge-
sprungen und stellt mit rund 48 Millionen Euro 
70 Prozent der Kosten von Schulsozialarbeit 
sicher. Die verbleibenden 30 Prozent finanzie-
ren die Kommunen gestaffelt je nach finanziel-
ler Leistungskraft selbst. Das ist gelebte Politik 
der Vorbeugung. 

Neben den in diesem Jahr dazugekommenen 
Ausgaben für die Schulsozialarbeit finanzieren 
das Land NRW und die Kommunen bereits seit 
vielen Jahren Schulsozialarbeit als Teil einer 
integrierten Jugendhilfe- und Schulentwick-
lungsplanung.

Weitere Maßnahmen – 
vom Kind her gedacht

Das Land setzt stets auf niedrigschwellige 
Unterstützungsangebote und Maßnahmen, 
die möglichst alle Kinder, Jugendlichen und 
Familien erreichen. Es ist wichtig, dass die 
besonders zu erreichenden Zielgruppen einen 
nicht stigmatisierenden und unkomplizierten 
Zugang zu Bildungs- und Teilhabeangeboten 
erhalten. Dazu gehört auch, dass die finanzi-
elle Lage einer Familie nicht dazu führen darf, 
dass Angebote nicht in Anspruch genommen 
werden können. 

Zusätzlich zu den bereits genannten Anstren-
gungen wurde in den letzten Jahren eine 
Vielzahl weiterer präventiver Angebote ge-
meinsam mit den Kommunen und Trägern auf 
den Weg gebracht oder quantitativ ausgebaut. 
Sie haben das Ziel, die Zukunftschancen von 
Kindern und Jugendlichen zu verbessern:

1.   Der flächendeckende Ausbau Früher Hilfen 
u. a. mit Willkommensbesuchen nach der 
Geburt, Familienhebammen und einer 
engen Vernetzung mit dem Gesundheits-
system

 
2.  Die Schaffung kostenfreier offener Ange- 

bote für junge Eltern, wie z. B. „Elternstart“

3.  Der quantitative Ausbau der Kinderta-
gesbetreuung, seit 2010 auch mit Landes- 
mitteln, sowie rund 240 Millionen Euro (in-
klusive „plusKITA“) aus Landesmitteln für 
zusätzliches Personal in Kindertagesstätten

4.  Stärkung des Bildungserwerbs jenseits von 
Kitas und Schulen durch die Aufstockung 
des Kinder- und Jugendförderplans des 
Landes um 20 Millionen Euro mit Schaffung 
des neuen Förderschwerpunkts Prävention

5.  Weitere Maßnahmen im Bereich Sport  
(z. B. KommSport NRW), Kultur (z. B. Kul-
turrucksack) und ehrenamtliches Engage-
ment für Familien in Belastungssituationen 
(z. B. „wellcome“)  

„Kein Kind zurücklassen!“ 
hat Zukunft

Der Ansatz der vorbeugenden Politik hat Erfolg. 
Es zeigt sich, dass Prävention gelingt, wenn kom-
munale Präventionsketten vom Kind her gedacht 
werden und mit dieser Perspektive auf- und 
ausgebaut werden. Eine datenbasierte Steuerung 
hilft dabei, Angebote passgenau auf Sozialräume 
zuzuschneiden. Der bisherige Erfolg des Modell-
vorhabens hat sich herumgesprochen. Viele Kom-
munen, die nicht an „Kein Kind zurücklassen!“ 
teilnehmen, wollen von den bisherigen Ergebnis-
sen und Erfahrungen profitieren. Auch die engen 
Kooperationen mit den Landesjugendämtern, 
den aktiven Stiftungen im Bereich Prävention so-
wie den freien und kirchlichen Trägern bestätigen, 
dass Nordrhein-Westfalen mit „Kein Kind zurück-
lassen!“ einen sehr guten Weg eingeschlagen hat. 
Daher wird die Landesregierung diesen Weg 

fortsetzen und die bisher schon gewonnenen 
Erkenntnisse auf ganz Nordrhein-Westfalen aus-
dehnen. Dabei werden bewährte Instrumente 
der Landeskoordinierungsstelle, wie die kom-
munale Begleitung und der interkommunale 
Austausch auf Fachveranstaltungen, fortgesetzt. 
Auch die Bertelsmann Stiftung ist als starker 
Partner weiter an Bord. Sie wird im Bereich der 
Evaluation noch bestehende Lücken schließen. 
Gemeinsam mit dem Land NRW werden im 
nächsten Schritt auch die bisherigen Erkennt-
nisse der Evaluation in einem Transfer allen 
Kommunen zur Verfügung gestellt. Damit wird 
eines der zentralen Versprechen der Landesre-
gierung NRW eingelöst: vorbeugende Politik für 
alle Kinder, Jugendliche und Familien in Nord-
rhein-Westfalen.  

Das Land Nordrhein-Westfalen erhält knapp 
zweieinhalb Milliarden Euro. Mit diesen Mitteln 
verfolgt die Landesregierung neben der Stär-
kung des Wirtschaftsstandorts, der Beschäfti-
gungsförderung und des Klimaschutzes einen 
sozialinklusiven Politikansatz, der Kindern und 
Jugendlichen vor allem gleiche Chancen auf 
gelingendes Aufwachsen und gesellschaftliche 
Teilhabe ermöglichen soll.

Bei den drei EU-Strukturfonds handelt es sich 
um den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE), den Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) und den Europäischen Sozial-
fonds (ESF). Während Themen der Armuts-
bekämpfung, der Jugend- und Familienhilfe 
oder der Integration in der Vergangenheit fast 
ausschließlich aus dem ESF finanziert wurden, 

VORBEUGENDE POLITIK 
IN DEN EUROPÄISCHEN 
STRUKTURFONDS
2014 hat die neue Förderperiode aus den Europäischen Strukturfonds

begonnen, die bis ins Jahr 2020 reicht. In diesem Zeitraum unterstützt die 

EU mit Fördergeldern in Höhe von europaweit 325 Milliarden Euro Maß-

nahmen, die den sozialen Zusammenhalt stärken und das wirtschaftliche 

Gefälle innerhalb der Union vermindern sollen. 

Weitere Informatio-
nen unter:

www.nrw-
haelt-zusammen.
nrw.de 
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werden künftig präventive Maßnahmen zuguns-
ten von Kindern und Jugendlichen aus allen drei 
Fonds mitfinanziert. Zu jedem einzelnen Fonds 
wurde vom Land ein operationelles Programm 
entwickelt und von der EU-Kommission geneh-
migt. Die Landesregierung fordert seitdem Kom-
munen, Träger, Unternehmen oder auch Stiftun-
gen auf, Anträge an die unterschiedlichen Fonds 
zu stellen, um von den Fördermaßnahmen zu 
profitieren. Auch für Vorhaben, Programme oder 
Maßnahmen des Landes werden Strukturfonds-
mittel in Anspruch genommen, z. B. für „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“. 

Aufruf „Starke Quartiere – 
Starke Menschen“

Der Aufruf „Starke Quartiere – Starke Men-
schen“ vereint die städtebauliche Aufwertung 
von Quartieren mit den sozialpolitischen Zielen 
der Europa-Strategie 2020 (z. B. Senkung von 
Kinderarmut) und der Präventionsstrategie des 
Landes NRW. Künftig wird die städtebauliche 
Entwicklung in problembelasteten Quartieren 
mit dem Aufbau kommunaler Präventionsket-
ten eng verknüpft. Dies geschieht durch die 
Kombination aus zwei Strukturfonds – EFRE 
und ESF – aus denen seitens der Kommunen 
Mittel in nur einem integrierten Handlungskon-
zept beantragt werden können. Dies verlangt 
von den Kommunen ämterübergreifende 
Zusammenarbeit, aber auch eine enge Abstim-
mung mit den im Stadtviertel tätigen freien 
Trägern, Vereinen und Schulen.

Der Aufruf wird durch einen Leitfaden ergänzt, 
der Kommunen und Trägern einen Überblick 
über die Fördermöglichkeiten für Angebote 
gibt, die in Quartieren mit besonderem Hand-
lungsbedarf konzentriert werden sollen. Dazu 
zählen die Familienzentren, die in den Quartie-
ren eine Schlüsselfunktion bei der Prävention 
und einer familienunterstützenden Infrastruktur 
einnehmen können. 

Wie bereits in den Modellkommunen von „Kein 
Kind zurücklassen!“ praktiziert, wird seitens 
des Landes NRW in den integrierten Hand-
lungskonzepten der Kommunen die Darstellung 
einer datenbasierten, wirkungsorientierten 
Steuerung von präventiven Maßnahmen in den 
jeweiligen Sozialräumen erwartet. 

„Kein Abschluss ohne Anschluss“: 
Übergangssystem Schule-Beruf

Das Ende kommunaler Präventionsketten bildet 
der Übergang Schule-Beruf. 

Das Land NRW hat zusammen mit den Partnern 
im Ausbildungskonsens NRW (Kammern, Sozial-
partner, Bundesagentur für Arbeit, Kommunen) 
Ende 2011 den Beschluss gefasst, sich dafür 
einzusetzen, das jungen Menschen der Übergang 
von der Schule in den Beruf besser gelingen soll. 
Dadurch ist die Initiative „Kein Abschluss ohne 
Anschluss – Übergang Schule-Beruf in NRW“ 
entstanden.

Nordrhein-Westfalen war das erste Flächenland, 
das damit begonnen hat, ein neues landesweit 
verbindliches Übergangssystem Schule-Beruf ein-
zuführen, das für alle Schülerinnen und Schülern 
ab der 8. Klasse, unabhängig von Wohnort und 
Schulform, die gleichen Angebote umfasst. 
Die Ziele von „Kein Abschluss ohne Anschluss“ 
lauten:

   In allen Schulen in NRW werden die gleichen 
Elemente zur Studien- und Berufsorientierung 
eingesetzt, so dass alle jungen Menschen gleicher-
maßen in ihrem Prozess der Berufswahlentschei-
dung unterstützt werden (Feststellen der eigenen 
Stärken und Fähigkeiten, Kennenlernen von vielen 
verschiedenen Berufen, Sammeln von praktischen 
Erfahrungen) und sie die richtige Entscheidung für 
ihre berufliche Zukunft treffen können.

   Alle Jugendlichen sollen passgenaue und klare 
Angebote, vor allem Ausbildungsangebote, erhal-
ten, um den Übergang von der Schule in den Beruf 
direkt und erfolgreich gestalten zu können, ohne 
unnötige Warteschleifen durchlaufen zu müssen. 
Die Jugendlichen sollen erkennen, welche Vorteile 
und Chancen darin liegen, eine duale Ausbildung 
zu absolvieren.

In der Konsequenz werden die Ausbildungs- und 
Studienabbrüche zurückgehen und Unternehmen 
gut orientierte Jugendliche als Bewerberinnen 
und Bewerber um Ausbildungsplätze und Jobs 
erleben. 

In allen Kreisen und kreisfreien Städten wird an der 
Umsetzung gearbeitet. Verantwortlich dafür sind 
sogenannte Kommunale Koordinierungsstellen, 

deren Einrichtung mit ESF- und Landesmitteln 
unterstützt wird und die mittlerweile in allen  
53 Gebietskörperschaften ihre Arbeit aufgenom-
men haben. 

Mit den Mitteln des Bundes, des Landes und des 
ESF werden zudem Elemente der Berufs- und 
Studienorientierung gefördert. So zum Beispiel die 
Durchführung von Potenzialanalysen, die Einfüh-
rung von Portfolioinstrumenten und das Sammeln 
von Praxiserfahrung, auch für spezielle Zielgrup-
pen wie Jugendliche mit (schwerer) Behinderung, 
z.B. STAR – Schule trifft Arbeitswelt. Gefördert 
werden ebenso Angebote für besondere Zielgrup-
pen im Übergang, unter anderem „Produktions-
schule.NRW“ als auch „Jugend in Arbeit plus“ und 
die Teilzeitberufsausbildung für junge Eltern. 

Vorbeugung und Unterstützung 
für Familien im ländlichen Raum

Eine ganz neue Fördermöglichkeit für kleinere 
Kommunen bzw. Jugendamtsbezirke bietet künf-
tig ELER. Gefördert werden Handlungskonzepte, 
die auf vernetzte offene Angebote für Kinder und 
Familien setzen. Die Vernetzung bezieht sich in 
erster Linie auf die Bereiche Jugendhilfe, Bildung 
und Gesundheit. Weitere Akteure können einge-
bunden werden. Ein praktisches Beispiel für ein 
solches Angebot ist das Café „Kinderwagen“ in 
der Modellkommune Kreis Warendorf, in dem 
Jugendhilfe und der Gesundheitsbereich erfolg-
reich miteinander kooperieren. Ein Aufruf mit 
Förderrichtlinien soll im Herbst 2015 veröffentlicht 
werden (www.nrw-programm.nrw.de). Bewerben 
können sich Kommunen und Träger aus ländlich 
geprägten Räumen. Eine Kombination mit ESF- 
finanzierten Maßnahmen ist auch hier grundsätz-
lich möglich. 

LEADER

In den LEADER-Regionen unterstützt das Land 
über das NRW-Programm „Ländlicher Raum 
2014-2020“ mit Mitteln der Europäischen Union 
regionale Aktionsgruppen bei der Umsetzung 
ihrer Ziele. Grundlage vor Ort sind ideenreiche Ent-
wicklungskonzepte zu Themen, wie regenerative 
Energien, ländlicher Tourismus, die Vermarktung 
landwirtschaftlicher Produkte, die Erhaltung des 
kulturellen Erbes oder auch erstmals sozialprä-

ventive Ansätze. Anforderung bei den LEADER 
Konzepten ist außerdem eine altersgerechte 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. Im 
Rahmen eines Wettbewerbs wurden für die 
Förderperiode 2014-2020 insgesamt 28 Regionen 
anhand ihrer Konzepte ausgewählt. Darunter sind 
einige, die einen sozialpräventiven Ansatz verfol-
gen. Die Gesamthöhe der Fördersumme bis 2020 
beträgt insgesamt rund 75 Millionen Euro. 

Präventive Maßnahmen 
des Landes

Das Land finanziert mit Mitteln der Strukturfonds 
und Kofinanzierung aus Landesmitteln mehrere  
Programme und Maßnahmen zur besseren Verein- 
barkeit von Familie und Beruf, zur wissenschaftli-
chen Begleitforschung im Bereich Prävention und 
zur Schaffung ehrenamtlicher Unterstützungsstruk-
turen für Kinder, Jugendliche und Familien.

Dazu gehört unter anderem der Aufbau einer 
Koordinierungsstelle für das Netzwerk der 
AusbildungsPatenProjekte NRW. Die Koordinie-
rungsstelle soll dazu beitragen, die bestehenden 
Ausbildungspatenprojekte zu verstetigen, neue zu 
initiieren und Qualitätsstandards für diese Projekte 
zu generieren. Die ehrenamtliche Unterstützung 
von Jugendlichen im Übergang von Schule in den 
Beruf in Form von Ausbildungspatenschaften 
verstärkt die Maßnahmen, die im Zusammenhang 
von „Kein Abschluss ohne Anschluss“ stattfinden 
und ergänzt die Aktivitäten im Rahmen der Prä-
ventionskette, um Kindern und Jugendlichen den 
bestmöglichen Start zu ermöglichen.

Ein anderes Beispiel: Das „Landesbüro für soziale 
Innovation“ setzt sich zum Ziel, durch die schon 
weit verbreiteten ehrenamtlichen Patenstrukturen 
vor allem über den frühkindlichen Bereich hinaus 
weitere funktionierende Patenstrukturen im 
Kindheitsverlauf dort anzustoßen, wo Lücken sind, 
die durch ehrenamtliche Unterstützung sinnvoll 
geschlossen werden können. Beispielhaft sollen 
Projekte an einzelnen Übergangsphasen entwi-
ckelt werden. 

Nicht zuletzt gehört das Modellvorhaben „Kein 
Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen 
vor“ selbst zu den Präventionsmaßnahmen des 
Landes, die anteilig aus dem Europäischen Sozial-
fonds und Landesmitteln finanziert werden. 

Weitere Informa-
tionen unter:

www.
ausbildungspaten- 
nrw.de

Nähere Infor-
mationen und 
eine regionale 
Übersicht über 
die ausgewählten 
LEADER-Regionen 
unter:

www.umwelt.nrw.de

LEADER 
(= Liaison entre actions 
de développement 
de l‘économie rurale) 
ist ein Programm der 
EU, das von lokalen 
Aktionsgruppen 
erarbeitete innovative 
Entwicklungskonzepte 
im ländlichen Raum 
fördert. 

INFO

Weitere Informati-
onen in der Rubrik 
„Stadtentwick-
lung/Förderung“ 
unter:

www.mbwsv.nrw.de 

Weitere Informatio-
nen zum Landes-
vorhaben „Kein 
Abschluss ohne 
Anschluss“ und 
Materialien unter:

www.keinabschluss-
ohneanschluss.
nrw.de

www.arbeit.nrw.de

www.
berufsorientierung-
nrw.de
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LERNNETZWERK

UND WISSENS- 

TRANSFER
Die 18 Modellkommunen arbeiten in einem Lernnetzwerk zusammen, um sich 

durch regelmäßigen Erfahrungsaustausch beim Auf- und Ausbau kommunaler 

Präventionsketten gegenseitig zu unterstützen. Die Landeskoordinierungsstelle 

organisiert und moderiert diesen Austausch im Sinne einer fachlichen Beglei-

tung. Gemeinsam arbeiten alle darauf hin, dass die bisherigen Erfahrungen und 

Erkenntnisse nun auch Kommunen in Nordrhein-Westfalen über das Landemo-

dellvorhaben hinaus zur Verfügung gestellt werden können. Klar ist: Damit kom-

munale Präventionsketten erfolgreich sind, braucht es gemeinsame Präventions-

standards.
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Lernnetzwerk
Alle Modellkommu-
nen tauschen sich 
im Lernnetzwerk 
regelmäßig über 
ihre Erfahrungen 
beim Auf- und 
Ausbau von kom-
munalen Präventi-
onsketten aus und 
unterstützen sich 
gegenseitig. Der 
Prozess wird von 
der Landeskoordi-
nierungsstelle mo-
deriert und durch 
Expertenanhörun-
gen und Fortbil-
dungen qualifiziert 
begleitet. Die 
Ergebnisse fließen 
in das Konzept des 
Landesmodellvor-
habens ein.

2 Insbesondere 
sind in einem 
weiteren Schritt 
noch die ausste-
henden Ergebnisse 
der Evaluation des 
Landesmodell-
vorhabens einzu-
beziehen.

1 Werkbuch 
Präventionskette, 
LVG & AFS (2014), 
Hannover

WIE FUNKTIONIERT 
DAS LERNNETZWERK?

In der Regel beginnen die Lernnetzwerktreffen 
mit einem Überblicksvortrag zum jeweiligen 
Schwerpunktthema. Anschließend folgen zumeist 
Vorträge von Expertinnen und Experten aus 
Wissenschaft und Politik sowie eine Plenumsdis-
kussion. Am Nachmittag können sich die Modell-
kommunen in verschiedenen Arbeitsgruppen 
austauschen. Hier besteht auch die Möglichkeit, 
Perspektiven und Handlungsbedarfe aus kom-
munaler Sicht herauszuarbeiten und für die 
praxisnahe Weiterentwicklung des Modellvorha-
bens nutzbar zu machen. Die Landeskoordinie-
rungsstelle bündelt die Ergebnisse und spiegelt 
die daraus gezogenen Schlussfolgerungen im 
nächsten Lernnetzwerktreffen an die Kommunen 
zurück. Darüber hinaus werden Ergebnisse auch 
auf der Webseite des Landemodellvorhabens 
dokumentiert. In einem internen Bereich, in dem 
sich die Modellkommunen untereinander aus-
tauschen können, werden hier auch regelmäßig 
Dokumentationen der Lernnetzwerktreffen und 
programminterne Arbeitspapiere bereitgestellt. 
Diese aus der Qualitätsentwicklungsdebatte abge-
leitete Form der Prozessgestaltung sorgt dafür, 
dass kommunale Perspektiven in die Arbeit der 
Landeskoordinierungsstelle einfließen. Damit wird 
gleichzeitig auch die wissenschaftliche Autonomie 
der Prozessbegleitung durch die Landeskoordinie-
rungsstelle gegenüber der Landespolitik sicher-
gestellt. In diesem Reflexionsprozess entsteht für 
alle Akteure ein fachlicher Mehrwert.

Zum Lernnetzwerk gehörten in den vergangenen 
Jahren auch vier sogenannte Themencluster, in 
denen interessierte Modellkommunen in vier-
teljährlichen Treffen ganztägig selbst gewählte 
Schwerpunkthemen aus den Bereichen „Innova-

tive Finanzierungsmodelle“, „Sozialraummanage-
ment“, „Übergangsmanagement“ und „Einbindung 
der Zivilgesellschaft“ diskutierten. Im Vergleich zu 
den Lernnetzwerktreffen stand hier der interkom-
munale Austausch noch stärker im Vordergrund. 
Auch in diesem Arbeitsformat wurden externe 
Expertinnen und Experten aus Politik und Wissen-
schaft beteiligt und Konzeptentwicklung betrieben.

Dieser vergleichsweise zeitaufwändige und dichte 
fachliche Austausch im Lernnetzwerk bildet eine 
wesentliche Basis für die von der Landeskoor-
dinierungsstelle betriebene einzelkommunale 
Begleitung. Diese basiert auf strategischen Zielfin-
dungs-Workshops in den einzelnen Kommunen, 
die zu Beginn des Modellvorhabens durchgeführt 
wurden. Der Fortschritt in der jeweiligen Zielum-
setzung wurde fortlaufend in Quartalsgesprächen 
diskutiert und dokumentiert.

Um Kommunen künftig noch strukturierter und 
effizienter unterstützen zu können, erarbeitet die 
Landeskoordinierungsstelle derzeit auf Grundlage 
der vorliegenden Erfahrungen und Ergebnisse 
verschiedene Methoden und Verfahren (Tools)  
zur Unterstützung

  des Austauschs zwischen den Kommunen 
(Interkommunaler Wissenstransfer),

  der onlinegestützten kleinräumigen  
Bestandsaufnahme (z. B. zur Erfassung  
der Präventionsangebote und -netzwerke  
in einem Stadtteil), und

  der Selbstevaluation der kommunalen  
Koordinatoren und Koordinatorinnen.

Seit 2012 arbeiten 18 Modellkommunen im Rahmen des Lernnetzwerks von 

„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ zusammen. 

In bislang 12 Lernnetzwerktreffen fand ein jeweils ganztägiger Austausch zu 

Gestaltungsfeldern statt, die für den Auf- und Ausbau kommunaler 

Präventionsketten wichtig sind.

Schließlich finden bis zum Abschluss des Mo-
dellvorhabens Ende 2015 in etwa der Hälfte der 
Kommunen kommunale Entwicklungskonferen-
zen unter Anleitung der Landeskoordinierungs-
stelle statt. Diese Tagungen werden auf Leitungs-
ebene träger- und ämterübergreifend mit dem 
Ziel durchgeführt, vorbeugende Politik auch über 
das Ende des Landesmodellvorhabens hinaus 
zu verankern. In diesen extern und professionell 
moderierten Managerkonferenzen geht es vor al-
lem darum, dass der Funke überspringt und auch 
bislang zögerliche oder eher wenig eingebundene 
Akteure für das gemeinsame Ziel einer vom Kind 
her gedachten, ämter- und trägerübergreifen-
den kommunalen Zusammenarbeit gewonnen 
werden können. Dieses freiwillige Angebot wird 
nicht von allen Kommunen genutzt, da man zum 
Teil vor Ort schon eigene vergleichbare Formate 
nutzt oder ganz einfach nicht an einem Punkt der 
Entwicklung steht, an dem eine solche Konferenz 
als konsequenter nächster Schritt notwendig und 
sinnvoll erschiene.

Wie der Aufbau kommunal koordi-
nierter Präventionsketten gelingt

Nach drei Jahren intensiver kommunaler Be-
gleitung im Lernnetzwerk lassen sich fachlich 
tragfähige Leitlinien für den Aufbau kommunal 
koordinierter Präventionsketten benennen.1

Um künftig als „Präventionsstandards“ gelten 
zu dürfen, muss in diesen Leitlinien reflektiert 
werden, dass jede Kommune anders ist und 
es in der Netzwerkbildung daher ganz generell 
keinen übergreifenden Masterplan geben kann. 
Die Vorteile kommunal koordinierter Netzwerke 
gegenüber den herkömmlichen Verwaltungs- 
und Trägerstrukturen rühren daher, dass Netz-
werke im Vergleich zum Verwaltungshandeln 
ein höheres Maß an Flexibilität und Passge-
nauigkeit von Lösungen versprechen. Mit der 
Vorlage einer kommunal übergreifend standar-
disierten Aufbau- und Ablauforganisation würde 
aber genau dieser Vorteil wieder verspielt. 
Wichtig ist auch: Bei der Gestaltung kommunal 
koordinierter Präventionsketten muss nicht 
jede Kommune das Rad neu erfinden. 
Mit der Formulierung der hier vorgestellten 
Präventionsstandards wird der Anspruch erho-
ben, die Vorteile flexibler Netzwerklösungen mit 
der Erfüllung übergreifender und verbindlicher 
Rahmenbedingungen zu verbinden. 

Die Präventionsstandards

Die hier vorgestellten Standards resultieren 
(neben der Fachliteratur) aus der mehrjähri-
gen Begleitung des Landesmodellvorhabens 
und sind fachlich belastbar. Es wird aber kein 
Anspruch auf Vollständigkeit oder endgültige 
Ausformulierung gestellt.2 In einem künftigen 
Konkretisierungsschritt können dann Qua-
litätskriterien und Handlungsempfehlungen 
für konkrete Bereiche erarbeitet werden. Es 
geht dabei im Kern immer um die Qualität der 
Präventionskette, nicht um die konkrete An-
gebotsebene. Für die Angebots- und Maßnah-
menebene gelten jeweils eigene – größtenteils 
themenspezifische – Qualitätsstandards, die 
hier nicht näher beleuchtet werden sollen. Al-
lerdings müssen auch diese Maßnahmen und 
Angebote Anforderungen erfüllen, um mit den 
auf Netzwerkebene formulierten Präventions-
standards im Einklang zu stehen. Es geht also 
um die optimale Einpassung dieser Maßnah-
men und Angebote in das Puzzle „kommunal 
koordinierte Präventionskette“. Aus dieser 
Sicht ergeben sich unter anderem folgende 
Erfordernisse:

  transparente, bereichs- und einrichtungs- 
übergreifende Vernetzung und multiprofes- 
sionelle Zusammenarbeit, z. B. im Sinne 
eines abgestimmten und idealerweise inte- 
grierten Fallmanagements und einer bruch- 
losen Gestaltung wichtiger biografischer 
Übergänge,

  umfassende Beteiligungsorientierung und 
Elternstärkung und 

  Einbettung von Maßnahmen in übergrei- 
fende Formen wirkungsorientierter Steu- 
erung und Qualitätsentwicklung, z.B. im 
Rahmen kommunaler Qualitätszirkel und 
Wirksamkeitsdialoge.

Darüber hinaus gibt es eine Reihe eigenstän-
diger Qualitätsstandards in den einzelnen 
präventiven Handlungsfeldern, die einerseits 
weit über das hier skizzierte hinausgehen, 
andererseits aber auch lediglich bereichs-
spezifische Geltung (etwa für die Gestaltung 
Früher Hilfen, des schulischen und schulbe-
zogenen Ganztags oder der Quartiersarbeit) 
beanspruchen.
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PRÄVENTION 
ALS STRATEGISCHE 
ENTSCHEIDUNG

Dies darf nicht verwundern: Wer vernetzt 
arbeiten will, muss Routinen verändern, den 
eigenen Ressourceneinsatz mit anderen ko-
ordinieren und ganz allgemein den Schritt von 
getrennten Zuständigkeiten zur gemeinsamen 
Verantwortungsübernahme gehen. Vor allem 
zu Beginn des Aufbaus kommunal koordinier-
ter Präventionsketten erscheint dies für einige 
Akteure als Autonomie- und Machtverlust, 
für den es wenig Akzeptanz gibt. Neben den 
eigenen Organisationsinteressen verlangt 
dieser Sichtwechsel, gemeinsam ‚vom Kind 
her zu denken‘, aber auch häufig eine ganz 
andere Organisations- und Professionskultur, 
die ebenfalls nicht vom Himmel fällt. So kann 
die zwischenbehördliche Zuständigkeits-
klärung im Sozialrecht – durchaus von allen 

Beteiligten ungewollte – Zugangsbarrieren 
zu Leistungen gerade für jene Zielgruppen 
aufschichten, die den mutmaßlich höchsten 
Unterstützungsbedarf haben. Darüber hinaus 
kontrastiert die Rolle der sozialrechtlichen 
Leistungsträger als Sachwalter für die ihnen 
anvertrauten Steuer- oder Beitragsgelder mit 
einer bürger- und serviceorientierten Organi-
sations- und Verwaltungskultur, die Leistungen 
eher zielgenau platzieren als zurückhalten will. 
Einer Neubestimmung dieses Spannungsfelds 
ist eine große Herausforderung.

Verwaltungsorganisationen begeben sich 
zumeist nur dann auf diesen Weg, wenn ihnen 
dieser zum einen durch ihre Leitung in verwal-
tungsgängiger Form verordnet und vorgegeben 

wird und ihnen zum 
anderen der Sinn 
einer entsprechend 
zu ändernden Pra- 
xis umfassend nahe- 
gebracht wird. Die 
Leitung muss sich 
klar in Richtung prä-
ventionsorientierter 
Umsteuerung po-
sitionieren und ihre 
Gründe und Motive 
dabei transparent 
machen.

Das gleiche Bild spiegelt sich im kommunalen 
Raum. Einzelne Ämter, Dezernate oder auch 
freie Träger tendieren zu Beginn zuweilen 
dazu, die ‚Karawane weiterziehen‘ zu lassen, 
anstatt bewährte Routinen in Frage zu stellen. 
Erst wenn das Management den Eindruck ge-
winnt, dass der Zug ohne es abfährt, ist eine 
Nichtbeteiligung am Auf- und Ausbau der 
Präventionskette irgendwann keine Option 
mehr. Man kann also einen Wertewandel und 
eine vom Kind her gedachte Präventionsar-
beit nicht einseitig von oben verordnen, wird 
aber ohne entsprechendes Führungsver-
halten auch niemanden für die gemeinsame 
Gestaltung hinzugewinnen. Die Folgen einer 
nicht von der Führungsebene getragenen 
Anstrengung sind oft vielfältige und tiefgrei-
fende Frustrationserfahrungen bei denen, 
die sich ohne politische Rückendeckung auf 
den Weg gemacht haben. Solche Netzwerke 
bleiben in der Regel personenabhängig und 
fallen mit dem Weggang oder dem Rückzug 
ihrer Initiatoren und Initiatorinnen schnell in 
sich zusammen.

Die Glaubwürdigkeit einer Steuerungsstruk-
tur, die von der kommunalen Spitze her 
legitimiert und aktiv unterstützt wird, stellt 
sich selbstverständlich nicht ohne den Bezug 
auf konkrete Inhalte her. Erforderlich ist daher 
ein beteiligungsorientiert zu erstellendes 
und auf die einzelkommunalen Bedingun-
gen zugeschnittenes Leitbild zur Prävention 
(vgl. S.23). Der Test für eine kommunale 
Gesamtstrategie ist also ein (möglichst 
konsensueller) Ratsbeschluss zum übergrei-
fenden Präventionsleitbild und eines davon 
abgeleiteten, konkret befristeten Aktions-

plans in den zuständigen Ausschüssen.  
Dabei sollten

  visionäre und operationelle Ziele,
  einzusetzende Ressourcen, und
  Indikatoren zur Messung des Zieler- 

reichungsgrads

verbindlich beschrieben werden. Es ist von Be-
deutung, dass die Leitbilderarbeitung als Basis 
des Ganzen möglichst unter breiter  
Beteiligung aller für die Umsetzung benötigten 
Akteure erfolgt. Von Vorteil ist dabei, direkt 
einen strategischen Zielfindungsprozess 
anzukoppeln, um gemeinsame Visionszie-
le, eine Meilensteinplanung zur Umsetzung 
sowie Kenngrößen zur Messung des Zielerrei-
chungsgrads zu vereinbaren (z. B. nach dem 
SMART-Modell3).

Neben einem eindeutigen Führungsverhalten 
der kommunalen Spitze ist die Einrichtung 
einer arbeitsfähigen, möglichst hochrangig 
sowie träger- und ämterübergreifend zusam-
mengesetzten Steuerungsgruppe von beson-
derer Bedeutung. In ihr sollten die Bereiche 
Kinder- und Jugendhilfe, Schule, Soziales und 
Gesundheitsförderung auf Leitungsebene 
vertreten sein. Die Fragen, inwiefern hier wei-
tere Bereiche (z. B. Sport, Kultur) zu reprä-
sentieren sind und inwiefern auch freie Träger 
eingebunden werden, wird einzelkommunal 
unterschiedlich beantwortet. Die Mindesthie- 
rarchieebene lässt sich in doppelter Weise 
begründen: Zum einen müssen die Mitglieder 
genügend Amtskompetenz mitbringen, um 
ohne ständige Rückversicherung bei ihren 
Vorgesetzten steuern zu können. Zum an-
deren müssen sie in sich als Person jeweils 
genügend Amtskompetenz bündeln, um die 
Präventionskette lebensphasenübergreifend 
gestalten zu können – dies ist dann z. B. durch 
die Jugendamtsleitung gewährleistet, nicht 
aber durch die Fachbereichsleitung Kinder-
tagesstätten, insofern diese das Jugendamt 
in der Steuerungsgruppe vertreten soll. Die 
Landeskoordinierungsstelle empfiehlt daher 
eine möglichst breite und hochrangige Aufstel-
lung der Steuerungsgruppe, natürlich unter 
Wahrung der Arbeitsfähigkeit des Gremiums.

Erst mit diesem Schritt der Etablierung einer 
Steuerungsgruppe wird die Basis dafür 

3 Doran, G. T. (1981): 
There‘s a S.M.A.R.T. 
way to write ma-
nagement‘s goals 
and objectives, Ma-
nagement Review, 
Vol. 70, Issue 11, S. 
35-36.

Der Aufbau kommunal koordinierter Präventionsketten braucht einen 

langen Atem. Viele Versuche, ein solches System von der Ebene des mittleren 

Managements – etwa von der Jugendhilfeplanung oder vom öffentlichen 

Gesundheitsdienst – aufzubauen, scheitern häufig an unzureichender 

Kooperationsbereitschaft wichtiger Ämter, Dienste, Träger und Einrichtungen. 

  Das Netzwerk wird durch einen Ratsbe- 

schluss zum Präventionsleitbild norma- 

tiv verantwortet

  Die kommunale Spitze bekennt sich aktiv 

zu den Leitzielen des Netzwerks

  Es wird eine hochrangig besetzte  

Steuerungsgruppe eingerichtet

  Es wird eine hauptamtliche Netz- 

werkkoordination eingerichtet

PRÄVENTIONSSTANDARDS
Prävention wird als kommunale strategische 
Entscheidung verstanden
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Gegenstrom-
prinzip

Normative Absicherung
Verantwortung der kommu-
nalpolitischen Ausschüsse 
(Jugend, Schule, Gesundheit, 
Soziales, Ordnung und ande-
re): Leitbild, Ziele, Ressourcen, 
lokaler Orientierungsrahmen

Strategische Steuerungs-
ebene
Vereinbarung zwischen Ver-
waltung und freien Trägern/
Dienstleistern über Ressorts 
hinweg; Beteiligung von 
Repräsentanten der Zivilge-
sellschaft

Operative Ebene des Primär-
prozesses
Multiprofessionelle adressat-
bezogene Kooperation auf der 
Handlungsebene zwischen 
Fachkräften von Einrichtungen 
des Gesundheitswesens, der 
Jugendhilfe, der Schule, des 
Sozialbereichs, Eltern und 
Kindern, lokalen Stakeholdern 
etc.

 

Steuerungs- und Handlungsebenen von Präventionsketten nach Schubert4

Einbettung in die kommunale Verantwortungskaskade
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gelegt, fachliche Impulse aus dem Präventi-
onsnetzwerk in die beteiligten Institutionen 
und Einrichtungen einspeisen zu können und 
dort dann für eine nachhaltige Umsetzung des 
kommunalen Aktionsplans Sorge zu tragen. 
Gleichzeitig bündelt die Steuerungsgruppe 
Rückmeldungen der beteiligten Partner – ins-
besondere aus der Praxisebene – in Richtung 
einer praxistauglichen Konkretisierung und 
Weiterentwicklung (Gegenstromprinzip; 
s. Abb. auf dieser Seite).

Die hauptamtlich besetzte Netzwerkkoor-
dination stellt eine wesentliche Gelingens-
bedingung bei der Umsetzung der von der 
Steuerungsgruppe beschlossenen Aktivitäten 
dar und sollte unabhängig von Sonderförder-
programmen als institutionelle Regelstruktur 

verankert werden. Dabei ist von Bedeutung, 
dass diese Stelle hochrangig besetzt und mit 
entsprechenden Amtsbefugnissen ausge-
stattet wird. Zudem empfiehlt es sich, bei der 
Stellenbesetzung auf verwaltungserfahrene 
Fachkräfte zurückzugreifen. Die Landeskoor-
dinierungsstelle empfiehlt hierzu ein Hier-
archie- und Besoldungsniveau auf der Höhe 
von Jugendhilfeplannerinnen und -planern, 
da man nur so entsprechend qualifiziertes 
Personal gewinnen und mit hinreichenden 
Amtsbefugnissen ausstatten kann. Insbeson-
dere muss die Netzwerkkoordinatorin oder 
der Netzwerkkoordinator dazu befugt sein, 
eigenständige Außenkontakte zu anderen 
Ämtern und Trägern zu pflegen.

LEITBILD UND 
BETEILIGUNGSORIENTIERUNG

Dies gelingt am besten, indem man sie schon 
in die Angebotsplanung einbezieht, ihnen also 
Vorschlags- und Mitgestaltungsrechte einräumt. 
Dabei sind mehrere Gelingensbedingungen zu 
beachten:

 Kinder und Jugendliche sind als Träger eige-
ner, unveräußerlicher Kinderrechte zu sehen 
und müssen in altersangemessener Weise an der 
Planung und Ausgestaltung präventiver Maßnah-
men und Strukturen beteiligt werden.

 Eine frühzeitige und umfassende Eltern-
beteiligung – auch in institutionell schwer 
erreichbaren Milieus – sichert die Anschlussfä-
higkeit präventiven Handelns an die alltägliche 

Lebensführung in der Familie und entschärft, 
ganz nebenbei, viele der immer wieder beklagten 
Datenschutzprobleme (z. B. beim Übergangsma-
nagement Kita-Grundschule und Grundschule- 
weiterführende Schule).

 Elternstärkende Maßnahmen erweisen sich 
häufig als Königsweg zur nachhaltigen Stärkung 
von Kindern und werden auch in vielen Modell-
kommunen als noch ausbaufähig erachtet. Auch 
hier lässt sich die Einpassung von Elternbildungs-
angeboten in den alltagsweltlichen Erfahrungs-
kontext der Eltern oft besser über deren umfas-
sende und frühzeitige Beteiligung sicherstellen.
Während sich diese Form der Beteiligungs-
orientierung in jedem Angebot und in jeder 

Prävention soll nicht einfach nur Defizite ausgleichen, sondern die Hand-

lungsbefähigung von Menschen fördern. Dies kann nur durch passgenaue 

Angebote gelingen, die den Menschen auch bekannt sind, von ihnen ange-

nommen werden und sich in ihre alltägliche Lebensführung einfügen. 

4 Schubert, H. 
(2012): Netzwerke 
der Wohlfahrtspro-
duktion im 
Präventionsbe-
reich. 3. Lernnetz-
werktreffen des 
NRW-Modellvor-
habens „Kein Kind 
zurücklassen!“ 
am 20. November 
2012 in Münster/
Westfalen.

  Neben der altersangemessenen direkten 

Beteiligung von Kindern und Jugend- 

lichen, deren eigenständige Rechte zu 

beachten sind, ist auch die Beteiligung und 

Stärkung von Eltern eine zentrale Gelin- 

gensbedingung der Gestaltung von Präven- 

tionsketten.

  Ein Leitbild zur Gestaltung der kommuna- 

len Präventionskette wurde mit allen rele- 

 

 

 

 

vanten Akteuren vereinbart und im Rah-

men eines gemeinsamen strategischen 

Zielfindungsprozesses in einem kommuna-

len Aktionsplan konkretisiert.

  Die Partner verpflichten sich auf  

abgestimmte Formen der Qualitätsent- 

wicklung/-sicherung.

PRÄVENTIONSSTANDARDS
Kommunale Passgenauigkeit erfordert Beteiligungsorientierung
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Maßnahme anders darstellt – und daher hier 
nur im Allgemeinen angesprochen werden 
kann – ist Beteiligungsorientierung auch auf 
der Ebene der Präventionsnetzwerke/
-ketten eine entscheidende Gelingensbedin-
gung. Und dies in mehrfacher Hinsicht:

Die ämter-, träger- und themenbereichsüber-
greifende Erarbeitung eines kommunalen 
Leitbildes zur Prävention ist von entschei-
dender Bedeutung, um die Unterstützung 
der wichtigen Akteure vor Ort zu gewinnen. 

Der Prozess der Leitbildentwicklung lässt 
sich dabei nicht dadurch abkürzen, dass man 
entsprechende Formulierungen anderer 

Kommunen neu miteinander kombiniert und 
Hochglanzbroschüren herausbringt. Ent-
scheidend ist vielmehr das bindende Ver-
pflichtungsgefühl (commitment) der Betei-
ligten im Hinblick auf die Umsetzung des im 
Konsens vereinbarten Leitbildes. Aus diesem 
Grund empfiehlt die Landeskoordinierungs-
stelle, das kommunale Leitbild von vornehe-
rein so breit wie möglich zu verankern und 
dabei unter anderem auch die freien Träger 
und ihre Organisationen mit einzubeziehen. 
Daneben müssen auch die Schulaufsicht, 
die Wirtschaft, das Gesundheitswesen und 
– wo es sinnvoll ist – die Arbeitsagentur 
eingebunden werden. Aber nicht alle Kom-
munen sehen das so: Mancherorts will man 
sich auch als gewählte kommunalpolitische 
Spitze nicht von der Konsensbildung mit ver-
schiedenen Interessengruppen und außer-

kommunalen öffentlichen Akteuren abhängig 
machen und erarbeitet daher bewusst ein 
zunächst nur von der Kommunalverwaltung 
und von den demokratisch gewählten Amts- 
und Funktionsträgern getragenes Leitbild. 
Diese Unterschiede im Steuerungsverständ-
nis findet man generell so vor. Es handelt sich 
nicht um eine Besonderheit der 18 Modell-
kommunen. In der sozialwissenschaftlichen 
Literatur wird dies unter dem Begriff „local 
grovernance“ diskutiert.5 

Wie auch immer diese Frage der Beteiligung 
nicht-kommunaler Akteure vor Ort ent-
schieden wird: Es ist weiterhin von Bedeu-
tung, dass der Leitbildprozess nicht auf der 

Ebene allgemeiner Formulierungen 
verbleibt, sondern im Sinne einer 
strategischen Zielfindung mit 
operationalisierbaren Teilzielen, 
Meilensteinplanungen und Kenngrö-
ßen zur Wirkungsmessung unterlegt 
wird. Dabei tun sich viele Kommunen 
derzeit noch schwer, Kenngrößen 
zur Wirkungsmessung konkret zu 
benennen und diese dann auch 
tatsächlich mit einer regelmäßigen 
Datenberichterstattung (Monitoring) 
zu unterlegen. Diese für jegliche 
Form von wirkungsorientierter Steu-
erung zu nehmende Hürde liegt im 
Moment für Viele noch zu hoch. Das 
Land unterstützt die Kommunen seit 
dem Sommer mit der Einrichtung 

einer Fachstelle für sozialraumorientierte 
Armutsbekämpfung6, die nicht zuletzt auch 
beim Aufbau einer integrierten kommunalen 
Sozialplanung behilflich sein soll. Unabhän-
gig davon wird die Evaluation von „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen 
vor“ hier weitere Grundlagen aufzeigen. 
Auch für diesen Kontext wirkungsorientier-
ter Steuerung gilt die Gelingensbedingung 
der Beteiligungsorientierung und übersetzt 
sich in „Qualitätsentwicklung“: Verlässliche 
Zahlen erhält man nur in einem Prozess mit 
dem Ziel, gemeinsam besser zu werden – nur 
so können auch Misserfolge im Sinne unwirk-
samer Maßnahmen angstfrei kommuniziert 
werden. 

TRANSPARENZ

Ein ämter- und trägerübergreifend aufgestell-
tes Netzwerk aus den Bereichen Kinder- und 
Jugendhilfe, Schule, Gesundheitsförderung und 
Soziales sowie weiterer Institutionen und Hand-
lungsfelder (z. B. Kultur, Sport und Bewegung) 
sozialräumlich (z. B. nach Stadtteilen gegliedert) 
aufzustellen, erweist sich schon in mittelgroßen 
kreisangehörigen Gemeinden als Herkulesauf-
gabe, die ohne geeignete Datenerfassungs- und 
Planungsinstrumente nicht zu bewältigen ist. Im 
Rahmen dieses Texts können die sich dabei stel-
lenden Gelingensbedingungen nicht im Einzelnen 
argumentativ hergeleitet, sondern nur zusam-
menfassend benannt werden: 

Transparenz kann – gerade in den in der Regel 
bevölkerungsreichen Städten, Kreisen und 
Gemeinden in NRW – nur noch durch profes-
sionell betriebene Datenerfassung und deren 
indikatorgestützter Aufbereitung in kommunalen 

Berichtssystemen (Monitoring) gewährleistet 
werden. Die klassische Variante eines Jugend-
hilfeplaners oder einer Jugendhilfeplanerin, der 
oder die beteuert, alle zu kennen und den Über-
blick über die kommunale Angebotslandschaft 
zu haben, reicht hier nicht mehr aus.

Wichtig ist im Hinblick auf das zu entwickelnde 
Datenkonzept, dass dabei

1.   nur tatsächlich steuerungsrelevante Kenngrö-
ßen und Indikatoren entwickelt werden  
und

2.  auch prozessbezogene Daten aus dem 
Kontext einer ämter- und trägerübergreifend 
aufgestellten Qualitätsentwicklung (z. B. 
kommunale Qualitätszirkel und Wirksam-
keitsdialoge, Fach- und Finanzcontrolling) 
einbezogen werden.

Die Sicherstellung der Transparenz kommunaler Präventionsketten für 

Adressatinnen und Adressaten, Institutionen sowie für die steuerungs- und 

koordinierungsrelevanten Gremien ist eine nicht zu unterschätzende 

Aufgabe und Herausforderung. 

5 Vgl. hierzu mit 
kritischem Blick: 
Papadopoulos, Y. 
(2010): Governan-
ce und Demokratie. 
In: Benz, A. (Hrsg.): 
Governance – Re-
gieren in komplexen 
Regelsystemen. 
2. Auflage. Wiesba-
den: VS Verlag für 
Sozialwissenschaf-
ten. S. 225-244.

6 http://nrw-pro-
jektsoziales.de/
sozialplanung/
fachstelle-fuer-so-
zialraumorien-
tierte-armutsbe-
kaempfung-fsa.
html

  Das kommunale Datenkonzept bildet die 

Grundlage einer integrierten Sozialplanung.

  Eine kommunale Bestandsanalyse präven-

tionsrelevanter Angebote und Netzwerke 

wurde durchgeführt und wird regelmäßig 

aktualisiert. Ihre Ergebnisse dienen als Basis 

einer bereichsübergreifenden kommunalen 

Fachplanung, etwa in Richtung der Identifi-

kation von Lücken und der Planung entspre-

chender Ausbauschwerpunkte.

  Die Kommune verfügt über ein bereichs- 

übergreifend kohärentes Datenkonzept.

  Wichtige Kernindikatoren des aufzubauen-

den Monitorings werden in kleinräumiger, 

wo nötig auch einrichtungsbezogener 

Auflösungstiefe berechnet.

  Prozessbezogene Daten aus trägerüber-

greifenden Qualitätsentwicklungsprozes-

sen liegen vor.

PRÄVENTIONSSTANDARDS
Die Transparenz der Präventionsinfrastruktur ist gesichert
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Derzeit werden Monitoringsysteme hingegen 
häufig einseitig von der amtsstatistischen 
Datenverfügbarkeit her konzipiert: Ausge-
wertet wird nur das, was man zur Verfügung 
hat und nach Möglichkeit sozialraum- und 
einrichtungsscharf oder gar auf Individualda-

tenbasis aufschlüsseln kann. Dieser Ansatz 
ist pragmatisch sinnvoll, muss aber durch 
eine Datengewinnungsstrategie ergänzt 
werden, die sich an den oben genannten 
Kriterien orientiert.

  Kommunale Detailplanungen werden zum  

Zweck der Optimierung präventiver An- 

gebots- und Netzwerkstrukturen miteinander 

verknüpft.

  Leitprinzip der Planung ist der Abbau unglei- 

cher (sozialräumlicher und zielgruppenbe- 

zogener) Lebenslagen durch entsprechende 

Bündelung des Ressourceneinsatzes.

  Freie Träger werden in die strategische Ziel- 

findung eingebunden und beteiligt.

  In der Kommune sind im Präventionsbereich 

flächendeckend trägerübergreifende,  

wirkungsorientiert gesteuerte Teilnetzwer- 

ke eingerichtet; diese können themenspezifi- 

schen und/oder sozialräumlichen Zuschnitts 

sein. Die Wirkungsmessung steht im Kontext  

von Qualitätsentwicklung: Gemeinsam bes- 

ser werden!

Das informationelle Selbstbestimmungsrecht 
bildet die Grenze der sozialstatistischen Analyse-
tiefe bei der Erfassung ungleicher Lebenslagen im 
kommunalen Raum.

Eine zweite Herausforderung besteht darin, die 
unterschiedlichen Perspektiven der einzelnen 
kommunalen Detailplanungen – etwa von Ju-
gendhilfe- und Schulentwicklungsplanung, Stad-
tentwicklungs- und herkömmlicher Sozialpla-
nung – in einen gemeinsamen konzeptionellen 
Rahmen einzubringen. In der Kommunalverwal-
tung existieren gewachsene, bereichsspezifische 
Institutions- und Organisationskulturen mit 
eigener Fachterminologie und einer auch anzu-
treffenden Abschottungsdynamik. Erste wichtige 
Schritte zur integrierten Planung bestehen daher 
häufig in der Schaffung einer gemeinsamen 
fachlichen und zwischenmenschlichen Verstän-
digungsgrundlage sowie einer Logik der Schnitt-
stellenoptimierung – man sucht also erst einmal 
nach systematischen Anschlüssen zwischen den 
einzelnen Fachplanungen und widmet sich erst 
nach erfolgtem organisationalen Lernprozess der 
anspruchsvolleren Frage nach deren Integration.

Die dritte Herausforderung berührt das Ver-
hältnis zwischen freien und öffentlichen Trägern 
in den einzelnen Gestaltungsfeldern der Präven-
tionskette. Hier erscheint es aus Sicht der Lan-
deskoordinierungsstelle wichtig, die freien Träger 
frühzeitig in den Prozess der strategischen 
kommunalen Zielfindung einzubeziehen und die 
vom Leitbild bis hin zu konkreten Planungsvor- 
haben konkretisierte Zielpyramide mit ihnen 
gemeinsam zu entwickeln. Im Idealfall stützt sich 
die gesamtkommunale integrierte Sozialplanung 
dabei auf Prozessdaten aus Teilnetzwerken der 
Präventionskette, die einen thematischen und/
oder sozialräumlichen Fokus haben können. 
Dies gelingt allerdings nur insoweit, wie auch 
auf der kommunalen Ebene die Netzwerkwäh-
rung „Vertrauen“ gilt. Ein Beispiel: Wenn ein 
kommunaler Qualitätszirkel etwa im Bereich 
schulischer Ganztag zu dem Ergebnis kommt, 
dass ein kommunal geförderter Maßnahmen-
katalog nicht die erforderliche Wirkung erzielt, 
müssen die Maßnahmenträger darauf vertrauen 
können, dass es zu einer Verständigung über 
die fachliche Neuorientierung der Maßnahmen 
kommt, ohne dass ihnen einfach die Förder-
mittel entzogen werden. Gerade für freie Träger 
ist das Thema Planungssicherheit von hoher 

Bedeutung, da man ansonsten projektfinanzier-
tes, erfahrenes Fachpersonal im Zweifelsfall nicht 
halten kann. Integrierte Sozialplanung hat also 
einen Weg zu finden, die kommunale Angebots-
landschaft wirkungsorientiert zu gestalten und 
dabei das fachliche Potenzial und die Zugänge 
der Träger zur Zielgruppe bestmöglich zu erhal-
ten und weiterzuentwickeln. Dies geht weit über 
die Interpretation sozialstatistischer Kenngrößen 
und Indikatoren hinaus und verdeutlicht erneut 
das zentrale Erfordernis einer umfassenden, 
konsensorientierten Beteiligungskultur.

Diese kurze Skizze verdeutlicht, wie ambitioniert 
der Aufbau einer integrierten kommunalen 
Sozialplanung mit Fokus Prävention ist. Die im 
Sommer 2015 erfolgte Gründung der Fachstelle 
für sozialraumorientierte Armutsbekämpfung 
wird sich diesen Aufgaben widmen.

FAZIT

Aus der gut dreijährigen Arbeit der Landes-
koordinierungsstelle lassen sich klare Schluss-
folgerungen im Hinblick auf eine landesweite 
Umsetzung vorbeugender Politik ableiten. 
Diese werden hier als Präventionsstandards 
bezeichnet und bis Ende des Jahres weiter 
präzisiert, auch unter Einbeziehung der Er-
gebnisse der Evaluation. Schon jetzt lässt sich 
aber festhalten, dass es zwar

1.   keinen Masterplan gibt, den man ohne  
Ansehen der einzelkommunalen Ausgangs-
bedingungen überall in gleicher Weise 
umsetzen könnte, sich aber

2.  Gelingensbedingungen und Eckpunkte 
benennen lassen, die beim Auf- und Ausbau 
kommunal koordinierter Präventionsketten 
zu beachten sind.

Besonders wichtig sind ein bereichs- und 
trägerübergreifend konsensuell abgestimmtes 
und transparentes Handeln, eine ausgeprägte 
Wirkungsorientierung und eine auf Stärkung 
der Beteiligungsrechte von Eltern und Kin-
dern ausgerichtete fachliche Orientierung, die 
nicht vorrangig an Defiziten, Krankheiten oder 
auch Auffälligkeiten orientiert ist, sondern im 
Gegenteil die Stärken und Ressourcen der 
Menschen in den Mittelpunkt stellt.

INTEGRIERTE
SOZIALPLANUNG

Bei wirkungsorientierter Steuerung geht es 
darum,

1.   knappe Präventionsressourcen prioritär  
dort einzusetzen, wo sie mutmaßlich am drin-
gendsten gebraucht werden und die größten 
Effekte versprechen (quartiers- und zielgrup-
penbezogene Zugangssteuerung),  
sowie

2.  die auf diese Weise zielgenau zugeordneten 
Maßnahmen auch passgenau, das heißt 

effektiv und effizient, einzusetzen (Wirkungs- 
kettenanalyse). 

Dabei besteht die erste Herausforderung in der 
Erstellung eines schlanken und schnell überschau-
baren Indikatorensets mit hohem fachplaneri-
schem Orientierungspotenzial. Daten sind nach 
Möglichkeit kleinräumig (z. B. Wohnquartiere), 
einrichtungsscharf und zum Teil auch auf Individu-
aldatenbasis (z. B. Anteil der SGB II-Empfänger im 
Wohnquartier) auszuwerten, um besonders belas-
tete Zielgruppen und Stadtviertel zu identifizieren. 

Ein brauchbares Datenkonzept und Berichtssystem bildet die 

Grundlage jeglicher wirkungsorientierten Steuerungsstruktur. 

PRÄVENTIONSSTANDARDS
Das kommunale Datenkonzept bildet die Grundlage 
einer integrierten Sozialplanung
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Gibt es konkrete Beispiele?

Debener: Im Übergang von der Jugendhilfe zur 
Grundsicherung für Arbeitssuchende, Hartz 
IV, geraten viele Jugendliche unter die Räder. 
Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
den verschiedenen Einrichtungen weisen 
Politik und Verwaltung darauf hin, dass diese 
Investitionen in Jugendliche nur nachhaltig 
wirken, wenn es keine Brüche in der Beglei-
tung und Betreuung gibt. Übergänge müssen 
gestaltet werden. Diese Erkenntnis hat vielfach 
zu einem Umdenken in den Jugendämtern und 
den Jobcentern geführt.

Sie sind als Fachreferent der Freien Wohl-
fahrtspflege in der Landeskoordinierungs-
stelle – welchen Input konnten Sie hier 
einbringen?

Debener: Hier geht es vor allem darum, die 
Strukturen, Angebote und Möglichkeiten der 
Freien Träger in den jeweiligen Modellkom-
munen deutlich zu machen. So schwierig wie 
für manche Träger das Verwaltungshandeln 
zu verstehen ist, so schwer sind für viele 
Verwaltungen auch die Strukturen der Freien 
Wohlfahrtspflege nachzuvollziehen. Transpa-
renz in beide Richtungen zu schaffen, ist mein 
Anspruch. Das gelingt immer besser, ist aber 
sicher auch ein langjähriger Prozess. Weitere 
wichtige Themen sind der Ausbau von Vernet-
zungsstrukturen und Qualifizierung.

Welchen Impuls hat Ihre Mitarbeit bei „Kein 
Kind zurücklassen!“ für Ihre Arbeit in der 
Freien Wohlfahrtspflege?

Debener: Mein Wissen und Verständnis für 
Strukturen und Abläufe innerhalb der verschie-
denen Ministerien der Landesregierung ist auf 
jeden Fall gewachsen. Das versuche ich zu ver-
mitteln. Voneinander zu wissen ist die Vorausset-
zung für eine gute und ständig besser werdende 
Zusammenarbeit. Deshalb ist es gut, dass die 
Freie Wohlfahrtspflege auch an verschiedenen 
anderen Stellen beteiligt ist. Dazu gehört unter 
anderem der Sozialbericht des Landes NRW.

Was können Kommunen, die nicht an „Kein 
Kind zurücklassen!“ teilnehmen, vom Lan-
desmodellvorhaben lernen?

Debener: Die Notwendigkeit, die Versäulung in 
der eigenen Verwaltung näher zu analysieren 
und in Richtung Prävention umzubauen. Ein 
Beispiel: Das Nebeneinander von Jugendamt, 
Jugendhilfeplanung und Jugendhilfeausschuss 
auf der einen Seite und Schulamt, Schulent-
wicklungsplanung und Schulausschuss auf 
der anderen Seite muss in eine enge Zusam-
menarbeit überführt werden. Ziel muss es sein, 
dass Kindern, Jugendlichen und Freien Trägern 
vor Ort nicht mehr Zuständigkeiten begegnen, 
sondern dass sie tatsächliche Unterstützung 
erfahren und konkrete Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartner haben.

„WIR WOLLEN MITGESTALTEN 
UND MITENTSCHEIDEN“

Wieso ist die Freie Wohlfahrtspflege von 
„Kein Kind zurücklassen!“ überzeugt?

Debener: Der Ansatz, soziale Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen präventiv zu betrachten, ist 
für uns nicht neu. Dass ihre Arbeit eine präven-
tive Wirkung hat, ist schon immer der Anspruch 
der Freien Träger in der Kinder- und Jugendhilfe. 
Insofern haben wir die Idee, die hinter „Kein 
Kind zurücklassen!“ steht, von Anfang an unter-
stützt. Laut Sozialbericht NRW sind Kinder und 
Jugendliche überdurchschnittlich von sozialen 
Problemen betroffen. Mehr als jedes fünfte Kind 
gilt als armutsgefährdet.

Welche Rolle spielt die Freie Wohlfahrtspfle-
ge im Landesmodellvorhaben?

Debener: Das Angebot der Landesregierung, 
sich unmittelbar an der Arbeit der Landeskoor-
dinierungsstelle zu beteiligen, ist bisher einma-
lig. Wir betrachten es immer noch als spannen-
des Experiment und prüfen jährlich kritisch die 
Fortsetzung unseres Engagements. Der Aufbau 
kommunaler Präventionsketten kann aber auch 
nicht ohne die Infrastruktur und Fachlichkeit der 
Freien Träger in den jeweiligen Kommunen ge-
schehen. Dabei sehen wir uns nicht bloß als von 
der Kommune beauftragter Leistungserbringer, 
wir wollen mitgestalten und mitentscheiden.

Stichwort Mitgestaltung: Wie bringt sich 
die Freie Wohlfahrtspflege vor Ort ein, um 

kommunale Präventionsketten auf- und 
auszubauen?

Debener: Unsere Angebote sind unmittelbare 
soziale Dienstleistungen für alle Bürgerinnen 
und Bürger. Sie reichen von der Geburtsvor-
bereitung bis zur Sterbebegleitung. In der 
Kinder- und Jugendhilfe bringen wir die Erfah-
rung, Struktur und Fachlichkeit mit, die aus der 
jahrzehntelangen Arbeit vor Ort gewachsen ist. 
Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind 
einfach nah dran an den Menschen und kennen 
deren Nöte und Bedürfnisse. Fast zehntausend 
Einrichtungen und Träger in NRW mit mehr 
als 750.000 Beschäftigten belegen das. Im 
Rahmen des Landesprogramms „Kein Kind 
zurücklassen!“ gibt es nun eine kontinuierliche 
Beteiligung der Arbeitsgemeinschaften der 
Freien Wohlfahrtspflege an den kommunalen 
Konferenzen und an anderen kommunalen 
Begleitstrukturen – unter anderem in Beiräten. 
Dies gilt inzwischen als Standard und ist auch 
ein Resultat der Mitwirkung der Freien Wohl-
fahrtspflege in der Landeskoordinierungsstelle. 
Durch eine landesweite Verbreitung der Er-
kenntnisse können die Arbeitsgemeinschaften 
der Freien Wohlfahrtspflege in NRW von diesen 
bereits erreichten Standards profitieren. So 
kann in neuen Modellkommunen die Einbin-
dung der freien Träger von Beginn an gelingen. 
Darauf werden wir als Freie Wohlfahrtspflege 
auch achten.

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Nord-

rhein-Westfalen arbeitet eng im Landesmodellvorhaben mit. Martin Debener 

ist Fachreferent der Freien Wohlfahrtspflege bei „Kein Kind zurücklassen! 

Kommunen in NRW beugen vor“. Im Interview spricht er darüber, wie sich die 

Freie Wohlfahrtspflege konkret einbringt, was seine Kolleginnen und Kollegen 

in den Kommunen leisten und wie andere Kommunen vom Landesmodell-

vorhaben profitieren.
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ZWISCHENBILANZ: 
VORBEUGUNG FUNKTIONIERT

GESUNDE LEBENSWELTEN 
GEMEINSAM GESTALTEN

Im Mittelpunkt standen die Erfahrungen und Ent-
wicklungen der 18 Modellkommunen sowie erste 
Befunde aus der Begleitforschung. Sie zeigen, 
dass Vorbeugung funktioniert und dass Vorbeu-
gung sich lohnt. Sie verdeutlichen zugleich, worauf 
es jetzt ankommt: vorhandene Ressourcen zu 

bündeln, damit die gute Arbeit in den Kommu-
nen fortgesetzt und Unterstützung dort geleistet 
werden kann, wo Kinder und Familien bisher nicht 
oder nicht ausreichend von vorbeugenden Ange-
boten erreicht werden.

Raum zum Spielen, Freizeitangebote, gute 
Bildungseinrichtungen, die Möglichkeit mitzu-
gestalten und vieles mehr sind Schutzfaktoren, 
die eine gesunde Entwicklung fördern. Auf der 
Tagung wurde Gesundheit als Querschnittsauf-

gabe diskutiert. Im Mittelpunkt stand die Frage, 
wie es gelingen kann, Bedingungen zu gewähr-
leisten, die das Kind und seine dauerhafte 
Umgebung ganzheitlich in den Blick nehmen.

Knapp zweieinhalb Jahre nach dem Start des Modellvorhabens „Kein Kind 

zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ zogen Ministerpräsidentin 

Hannelore Kraft und Vorstandsmitglied der Bertelsmann Stiftung, 

Dr. Brigitte Mohn, am 29. August 2014 im Rahmen einer ganztägigen 

Veranstaltung Zwischenbilanz. 

„RUNDUM GESUND“ lautete das Motto der Fachtagung am 19. Februar 2015 

in Bielefeld. Ob sich Kinder und Jugendliche gesund entwickeln, ist nicht nur 

eine Frage individuellen Verhaltens, sondern hängt davon ab, in welchem 

Lebensumfeld sie aufwachsen. 

Die Dokumen-
tationen der 
Zwischenbilanz 
und Fachveranstal-
tungen stehen zum 
Download 
bereit unter: 

www.kein-kind-
zuruecklassen.de/
veranstaltungsdo-
kumentationen
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GUTE PRAXIS: 
ÜBERGÄNGE 
VOM KIND HER 
GEDACHT
Im Rahmen des Landesmodellvorhabens arbeiten 18 Modellkommunen am 

Auf- und Ausbau kommunaler Präventionsketten. Besonders an biogra-

fischen Übergängen ist Unterstützung wichtig, damit ein gelingendes Auf-

wachsen – unabhängig von der sozialen Herkunft – möglich wird. Hierfür ist ein 

Perspektivwechsel notwendig: Die Übergänge müssen vom Kind her gedacht 

werden. Die Modellkommunen zeigen mit Beispielen guter Praxis, 

dass Vorbeugung funktioniert.
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ELTERN WERDEN: 
VON DER PART-
NERSCHAFT ZUR 
ELTERNSCHAFT
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ELTERN WERDEN: 
VON DER PARTNERSCHAFT 
ZUR ELTERNSCHAFT

Christian und Jeanette sind gerade Eltern ge-
worden. Für die beiden eine neue Situation, ihre 
Tochter Lea ist ihr erstes Kind. „Als ich von dem 
Kurs gehört habe, dachte ich, dass wir das gar 
nicht brauchen“, erzählt Mutter Jeanette. Aber 
schon beim ersten Besuch hat sie festgestellt, 
wie sinnvoll der Kurs für sie ist: „Anders als bei 
anderen Kursen geht es nicht darum, welches 
Kind als erstes Laufen lernt oder was es schon 
alles Tolles kann, das die anderen noch nicht 
können.“ Es gehe vielmehr darum, wie man mit 
bestimmten Situationen umgehe. Ehemann 
Christian ergänzt: „Ich war überrascht, wie locker 
und ungezwungen die Atmosphäre im Kurs war.“ 
Der Eltern-Kurs findet in der Regel sechs Mal 
statt. Maximal zehn Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer können den Kurs besuchen. Die 
kleine Gruppengröße schafft eine vertrauens-

volle Atmosphäre. Das Angebot ist für alle 
Eltern der Stadt Moers attraktiv. „Es kom-
men Alleinerziehende, Paare, Menschen mit 
einem ausgeprägten Bildungshintergrund und 
solche, die eher bildungsfern sind“, erklärt 
Stephan Caniels vom Fachdienst Jugend und 
Soziales der Stadt Moers. Dabei werden im 
Kurs sechs Themen besprochen, beispiels-
weise die richtige Begleitung und Erziehung 
von Anfang an, der Umgang mit Werten und 
Wertvorstellungen, aber auch Möglichkeiten, 
wie sich die Eltern im Alltag entlasten können. 
Eine weitere Rolle spielt das Thema Vorsor-
geuntersuchungen. Wenn es Bedarf im Kurs 
gibt, werden zusätzliche Termine angeboten. 
Die Gruppe kann darüber hinaus auch eigene 
Schwerpunktthemen bestimmen, die dann 
gemeinsam besprochen werden.

104.009
EINWOHNER,
15.940 UNTER 
18 JAHREN

MOERS

Wie junge Frauen und Männer den Übergang 
in die Elternschaft erleben und bewältigen, 
hängt von vielfältigen Faktoren ab. So sind un-
ter anderem die persönlichen Vorausetzungen 
und eigene Kindheitserfahrungen entschei-
dend dafür, wie sie die neue Situation bewer-
ten. Wenn diese eher negativ sind und Familien 
in Armut leben oder bei Überforderung nicht 
auf die Unterstützung anderer Menschen 
zurückgreifen können, kann dies schnell zu 
großen Belastungen für die noch jungen Fami-
lien werden. Daher haben Bund, Länder und 
Kommunen in den vergangenen Jahren beson-
ders solche Angebote ausgebaut, die werden-
de Eltern bereits vor der Geburt unterstützen 
und auch nach der Geburt fortgesetzt werden 
können. Damit Familien nicht mit der Aufgabe 
überfordert werden, mit unterschiedlichen 
Fachkräften und Einrichtungen in Kontakt 
treten zu müssen, sollten Informationen und 
auch gezielte Vermittlungen zu den Angeboten 
über eine zentrale Koordinationsstelle im So-
zialraum an die Familien gebracht werden. Die 
Devise lautet hier: Beratung aus einer Hand. 
Darüber hinaus muss der Zugang zu den Hil-
fen für die Familien möglichst einfach gestaltet 
werden. Angebote müssen wohnortnah sein 
und die unterschiedlichen Bedürfnisse von 
(werdenden) Familien berücksichtigen. Dabei 
geht es unter anderem darum, Informationen 
in verschiedenen Sprachen vorzuhalten und 
die Öffnungs- und Betreuungszeiten der Ange-
bote an die zeitlichen Bedürfnisse von Fami-
lien anzupassen. Der Zugang zu den Familien 
gelingt besonders gut, wenn die Hilfe aufsu-
chend erfolgt (z. B. über Willkommensbesu-
che) und die Fachkräfte direkt auf die Familien 

zugehen. Die drei nachfolgenden Praxisansät-
ze aus den Städten Moers und Witten sowie 
dem Kreis Düren setzen diese Erfolgsfaktoren 
um und stellen exemplarisch neben vielen wei-
teren Angeboten in NRW einen gut funktionie-
rende Ansätze für junge Familien beim Eintritt 
in die Elternschaft dar.

Im Rahmen des Konzepts „FaMOs – Familien-
stadt Moers“ bietet die Stadt in enger Zusam-
menarbeit mit der Freien Wohlfahrtspflege den 
Kurs „Eltern Stärken“ an. Bei mindestens sechs 
Treffen lernen die meist jungen Eltern, wie sie 
mit Unsicherheiten in der Erziehung umgehen. 
In einer vertrauensvollen Atmosphäre geben sie 
sich gegenseitig Tipps und tauschen ihre Erfah-
rungen aus. Das Besondere: Sie können im Kurs 
auch selbst Schwerpunktthemen setzen.

KiWi bedeutet „Kind in Witten“. Die Frühen 
Hilfen in Witten setzen sich aus mehreren Be-
standteilen zusammen. Zum Baustein 0-3 Jahre 
gehören unter anderem ein Neugeborenenbe-
suchsdienst, eine Familienhebammensprech-
stunde, der Kurs „Eltern sein – Paar bleiben“ 
sowie KiWi-Gruppenmaßnahmen zur Stärkung 
der Elternkompetenz.

Das Schnullercafé ist ein niedrigschwelliges An-
gebot, das einmal pro Woche an einem zentralen 
Ort in der Stadt Düren stattfindet. In der Regel 
sind es junge Mütter, die hier Informationen und 
Beratung zu Ernährung, Pflege und Erziehung 
ihrer Babys bekommen. Regelmäßig anwesend 
sind auch Kinderkrankenschwestern oder 
Hebammen der Frühen Hilfen, die Tipps zum 
gesunden Aufwachsen der Kinder geben.

UNTERSTÜTZUNG 
VON ANFANG AN
Der Kurs „Eltern Stärken“ in Moers hilft jungen Eltern mit ihren Babys, 

Unsicherheiten im Umgang mit ihren Kindern abzubauen und auf den neuen

 Alltag vorbereitet zu sein. Das kostenlose Angebot ist Teil des Konzepts 

„FaMOs – Familienstadt Moers“.

Der Übergang in die Elternschaft stellt neben der großen Freude über die 

Geburt des Kindes häufig auch eine Herausforderung für die jungen Eltern 

und deren Partnerschaft dar. 



38 39

„Die Vertrauen schaffende Atmosphäre in der 
Gruppe hat dazu beigetragen, dass der Kurs 
seinen Namen zu Recht trägt“, schwärmt der 
frischgebackene Vater Christian. „Die Gesprä-
che mit anderen Eltern haben sehr gut getan 
und mir gezeigt, dass es nicht ungewöhnlich ist, 
wenn ich im Alltag mal gestresst bin oder mich 
überfordert fühle.“ Seine Frau Jeanette ergänzt: 
„Wir Eltern geben uns untereinander Tipps, wie 
man in der einen oder anderen Situation reagie-
ren könnte. Oft habe ich mich in den Erzäh-
lungen anderer wiedererkannt.“ Ob sie etwas 
gelernt habe? „Ja, wir haben wirklich viele Din-
ge im Umgang mit unserer Tochter umsetzen 
können. Ich erwische mich jetzt oft dabei, dass 
ich versuche, mich in sie hineinzuversetzen.“ 
Vom Kind her denken – ein Leitgedanke des 
Landesmodellvorhabens wird dadurch ganz 
praktisch umgesetzt. Von den teilnehmenden 
Eltern gibt es nur positive Rückmeldungen. 

Dass der Kurs so gut angenommen werde, 
habe damit zu tun, so Stephan Caniels, dass er 
im sogenannten dialogischen Verfahren nach 
Johannes Schopp durchgeführt wird. „Wir wol-
len die Eltern nicht belehren im Sinne von rich-
tig oder falsch, sondern bei zentralen Themen 
des ersten Lebensjahres dabei unterstützen, 
eine eigene Haltung zu entwickeln. Diese sollen 
sie vertreten können und dadurch Selbstwirk-
samkeit erleben.“ In der Kurs-Gruppe entstehe 
so ein gemeinsamer Denkprozess, in dessen 
Verlauf die Eltern die für sie passenden Antwor-
ten finden. Besonders das Jugendamt, das den 
Kurs initiiert hat, habe häufig ein schlechtes 
Image. „Völlig ungerechtfertigt, da wir uns als 
Jugendamt primär als Dienstleister für Eltern 
und Familien verstehen“, sagt Caniels. „Des-
wegen ist es umso schöner, wenn Eltern sagen, 
dass sie etwas im Kurs gelernt haben und 
ihn weiterempfehlen. Das hat eine besondere 
Qualität.“

Der Kurs „Eltern Stärken“ der Moerser Eltern-
schule wird seit Herbst 2010 angeboten. Der 
kostenlose Kurs für Eltern mit Kindern bis zu 
einem Jahr findet wohnortnah statt – oft in 
einer Einrichtung der Stadt oder in Räumlich-
keiten der Freien Träger. „Eltern Stärken“ ist ein 
stadtweites Regelangebot der Moerser Familien-
bildungsstätten im Verbund. Dazu zählen die Ar-
beiterwohlfahrt, das Neue Evangelische Forum/
Familienbildungswerk Moers, das Deutsche Rote 

Kreuz sowie das katholische Bildungsforum Du-
isburg-West. Die Freien Träger kooperieren dabei 
mit der Volkshochschule und dem Fachbereich 
Jugend und Soziales der Stadt Moers. Bislang 
wurden mehr als 50 Kurse angeboten und meh-
rere hundert Familien erreicht.

Eine Evaluation des Rhein-Ruhr-Instituts für So-
zialforschung und Politikberatung aus Duisburg 
unterstrich noch einmal den sehr guten Einfluss 
des Kurses auf die Eltern. „Die Teilnahme wurde 
sehr positiv bewertet und als besonders wichtig 
wurde der Austausch mit anderen Eltern angese-
hen“, erklärt Dr. Michael Felder. Der persönliche 
Austausch helfe dabei, Angst zu nehmen und es 
bilde sich ein Zusammengehörigkeitsgefühl. „Die 
Gemeinsamkeit, Eltern zu sein – das verbindet.“ 
Durch das Angebot gelinge es zugleich, einen si-
cheren Rahmen zu geben und Anonymität nach 
außen zu wahren.

Der Kurs „Eltern Stärken“ ist Teil des Programms 
„FaMOs – Familienstadt Moers“. Unter diesem 
Titel firmieren die Moerser Hilfs- und Unterstüt-
zungsangebote. „Wir konzentrieren uns beson-
ders darauf, wohnortnahe Angebote für Familien 
zu schaffen, die sie bei der Erziehung ihrer Kinder 
unterstützen“, erklärt Stephan Caniels. Dazu ge-
hörten unter anderem Müttercafés, aufsuchende 
Projekte wie Opstapje, Hippy oder Marte Meo. 
Darüber hinaus sind alle Eltern eingeladen, am 
Screeningverfahren KinderZUKUNFT NRW der 
beiden Moerser Geburtskliniken teilzunehmen. 
Vor dem Jahr 2010 gab es kein Elternbildungsan-
gebot, das sich mit den speziellen Fragestellun-
gen von Eltern mit Kindern im ersten Lebensjahr 
befasst hat. Nach der Bedarfserkennung war es 
dem Jugendamt wichtig, in breiter Kooperation 
mit der Familienbildung vor Ort ein entsprechen-
des Angebot zu entwickeln.

Die Moerser Elternschule ist einer der ersten 
Bausteine in der Präventionskette der Stadt mit 
dem auch Eltern erreicht werden, die sonst nur 
sehr schwer in Kontakt mit der Stadt gekom-
men wären. Für das Angebot wird stadtweit mit 
Flyern geworben. Daneben werden alle Eltern 
Neugeborener beim Begrüßungsbesuch auf 
die Möglichkeit der kostenlosen Teilnahme am 
Elternkurs hingewiesen. Stephan Caniels: „So 
können wir sicherstellen, dass alle Eltern einen 
ersten Zugang zum  Hilfe- und Unterstützungs-
angebot in Moers bekommen.“

Eltern werden: Von der Partnerschaft zur ElternschaftEltern werden: Von der Partnerschaft zur Elternschaft
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die Erziehungskompetenz und die Alltagsor-
ganisation der Eltern zu steigern und damit 
das physische und psychische Wohlbefinden 
kleiner Kinder zu sichern. 
Hinter der praktischen Arbeit steht ein 
Netzwerk aus verschiedenen Institutionen 
aus der Kinder- und Jugendhilfe und dem 
Gesundheitswesen. Gemeinsam arbeitet 
man in Witten daran, frühpräventive Unter-
stützung zu bieten und richtungsweisende 
Entscheidungen durch Gremien zu steuern. 
So tauschen sich beispielsweise die Arbeits-
gemeinschaft der Familienzentren und die 
Steuerungsgruppe Frühe Hilfen regelmäßig 
aus, sichern den Informationsfluss zwischen 
den Verbänden, Institutionen und Einzelak-
teuren, erörtern die Anpassung von Maßnah-
men an Veränderungen und Entwicklungen, 
setzen Impulse und planen neue Angebote. 

Perspektivisch will das Amt für Jugendhilfe 
und Schule mit den Frühen Hilfen in Witten 
das ganzheitliche lokale Unterstützungs-
system weiter ausbauen – mit koordinier-
ten Hilfsangeboten für Eltern, Kinder und 
Jugendliche ab Beginn der Schwangerschaft 
bis zur Volljährigkeit. Das erste Modul, KiWi 
– Kind in Witten, hat sich laut der Stadt 
Witten bereits zu einer Marke entwickelt und 
erfreut sich großer Beliebtheit. Der Aufbau 
der Module Frühe Hilfen II für die Drei- bis 
Sechsjährigen, Frühe Hilfen III für die Sechs- 
bis Zehnjährigen und Frühe Hilfen IV für die 
Teenies und Jugendlichen ist noch nicht ab-
geschlossen. Das Ziel ist, durch die Gestal-
tung eines familienfreundlichen Umfelds mit 
einer lückenlosen Präventionskette langfris-
tig alle Kinder, Jugendlichen und Eltern in 
Witten zu erreichen.

FRÜHE HILFEN 
FÜR JUNGE FAMILIEN

Die Begrüßungsdienste bilden das erste Glied in 
der KiWi-Kette. Wenige Wochen nach der Geburt 
besucht eine Familien-Hebamme die jungen 
Eltern im Auftrag der Stadt Witten. Sie infor-
miert, berät und hilft, von Anfang an die richtigen 
Antworten auf die Fragen rund um das Kind zu 

finden. Bei diesem Besuch überreicht sie ein 
Begrüßungsgeschenk mit Babyartikeln und dem 
KiWi-Elternbuch. Das Elternbuch enthält Tipps 
und Informationen zu wichtigen Angeboten für 
Eltern mit Neugeborenen in Witten und Umge-
bung. Die Palette reicht von rechtlichen, wirt-
schaftlichen und gesundheitlichen Fragen bis 
hin zu Beratungs-, Freizeit-, Sport- und Spielan-
geboten. Das freiwillige Begrüßungsangebot 
wird laut Jugendamt gern in Anspruch genom-
men. Die Familien sähen es als Serviceleistung, 
fühlten sich unterstützt und wertgeschätzt. 
Das sei daran erkennbar, dass bereits besuchte 

Familien die KiWi-Hebamme nach einer wei-
teren Geburt wieder einluden. 4.000 Besuche 
wurden seit 2009 durchgeführt. 80 Prozent 
der Familien wurden damit erreicht.

Zu den KiWi-Gruppenangeboten gehören die 
KiWi-Eltern-Kind-Gruppen und die KiWi-PE-
KiP-Gruppen. Das Prager-Eltern-Kind-Pro-
gramm ist ein Konzept für die Gruppenarbeit mit 
Eltern und ihren Kindern im ersten Lebensjahr. 
Das Frauenfrühstück und der Paarkurs „Eltern 
sein – Paar bleiben“ gehören ebenso dazu. 
Die Kurse werden von erfahrenen Fachkräften 
geleitet und sind bei den in Witten tätigen freien 
Trägern der Jugendhilfe angesiedelt. Themen 
wie Schlafen, Stillen, gemeinsames Spielen, 
Familie und Freiräume für das Paar werden von 
den Eltern eingebracht. Die Kursleitungen erwei-
tern dieses Spektrum um Themen wie Bindung 
zwischen Eltern und Kind, Rollenverständnis, 
motorische und emotionale Entwicklung oder 
die Organisation von Kinderbetreuung durch 
Familie, Freunde oder Babysitter. Die Kursange-
bote seien sehr gefragt und würden kontinuier-
lich erweitert, um zum gesunden Aufwachsen 
von Kindern beizutragen und deren Rechte auf 
Schutz, Förderung und Teilhabe zu sichern.

Wenn Familien weiteren Unterstützungsbedarf 
haben, können sie im KiWi-Programm relativ 
hürdenlos ambulante Hilfen erhalten, etwa durch 
Familienpatinnen oder den Familienpflegedienst. 
Durch die Niedrigschwelligkeit können Hilfen fle-
xibel eingesetzt werden. Ziel dieser Hilfen ist es, 

Arbeitsgemeinschaft der Familienzentren,
Steuerungsgruppe Frühe Hilfen

Folgebesuche
Beratung, Information, Begleitung, Einbindung

Gruppenangebote
  KiWi-Gruppe
  KiWi-PEKiP
  Fachtage/-vorträge

  Familienzentren
  sonstige Gruppen

Ambulante Angebote
  Familienpatinnen
  Stadtteilmütter
  Familienpflegedienst
  Haushaltshilfe

   sonstige ambulante 
Angebote

Beratungsinstitutionen
  Familienzentren
  pro familia
  Gesundheitswesen
  Sucht-/Drogenberatung
   Amt für Jugendhilfe 
und Schule

  sonstige Institutionen

Begrüßungsbesuche Begrüßungspaket, Beratung, Information, Einbindung

Eltern werden: Von der Partnerschaft zur ElternschaftEltern werden: Von der Partnerschaft zur Elternschaft

„KiWi - Kind in Witten“ ist ein Programm zum präventiven Kinderschutz und ein 

Beitrag der Frühen Hilfen, mit dem die Stadt Witten Schwangere und Eltern mit

Kindern bis zu drei Jahren begleiten, informieren und unterstützen möchte. 

Die Förderung der Beziehungs- und Erziehungskompetenz von Müttern und

 Vätern steht bei KiWi im Mittelpunkt. Dafür wurden kosten- und hürdenlose

 Angebote für Familien mit Kindern geschaffen.

96.382
EINWOHNER,
14.670 UNTER 
18 JAHREN

WITTEN
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fragen zur Seite. „Es ist wichtig, dass die 
Eltern und Kinder lernen, bestimmte Regeln 
einzuhalten. Dazu gehört auch, dass nur 
am Tisch gegessen wird.“ Aber sie müsse 
sich manchmal auch um ganz praktische 
Probleme kümmern. „Wenn es Stress mit 
dem Freund oder dem Ehemann gibt, habe 
ich natürlich auch ein offenes Ohr.“ Neben 
einer ehrenamtlichen Kraft, die bei der 
Vorbereitung des Raums hilft, ist eine städ-
tische Kinderkrankenschwester die zweite 
zentrale Ansprechpartnerin. Sie wiegt die 
Kinder regelmäßig und berät bei Gesund-
heitsfragen. „Normalerweise“, sagt Ilona 
Schroeder, „wäre das nicht immer ganz 
einfach, weil das Thema Gesundheit doch 
sehr privat ist.“ Aber die Kinderkranken-
schwester kenne die meisten Eltern ohnehin 

schon von den Babybegrüßungsdiensten, 
bei denen sie auch für das Schnullercafé 
werbe. „Dadurch entsteht natürlich ein 
tolles Vertrauensverhältnis. Darüber hinaus 
bleiben wir in Kontakt mit den Eltern, was 
manchmal gar nicht so einfach ist.“

Seine Popularität verdankt das Schnul-
lercafé der zentralen Lage und leichten 
Zugänglichkeit. Der Besuch erfordert keine 
Anmeldung, alle sind willkommen. „Wenn 
die Leute in der Stadt sind, fällt ihnen unser 
Angebot gleich ins Auge“, erklärt Ilona 
Schroeder. Daneben machen sie regelmäßig 
Werbung mit Flyern. „Es ist ganz wichtig, 
dass wir auf die Leute aktiv zugehen. Man 
muss an die Leute ran.“ Aus dem regulä-
ren Schnullercafé ist mittlerweile auch ein 

zweites Angebot entstanden. Jeden Mitt-
woch gibt es für eine Gruppe von Kindern 
ab dem ersten Lebensjahr eine besondere 
Förderung zur Bewegung, Sprache und 
musikalischen Erziehung. Ilona Schroeder 
denkt schon einen Schritt weiter: „So etwas 
bräuchten wir auch für Kinder von unter 
einem Jahr.“

„Für die Präventionskette im Kreis Düren ist 
das Schnullercafé ein wichtiger Baustein“, 
so Angela Stefan, Koordinatorin von „Kein 
Kind zurücklassen!“ im Kreis Düren. Es 
bilde eine Brücke zwischen dem Babybe-
grüßungsdienst und der Kita. „Das Schnul-
lercafé ist eine wichtige Anlaufstelle für 
junge Familien und vermittelt im Bedarfsfall 
unkompliziert weitere Unterstützungsleis-
tungen.“ Durch die Begleitung könnten 
Unsicherheiten abgebaut und die Eltern im 
Umgang mit ihren Kindern gestärkt werden. 
Finanziert wird das Angebot in Teilen durch 
das Landesprogramm „Elternstart NRW“. 
Das Konzept des Schnullercafés ist uni-
versell auf andere Kommunen übertragbar 
und damit ein ideales niederschwelliges 
Angebot, um Familien mit Hilfebedarf zu 
erreichen. „Seit den Sommerferien haben 
wir in der Gemeinde Kreuzau ein weiteres 
Schnullercafé eingerichtet“, erklärt die 
Leiterin des katholischen Trägers, Helga 
Conzen. Dort ergänze es die Angebote eines 
Familienzentrums. „Im kommenden Jahr 
wollen wir dann ein Schnullercafé in Jülich, 
der zweitgrößten Kommune im Kreis Düren, 
eröffnen“. Dabei müsse es, laut Koordina-
torin Angela Stefan, nicht bleiben. „Wenn 
andere Kommunen Interesse haben, wür-
den wir uns natürlich sehr freuen. Wir sind 
von dem Ansatz sehr überzeugt und sehen 
regelmäßig, dass es einen positiven Einfluss 
auf die Familien hat.“

Mutter Jennifer ist vom Schnullercafé 
begeistert. „Ich habe hier viele Freunde 
gefunden.“ Der einzige Wermutstropfen: In 
wenigen Wochen kann sie nicht mehr zum 
Schnullercafé kommen. „Dann fange ich 
eine Ausbildung an und mein Sohn geht in 
die Kita.“ Die schönen Erinnerungen neh-
me sie aber mit. Und die geschlossenen 
Freundschaften natürlich auch.

WICHTIGE ANLAUFSTELLE 
IN DER STADT

Jennifer ist 23 Jahre alt. Zusammen mit 
ihrem einjährigen Sohn Fynn trifft sie sich 
seit einem halben Jahr jeden Montagmorgen 
mit anderen Eltern. Sie spielen zusammen, 
sprechen miteinander über Erziehungsfra-
gen und erleben gemeinsam eine schöne 
Zeit. Möglich wird das im Schnullercafé des 
Katholischen Forums für Erwachsenen- und 
Familienbildung Düren-Eifel. Die Zielgruppe: 
Eltern mit Kindern im ersten Lebensjahr. 
Einmal in der Woche findet das kostenlose 
Angebot in den Räumlichkeiten des Bürger-
büros direkt am Markt in Düren statt. Das 
Interesse ist groß – in der Spitze kommen 
bis zu 30 Eltern und Kinder.

„Ich fühle mich hier sehr wohl“, erzählt 
Mutter Jennifer. „Der Austausch mit den 

anderen Eltern hilft mir dabei, im Umgang 
mit meinem Sohn noch sicherer zu wer-
den.“ Sie selbst ist über eine Nachbarin auf 
das Schnullercafé aufmerksam geworden. 
Aus den regelmäßigen Besuchen sind viele 
Freundschaften mit anderen Eltern entstan-
den. „Wir treffen uns auch außerhalb des 
Schnullercafés und unternehmen gemein-
sam etwas.“ Ihr Sohn Fynn lerne durch den 
Kontakt zu anderen Kindern sehr viel. Fynns 
Kinderarzt habe ihr sogar bescheinigt, dass 
ihr Sohn sehr gut entwickelt sei.

Die Eltern und Kinder profitieren auch von 
den Fachkräften, die das Schnullercafé vor 
Ort begleiten und das gesunde Frühstück 
vorbereiten. Ilona Schroeder steht als Päd-
agogin des Bildungsforums bei Erziehungs-

Eltern werden: Von der Partnerschaft zur ElternschaftEltern werden: Von der Partnerschaft zur Elternschaft

Das Schnullercafé am Marktplatz in Düren ist eine zentrale Anlaufstelle für

Eltern und ihre Babys. In vertrauter Runde tauschen sie sich mit anderen Eltern 

aus und kommen bei einem gesunden Frühstück auch mit Fachkräften ins

Gespräch. Eine Kinderkrankenschwester beantwortet unter anderem Fragen 

rund um das gesunde Aufwachsen. Es zeigt sich: Durch die regelmäßigen 

Besuche werden die Eltern im Umgang mit ihren Kindern sicherer.

258.760
EINWOHNER,
46.180 UNTER 
18 JAHREN

KREIS  
DÜREN



44 45

VON DER FAMILIE 
IN DIE KITA



Von der Familie in die KitaVon der Familie in die Kita46 47

VON DER FAMILIE 
IN DIE KITA 

Frau Dr. Schläger, Sie sind Ärztin beim 
Düsseldorfer Gesundheitsamt und führen 
die Untersuchungen in den drei ausgewähl-
ten Kitas in Hassels-Nord durch. Was genau 
wird da gemacht?

Dr. Schläger: Die Untersuchung findet in der Kita 
statt und dauert zwischen 30 und 60 Minuten. Es 
ist ein Entwicklungsscreening, bei dem die Eltern 
mit dabei sind. Seh- und Hörvermögen, die Grob-
motorik und die Auge-Hand-Koordination werden 
getestet, ebenso die visuelle Wahrnehmung und 
die Sprache. Aber auch Parameter wie Kon-
zentration und Aufmerksamkeitsfähigkeit oder 
emotionale Stabilität sind Untersuchungsgegen-
stand.  Ich fülle dann einen Untersuchungsbogen 
aus, in dem die Ergebnisse des Screenings und 
die Anamnese festgehalten werden. Die Daten 
werden durch die Befragung der Eltern erhoben. 
Am Ende checke ich die Kinder noch einmal 
körperlich durch. Die begleitende Kinderkran-
kenschwester des Gesundheitsamts prüft das 
Impfbuch, misst Körperlänge und Körpergewicht 
und errechnet den Body Mass Index. 

Welche Befunde machen Sie in so einer  
Untersuchung?

Dr. Schläger: Entwicklungsstörungen können 
durch viele Faktoren beeinflusst werden. Ich 

möchte da nicht alles über einen Kamm scheren. 
Aber vielen Kindern fehlt Bewegung. Manche 
Vierjährige werden noch im Buggy zur Kita ge-
bracht. Durch einen von den Eltern im Vorhinein 
ausgefüllten Fragebogen haben wir festgestellt, 
dass einige Kinder sogar schon vor der Kita 
fernsehen. Dies könnte eventuell ein Grund für 
Aufmerksamkeitsprobleme oder Übergewicht 
sein. Fehlernährung spielt oft auch eine Rolle. Da 
greifen Kinder sogar während der Untersuchung 
in Mamas Handtasche nach der Chipstüte. 
Manchmal liegt es aber auch an physischen 
Vorerkrankungen: Wir stellen beispielsweise Seh- 
oder Hörschädigungen fest, die Sprachstörungen 
verursachen können.

Frau Plata, Sie leiten die Kita und das Familien-
zentrum „In der Donk“ in Hassels-Nord. 
Wenn Frau Dr. Schläger bei einem Kind Ihrer 
Kita so etwas feststellt, was passiert dann?

Plata: Das sind dann Themen, die wir mit den 
Eltern besprechen, um zusammen das weitere 
Vorgehen zu planen. Als Familienzentrum haben 
wir natürlich tolle Möglichkeiten, um Unterstüt-
zung anzubieten. Hier im Haus gibt es Angebote 
einer Erziehungsberatungsstelle, wir haben 
Bewegungsangebote, Ernährungs- oder Ruck-
sack-Sprachförderungskurse. Und wir haben Frau 
Krejci, die Präventionsmanagerin, mit im Boot.

Die positive Gestaltung dieses Übergangs und 
die Begleitung von Kindern und Eltern ist eine 
wichtige pädagogische Aufgabe, denn eine 
erfolgreiche Bewältigung erhöht zugleich die 
Wahrscheinlichkeit für das Gelingen weiterer 
Übergänge, wie etwa dem in die Grundschule. 
Ein zentrales Element in der Übergangsgestal-
tung ist die Eingewöhnung der Kinder, die als 
Qualitätsstandard gilt. Kinder werden eine be-
stimmte Zeit lang noch von ihrer Bezugsperson, 
meistens der Mutter, in die neue Umgebung 
und zu der neuen Betreuungsperson begleitet 
und es werden zunächst nur kurze Trennungs-
phasen umgesetzt. Wenn sich das Kind in der 
neuen Umgebung sicher fühlt und diese von 
sich aus erkundet, werden die Phasen der Tren-
nung länger, bis das Kind es schließlich schafft, 
alleine in der Kita oder bei der Tagespflegeper-
son zu bleiben. 

Der Übergang kann erleichtert werden, wenn 
Familien die Möglichkeit bekommen, die Ein-
richtung frühzeitig kennenzulernen. Insbeson-
dere Familienzentren bieten vermehrt bereits 
auch Angebote für Familien an, die (noch) 
kein Kind in der Einrichtung betreuen lassen 
und werden so schon vor dem Übergang zu 
Anlaufstellen der Beratung und Unterstützung 
und zu einem Ort des Vertrauens. Nachfolgend 
werden gute Ansätze rund um die Phase des 
Übergangs von der Familie in die Kinderta-
geseinrichtung aus den „Kein Kind zurücklas-
sen!“-Modellkommunen Münster, Düsseldorf 
und Mönchengladbach vorgestellt. 
Im Sozialraum Hassels-Nord in Düsseldorf 
werden seit dem Kita-Jahr 2013/2014 Kita-

Eingangsuntersuchungen vom Gesundheits- 
amt durchgeführt. Bei einem festgestellten  
Förderbedarf können so schneller und 
passgenauer entsprechende Hilfsangebote 
installiert werden. 

Seit 2007 werden vom Gesundheitsamt der 
Stadt Münster in enger Kooperation mit der 
Kinder- und Jugendhilfe in derzeit 20 Kinder-
tagesstätten in Stadtteilen mit intensivem 
Unterstützungsbedarf einmal wöchentlich 
Hebammensprechstunden angeboten, um 
allen Müttern den Zugang zu Informationen 
und Hilfen im Gesundheitsbereich in einem ge-
schützten Raum zu ermöglichen. Das Angebot 
erreicht auch Familien, die (noch) kein Kind in 
der Einrichtung betreuen lassen und kann so 
die Anbindung an die Kindertageseinrichtung 
erleichtern. 

Die Familienpatenschaften sind Teil der 
Frühen Hilfen in Mönchengladbach. Dabei 
vermittelt der Sozialdienst katholischer Frauen 
im Auftrag der Stadt ehrenamtliche Familienpa-
tinnen und -paten an junge Eltern. Das Angebot 
soll Familien mit Kleinkindern vor dem Kita-Al-
ter Unterstützung im Alltag bieten. 

„GESUNDHEIT IST EIN 
GUTER TÜRÖFFNER“
Im Düsseldorfer Stadtteil Hassels-Nord wurde die Kita-Eingangsunter-

suchung eingeführt. In drei Kitas arbeiten dabei Erziehungsfachkräfte, eine 

Ärztin des Gesundheitsamts und die Präventionsmanagerin des Stadtteils 

mit den Familien Hand in Hand. Dr. Folke Schläger, Kinderärztin, Marina Krejci, 

Präventionsmanagerin in Hassels-Nord, Stefanie Plata, Kita-Leitung, Klaus 

Kaselofsky vom Jugendamt der Stadt Düsseldorf und Dr. Michael Schäfer 

vom Gesundheitsamt der Stadt Düsseldorf sprechen darüber, warum die 

Untersuchung den Grundstein für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit aller

 Akteure legen kann.

Der Übergang von der Familie in ein außerfamiliäres Betreuungsangebot stellt 

sowohl für die Kinder als auch deren Eltern eine Zeit dar, die von vielen starken 

Gefühlen geprägt ist. Dabei macht es keinen Unterschied, ob die Betreuung in 

einem eher familiären Rahmen bei einer Tagespflegeperson oder aber in einer

größeren Gruppe umgesetzt wird. 

597.102
EINWOHNER,
92.050 UNTER 
18 JAHREN

DÜSSELDORF
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Frau Krejci, was ist denn Ihre konkrete Auf-
gabe als Präventionsmanagerin im Rahmen 
der Untersuchung.

Krejci: Ich bediene die sozialpädagogische 
Seite und koordiniere das gesamte Projekt. 
Ich behalte die Entwicklung der Kinder weiter 
im Auge. In regelmäßigen Rücksprachen mit 
den Kita-Leitungen und in Fallbesprechungen 
erkundige ich mich, wie sich die Kinder weiter 
entwickelt haben. Wenn es über das Angebot 
des Familienzentrums hinaus noch Unterstüt-
zungsbedarf gibt, suche ich für die Familien 
nach passenden Angeboten im Sozialraum. Ich 
bin mit Akteuren hier in Hassels-Nord vernetzt 
und weiß, wo es die passenden Ansprechpartner 
und Angebote gibt. 

Inwieweit stoßen Sie beim Vermitteln  
der Angebote auf Gegenwehr seitens  
der Eltern?

Plata: Es ist wichtig, wie man es rüberbringt. 
Ich begegne den Eltern wertschätzend und 
partnerschaftlich. Wenn ich sagen würde: „Sie 
haben da was nicht im Griff“, würde ich die 
Familien verärgern. Aber wenn ich sage, „das 
ging mir mit meinem Sohn damals ähnlich“ und 
dass mir ein bestimmtes Angebot sehr geholfen 
habe, dann ist die Bereitschaft der Eltern zur 
Zusammenarbeit höher. 

Können Sie ein Beispiel nennen, wo Ihnen  
das gelungen ist?

Plata: In der Kita ist uns ein Kind aufgefallen, das 
kaum gesprochen hat. Die Eltern wollten aber kei-
ne Unterstützung in Anspruch nehmen. Bis wir Dr. 
Schläger dazu holen konnten. Sie hat den Eltern 
angeboten, nach Hilfe für das Kind zu suchen. Das 
hat den Fokus verlagert: Weg von der Angst, das 
Kind könnte behindert sein, hin zu einer Hilfspers-
pektive. Jetzt geht das Kind in eine andere Einrich-
tung mit passender Unterstützung. Das ist mein 
Lieblingsbeispiel aus der letzten Zeit. Das hätten 
wir nicht erreicht, wenn wir nicht so eng mit Frau 
Dr. Schläger zusammenarbeiten würden.

Sie, Frau Krejci, begleiten ja die weitere Ent-
wicklung der Kinder nach der Untersuchung. 
Inwiefern konnten Sie feststellen, dass Ihr 
Vorgehen Wirkung zeigt?

Krejci: Man merkt den riesigen Unterschied, 
wenn man einige Monate nach der Untersu-
chung mit den Erzieherinnen und Erziehern 
spricht. Im Bereich Bewegung, Grobmotorik 
und Sprache hat sich zum Beispiel durch Bewe-
gungs-, Spiel,- und Tobeangebote des Familien-
zentrums oft schon viel zum Positiven verän-
dert. Die Eltern werden auch immer offener für 
Unterstützung, je besser die vertrauensvolle 
Beziehung zwischen Eltern und den Kolleginnen 

und Kollegen in den Kitas ist. Wenn sich dann 
etwa die Grobmotorik eines Kindes verbessert 
und es in diesem Bereich zusätzlich in der Kita 
oder im Stadtteil gefördert wurde, vermute ich, 
dass die getroffenen Maßnahmen die positive 
Entwicklung in jedem Fall unterstützt haben. 

Dr. Michael Schäfer vom Düsseldorfer  
Gesundheitsamt, Sie stehen dem Düssel-
dorfer Programm „Zukunft für Kinder“ vor. 
Welcher Ansatz steckt hinter dem Konzept 
der Kita-Eingangsuntersuchung?

Dr. Schäfer: Frühe Hilfen helfen meistens – spä-
ter oft nicht mehr so gut. Mit diesem Allge-
meinplatz kann man das schon beantworten. 
Je früher eine Hilfe etabliert wird, desto besser 
können wir die Kinder vor der Einschulung 
unterstützen und Chancengleichheit im Bereich 
Entwicklung und Bildung herstellen.

Inwiefern ergänzt die Kita-Eingangsunter- 
suchung die regulären Vorsorgeuntersu-
chungen?

Dr. Schäfer: Wenn sie in eine Kinderarztpra-
xis gehen, bekommen Eltern Ergebnisse und 
Erkenntnisse geliefert. Damit werden sie dann 
nach Hause geschickt, müssen sich selbst-
ständig auf die Suche nach Hilfe machen. Bei 
der Kita-Eingangsuntersuchung ist die weitere 

persönliche Begleitung wesentlich. Frau Krejci 
bekommt mit, was kinderärztlich befunden wird 
und kann den Familien passende Unterstützung 
in Wohnortnähe anbieten. 

Herr Kaselofsky, Sie sind kommunaler  
Koordinator von „Kein Kind zurücklassen!“ 
in Düsseldorf. Inwiefern lässt sich die Kita- 
Eingangsuntersuchung in das Leitbild von 
vorbeugender Politik einfügen?

Kaselofsky: Mit der Kita-Eingangsuntersuchung 
haben wir einen neuen Baustein für eine lücken-
lose Präventionskette geschaffen, um Kinder 
einerseits im Bereich Gesundheit, andererseits 
im Bereich Bildung frühzeitig individuell zu stär-
ken. Durch die Koordination und Kooperation vor 
Ort arbeiten wir effektiv und effizient zusammen. 
Das schont Ressourcen. Das Thema Gesundheit 
ist ein guter Türöffner für die Zusammenarbeit 
mit den Eltern. Wir bauen quasi Hemmnisse ab, 
damit die Familien ihre Kräfte entfalten können. 

Was wünschen Sie sich für die Zukunft,  
Frau Krejci?

Krejci: Ich wünsche mir, dass die Zusammenar-
beit mit den Akteuren im Sozialraum weiterhin 
gut gelingt und das gesundheitliche Aufwach-
sen der Kinder langfristig noch besser unter-
stützt werden kann.
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Einmal in der Woche ist Hebammen-Sprech-
stunde in vielen münsterschen Kitas. Eltern 
erhalten dabei Zugang zu Informationen und 
Hilfen rund um das Thema Gesundheit für sich 
und ihr Baby. Ziel des Projekts ist, unter ande-
rem Schwangere und junge Mütter dafür zu 
sensibilisieren, Vorsorgeuntersuchungen für 
ihre Kinder in Anspruch zu nehmen. Sechs – 
zum Teil interkulturell geschulte – Hebammen 
beraten zu typischen Themen, wie Schwan-
gerschaft, Geburt, Nachsorge, das Stillen und 
die Babyernährung und -pflege, aber auch zu 
Säuglingssterblichkeit und Impfungen. Oft ginge 
es auch um die Familienplanung, Verhütung 
oder die Rollenaufteilung zu Hause. Weil die 
Kitas teilweise als Familienzentren arbeiten und 
im Stadtteil vernetzt sind, können die Familien 
so ganz einfach an Deutschkurse, Babykurse, 
die Erziehungs- oder die Schuldnerberatung 
weitervermittelt werden. Das Angebot richtet 
sich insbesondere an Mütter, die nicht vom her-
kömmlichen Hilfesystem erreicht würden. 

In ausgewählten Kitas, die vermehrt von Fa-
milien in prekären finanziellen Verhältnissen, 
Arbeitslosigkeit und mit wenig Wissen um 
Unterstützungsangebote in Anspruch genom-
men werden, gibt es monatlich das Tandem: 
Dabei wird die Hebamme von einer Sozialar-
beiterin aus der Beratungsstelle Frühe Hilfen 
des Gesundheitsamts begleitet, um Fragen zu 
beantworten und um Unterstützung bei Sorgen 
und Nöte anzubieten. Unaufdringlich wird den 
Familien nebenbei das Beratungs-, Diagnostik- 
und Frühförderungsangebot der Beratungsstelle 

vorgestellt. Mögliche Berührungsängste mit 
dem Gesundheitsamt soll der geschützte Raum 
im Kindergarten abbauen. Oft machten sich 
Mütter Sorgen um die Entwicklung ihres Kindes, 
hätten aber Bedenken, mit der Beratungsstelle 
Kontakt aufzunehmen, so das Gesundheitsamt. 
Wenn die Sozialarbeiterin im Tandem mit der 
Hebamme auftrete, könne dies Schwellenängste 
abbauen. 

Die Hebammen-Sprechstunden kommen bei 
den Eltern gut an. Laut Befragungen haben viele 
Eltern eine tragfähige emotionale Bindung zu 
den Hebammen aufgebaut und nehmen die 
Termine gerne wahr. Insbesondere für Mütter 
sei das Gespräch unter Frauen ein wichtiger 
und emotional bedeutsamer Austausch. Ein 
Indiz dafür sei, dass die Frauen das Angebot 
sogar an Nachbarinnen oder Freundinnen weiter 
empfählen, heißt es aus dem Amt. Das Angebot 
erreicht so auch Familien, die noch kein Kind in 
der Einrichtung betreuen lassen und kann so 
potenziell die Anbindung an die Kindertagesein-
richtung erleichtern. Auch Familien mit geringen 
Deutschkenntnissen werden abgeholt. Denn vie-
le der Hebammen haben eine eigene Migrations-
geschichte und sprechen mehrere Sprachen. 
Dies erleichtert den Zugang zur Hilfe. Durch die 
niedrigen Schwellen erreicht das Angebot Eltern, 
die sonst im öffentlichen Raum kaum auftreten.

Das Projekt ist Teil der Initiative „Gesund 
aufwachsen in Münster“, die Maßnahmen zur 
Gesundheitsförderung für Kinder und Familien 
bündelt. Durch die Vernetzung von Gesund-

heitswesen und Kitas habe sich eine intensive 
Kooperation entwickelt. Die verschiedenen 
Fachleute würden sich untereinander nun eher 
austauschen und die Abläufe der anderen 
Einrichtungen besser verstehen, heißt es aus 
dem Gesundheitsamt. Die Kooperation erfolgt 
fallbezogen und fallübergreifend. Gesundheit 
als festes Thema ist im Kita-Alltag etabliert 
und wird bei allen Angeboten mitgedacht. So 
geht die Hebamme auch mal in den Sprach-

kurs der Kita oder andere Mitarbeiterinnen 
des Gesundheitsamts werden themenbezogen 
hinzugezogen.

Das Konzept der Hebammensprechstunden 
hat sich bewährt. 2009 wurde es mit dem Ge-
sundheitspreis des Landes NRW ausgezeich-
net. Die Hebammensprechstunden wurden 
inzwischen zu einem von der Stadt finanzier-
ten Regelangebot.

INFORMIERTE ELTERN, 
GESUNDE BABYS 

Von der Familie in die Kita

Unkomplizierte Beratung über Gesundheitsthemen und gerne noch ein paar

Tipps für Unterstützungsangebote: Die erhalten junge Eltern in Münster in ins-

gesamt 20 Kitas. In ausgewählten Stadtteilen mit besonderem Unterstützungs-

bedarf schauen wöchentlich Hebammen vorbei und beantworten die Fragen 

der Familien. In einem Zusatzangebot werden die Hebammen monatlich durch 

eine Sozialarbeiterin unterstützt.

300.267
EINWOHNER,
44.908 UNTER 
18 JAHREN

MÜNSTER
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Im Garten von Familie Wacker spielt in diesem 
Sommer das Leben. Emil, vier Jahre, und der 
sechsjährige Jakob klettern über den Wohnzim-
merbalkon runter auf die Wiese und erklimmen 
das große eingenetzte Trampolin. Darin sitzt 
eine ihrer liebsten Spielgefährtinnen und lässt 
sich durchschütteln: Ihre „Leih-Oma“ Stefanie 
Koch-Ewald. 

Emil war zehn Monate alt, als Corinna Wackers 
Mutter starb. Der Tod ihrer Mutter riss eine große 
Lücke in das Herz und den Alltag der Familie. Plötz- 
lich war da keine Oma mehr, die der Mutter helfen 
konnte, wenn ihr Mann auf der Arbeit war: „Es gab 
Zeiten, da konnte ich drei Monate lang nicht zum 
Friseur gehen“, erinnert sich Corinna Wacker. Als 
dann noch ihr Vater erkrankte, wurde die Situa-

tion immer schwieriger. „Ich 
hatte das Gefühl, meinen 
beiden Söhnen nicht mehr 
gerecht zu werden. Mir war 
klar, dass ich mir Hilfe holen 
muss, bevor es zu viel wird!“
Eine neue Oma, das wünsch-
te sich Corinna Wacker. 
Irgendwo hatte sie schon 
mal von „Leih-Omas“ gehört 
und wendete sich mit dieser 
Frage an den städtischen 
Fachbereich Kinder, Jugend 
und Familie. Und tatsächlich: 
In Mönchengladbach vermit-

telt der SkF „Familienpatenschaften“. Sie sind 
ein Teil der städtisch finanzierten Frühen Hilfen, 
um Familien mit ganz kleinen Kindern vor dem 
Kita-Alter zu unterstützen. 

Zur gleichen Zeit etwa ging die Rentnerin 
Stefanie Koch-Ewald zum Freiwilligenzentrum 
der Caritas und meldete sich für den Bereich 
„Kinder“ an. „Ich habe es im Leben immer sehr 
gut gehabt und nach der Pensionierung wollte 
ich ein bisschen von dem Guten weitergeben“, 
erzählt Koch-Ewald. Sie selbst wurde von der 
Schwiegermutter unterstützt, als ihre zwei 
Kinder noch klein waren. „Ich fand das so schön, 
jemanden bitten zu können: „Kannst Du mal 
kommen?“ Das wollte ich gern auch anderen 
zuteilwerden lassen.“

Mit ihrer Bewerbung wurde Stefanie Koch-Ewald 
an Antje Rometsch vom SkF vermittelt, die die 
Familienpatenschaften koordiniert. Qualifizierte 
Ehrenamtliche – geschult durch regelmäßige 
Fortbildungen – übernehmen dabei für einige 
Stunden in der Woche die Betreuung der Kinder, 
bieten Hilfestellungen im Alltag, bei der Suche 
nach einem Kita-Platz oder bei Behördengängen. 
Sie haben ein offenes Ohr bei Problemen und 
machen Mut. Antje Rometsch filtert die Inter-
essen der Bewerber heraus und schaut, wer zu 
welcher Familie passen könnte. „Manche geben 
gern Sprachtraining, um die Kinder auf die Kita 
vorzubereiten, andere gucken gern durch die 
Papiere oder wollen durch Fahrdienste helfen.“ 
Corinna Wacker hat mit Stefanie Koch-Ewald die 
perfekte Patin gefunden. 

Im Jahr 2012 lernten sich die beiden kennen: 
„Steffi war die Erste und blieb die Einzige. Wir 
haben uns sofort prima verstanden“, sagt 
Corinna Wacker. Ab diesem Tag zog frischer 
Wind ins Leben der Familie und ihrer neuen Patin 
ein. „Als Mutter hat man so viel im Kopf“, weiß 
Stefanie Koch-Ewald, „wenn ich hierher komme, 
stehen die Kleinen im Mittelpunkt.“ Während die 
Patin mit den Kindern spielte, vorlas oder tobte, 
konnte die Mutter Wäsche waschen oder ihren 
kranken Vater besuchen. Ein Spielenachmittag in 
der Kita oder der Kindergeburtstag: die „Leih-

Oma“ war zur Stelle. „Fährt man allein mit den 
Kindern in den Zoo, ist das ein Gewaltakt. Zu 
zweit war es richtig schön“, erinnert sich Corinna 
Wacker. Sollte sich während einer Patenschaft 
herausstellen, dass die Familien intensivere pä-
dagogische Unterstützung brauchen, vermitteln 
die Frühen Hilfen an den Sozialen Dienst ihres 
Fachbereichs. Für die Wackers war die „Leih-
Oma“ Entlastung genug.

Auch die Patin hat viel durch ihr Ehrenamt ge-
wonnen. Die pensionierte Bautechnikerin hatte 
mit dem sozialen Beruf vorher nichts zu tun: „Da 
kam plötzlich Wärme in mein Leben. Wenn ich auf 
dem Fahrrad hierher fahre, strahle ich über das 
ganze Gesicht.“ Sie krabbelt barfuß in das kleine 
Plastikzelt der Kinder im Garten: Das Spielen 
und Toben mit Emil und Jakob macht der Patin 
sichtlich Freude. Den Kindern auch: „Am liebsten 
spiele ich mit Steffi mit meinem großen Puzzle“, 
sagt Emil, der aus dem Zeltfenster hinaus grinst. 

Nach einem Jahr enden die „Familienpaten-
schaften“ offiziell. Stefanie Koch-Ewald kommt 
trotzdem noch regelmäßig vorbei. Sie sind 
Freunde geworden. „Wenn ich die beiden Kleinen 
heute so ansehe, dann bilde ich mir ein, auch ei-
nen kleinen Teil zu ihrer Entwicklung beigetragen 
zu haben“, sagt die Patin und liest den beiden 
Jungen weiter vor.

PATIN FÜR EIN JAHR
Die erste Zeit im Zusammenleben mit Kindern kann eine besondere 

Belastungssituation darstellen. In dieser kritischen Übergangsphase brauchen 

viele Eltern Unterstützung im Alltag. Der Sozialdienst katholischer Frauen (SkF) 

vermittelt deshalb in Kooperation mit den Frühen Hilfen des Fachbereichs 

Kinder, Jugend und Familie der Stadt Mönchengladbach ehrenamtliche 

Familienpatinnen und -paten an frisch gebackene Eltern und ihre Kinder. 

Das Angebot richtet sich an Familien mit Kindern bis zu sechs Jahren. 

Es schafft Entlastung insbesondere in der Zeit vor der Kita und begleitet 

den Übergang in diese erste Institution. Ein Besuch bei einer Patenfamilie.

255.188
EINWOHNER,
42.060 UNTER 
18 JAHREN

MÖNCHEN-
GLADBACH

Der SkF sucht 
Ehrenamtliche, die sich 
im Patenschaftsprojekt 
für Familien engagieren 
wollen. 

Weitere Infos unter: 
familienpaten@
skf-mg.de 
und 
fruehe-hilfen@
moenchengladbach.de

INFO
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VON DER KITA 
IN DIE GRUNDSCHULE

In der Schule gibt es andere Regeln, an die 
sich die Kinder anpassen müssen. Daneben 
herrscht dort ein anderer, stärker geordneter 
Tagesrhythmus, der den Bewegungsdrang 
deutlich beschränkt. Es gibt weniger Zeit, die 
das Kind frei gestalten kann. Umso wichtiger ist 
es, dass sowohl Kinder als auch Eltern an die-
sem Übergang von der Kita in die Grundschule 
gut begleitet werden. Dies gelingt am besten, 
wenn die beteiligten Einrichtungen zusammen-
arbeiten und der Übergang von den Fachkräf-
ten gemeinsam gestaltet wird. Ein weiterer 
Erfolgsfaktor ist die Einbindung von Eltern in die 
Übergangsgestaltung. 

Der Übergang zur Grundschule gelingt gut, 
wenn bereits während der Zeit in der Kita 
zwischen Eltern und Fachkräften eine Erzie-
hungspartnerschaft entsteht, in der beide 
Seiten vertrauensvoll im Sinne des Kindes 
zusammenarbeiten und den Blick auf das 
Erleben des Kindes richten. Aus dieser Perspek-
tive heraus kann die bestmögliche Förderung 
des Kindes erfolgen, die durch den Austausch 
mit den Lehrkräften auch nach dem Wechsel 
in die Grundschule nahtlos fortgesetzt werden 
soll. Nachfolgend werden gute Ansätze aus der 
Praxis der Modellkommunen Gelsenkirchen, 
Gladbeck und Hamm vorgestellt.

Der Gelsenkirchener Entwicklungsbegleiter 
stellt eine effektive und individuelle Entwick-
lungsdokumentation dar. Dadurch können die 
Kita-Fachkräfte auf einen Blick sehen, wie sich 
die Kinder entwickeln. Berücksichtigt werden 
hier verschiedene Faktoren, die beim Aufwach-

sen eine Rolle spielen. Gleichzeitig wird mögli-
cher Förderbedarf frühzeitig erkannt. Dadurch 
können Unterstützungsangebote entwickelt 
werden, die den Kindern helfen.

Der Kooperationskalender der Stadt Hamm 
gibt einen Überblick und Anregungen für 
begleitende Angebote zur Unterstützung des 
Übergangs Kita-Grundschule. Er zeigt Einzel-
maßnahmen und gemeinsame Angebote der 
beteiligten Einrichtungen. Als gemeinsames 
Angebot wird das Schuleingangsgespräch 
empfohlen. Das ist ein Austausch aller Bil-
dungspartner – also Elternhaus, Kita und 
Grundschule – kurz nach der Schulanmeldung. 
Für die Inhalte dieses Gesprächs enthält der 
Kalender einen strukturierten Leitfaden. 

In Gladbeck haben sich alle Kitas und Grund-
schulen im Rahmen einer Vereinbarung zur 
sprachlichen Bildung für Kinder von 0-10 
Jahren auf eine geregelte Zusammenarbeit in 
fünf Bildungsräumen geeinigt. Die Vereinbarung 
ist in einem zweijährigen Prozess gemeinsam 
entwickelt und von den Geschäftsführerinnen 
und Geschäftsführern der Kita-Träger und den 
zuständigen Schulrätinnen und Schulräten 
unterzeichnet worden. Wichtiger Bestandteil 
der Gladbecker Bildungsvereinbarung ist ein 
gemeinsames Verständnis von sprachlicher 
Bildung von Kindern.

DIE ENTWICKLUNG 
DER KINDER BEGLEITEN

Holle Weiß sieht sich bestätigt. Neben Kitas 
freier Träger nutzen knapp 1.000 Erzieherin-
nen und Erzieher in 66 städtischen Kitas den 
Gelsenkirchener Entwicklungsbegleiter, an dem 
die Geschäftsbereichsleitung der Gelsenkirche-
ner Kindertagesbetreuung (GeKita) mitgear-
beitet hat. Die Erfahrungen sind durchweg posi-
tiv: „Es ist für uns die richtige Methode, um die 
Entwicklung von Kindern zu dokumentieren“, 
so Holle Weiß. Ziel sei es bei der Einführung im 
Jahr 2004 gewesen, ein Instrument zu entwi-
ckeln, mit dem Erzieherinnen und Erzieher im 
Kita-Alltag in kurzer Zeit die Entwicklung der 

Jungen und Mädchen im Blick haben können. 
Mit dem Entwicklungsbegleiter sei dies prob-
lemlos möglich. 

Stimmen die Eltern zu, wird ihr Kind während 
des Kita-Besuchs in den Bereichen Sprache, 
kognitive Entwicklung, soziale Kompetenz, 
sowie Fein- und Grobmotorik beobachtet. 
Dadurch wird festgehalten, wie es sich entwi-
ckelt. So sehen die Erzieherinnen und Erzieher 
direkt, ob sich das Kind dem Alter angemessen 
entwickelt oder ob noch Unterstützungsbedarf 
besteht. Auch Potenziale werden hier erkannt. 

In Gelsenkirchen profitieren Kinder in städtischen und freien Kitas von einer 

individuellen Entwicklungsdokumentation. Aber auch die Eltern und Fach-

kräfte haben einen Vorteil: Förderbedarfe und Potenziale werden frühzeitig 

erkannt. Dadurch können passgenaue Unterstützungsangebote 

entwickelt werden.

Der Übergang von der Kindertageseinrichtung in die Grundschule stellt

üblicherweise den ersten Bildungsübergang im Leben eines Kindes dar,

der mit einer Fülle von Veränderungen für das Kind einhergeht: Es kommt 

in eine neue Umgebung und lernt mit Lehrerinnen und Lehrern sowie 

Mitschülerinnen und Mitschülern viele neue Menschen kennen. 

258.766
EINWOHNER,
42.660 UNTER 
18 JAHREN

GELSEN- 
KIRCHEN
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Die Spannweite reicht vom Zeigen sechs 
verschiedener Körperteile über das Schließen 
dauerhafter Freundschaften bis hin zu einem  
20 cm hohen Sprung aus dem Stand. Ist ein 
Kind so entwickelt, wie es allgemein für die 
Altersgruppe zu erwarten ist, machen die Fach-
kräfte ein Kreuz hinter die Fähigkeit. Die Gefahr 
von Fehleinschätzungen wird dabei konsequent 
vermieden. „Es schaut nicht nur eine Fachkraft 
auf das Kind, sondern ein ganzes Team“, erklärt 
Holle Weiß von GeKita. Im Alltag habe sich der 
Gelsenkirchener Entwicklungsbegleiter sehr be-
währt. Am Ende der Kita-Zeit wird die Dokumen-
tation den Eltern übergeben, die das Dokument 
dann der Grundschule vorlegen können, aber 
nicht müssen.

Eine Bildungsdokumentation, die auch die 
sprachliche Entwicklung berücksichtigt, ist 
inzwischen für alle Kitas vorgesehen. Für 
die Kitas sei eine solche Entwicklungsdoku-
mentation sehr hilfreich, so Holle Weiß: „Oft 
ist das Bauchgefühl bei der Einschätzung 
des Entwicklungsstands eines Kindes schon 
richtig. Aber bei der Dokumentation gab es 
häufig noch Fragestellungen oder Unklarhei-
ten.“ Hält das Kind den Malstift richtig? Wie 
ausgeprägt ist die feinmotorische Bewe-
gung? Mit dem Entwicklungsbegleiter gibt 
es nun ein standardisiertes Verfahren, das 

bei Kindern ab drei Jahren bis zum Wechsel 
in die Grundschule eingesetzt wird, und mit 
sehr wenig Aufwand dokumentiert, welche 
Fortschritte die Jungen und Mädchen ma-
chen. Bei möglichen Unterstützungsbedarfen 
können – nach Rücksprache mit den Eltern – 
Kinderärzte oder Erziehungsberatungsstellen 
direkt einbezogen werden. Um einen klassi-
schen Entwicklungstest handele es sich aber 
nicht, erklärt Holle Weiß. „Wir schaffen keine 
konkrete Testsituation, sondern nehmen kon-
krete Alltagsbeobachtungen auf.“ Überhaupt 
sei der Entwicklungsbegleiter vielmehr ein In-
strument, von dem nicht nur Kinder, sondern 
auch Eltern und Fachkräfte profitieren sollen. 

Simone Koch nutzt den Entwicklungsbeglei-
ter im Alltag seit vielen Jahren in der Kita 
Vinkestraße im Gelsenkirchener Norden. Die 
Arbeit sei für sie deutlich leichter geworden. 
Das liege auch daran, dass der Entwicklungs-
begleiter ein Instrument aus der Praxis für 
die Praxis ist. „Wir führen zwei Mal im Jahr ein 
Elterngespräch durch. Hier hilft uns diese Do-
kumentation wirklich sehr, denn der Entwick-
lungsbegleiter ist ein guter Ausgangspunkt 
für das Gespräch“, so Koch. Für Eltern sei es 
wichtig, dass sie so etwas schwarz auf weiß 
sehen könnten, wenn man über das eigene 
Kind spricht. Dadurch könnten sie und ihre 

Kolleginnen und Kollegen positive Entwick-
lungen hervorheben, aber auch zeigen, wo 
der Schuh drücke. „Die Eltern sind in der 
Erziehung der Kinder wichtige Partner für 
uns. Oft kennen sie den Entwicklungsstand 
ihres Kindes von zu Hause bereits sehr gut. 
Aber manchmal sind sie auch von Dingen 
überrascht.“ Hierzu zählten dann vor allem 
motorische Fähigkeiten, wie Seilchen sprin-
gen, einen Ball fangen oder auf einem Bein 
stehen. Und wenn der Nachwuchs noch nicht 
alles kann, was der Entwicklungsbegleiter 
vorgibt, ist das kein Grund zur Sorge: „Bloß 
keine Panik“, erklärt Erzieherin Koch. Das 
gebe sich in der Regel noch. „Insgesamt 
haben wir mit der Dokumentation bislang nur 
gute Erfahrungen gemacht.“ Eingesetzt wird 
der Entwicklungsbegleiter in allen sieben 
Gruppen der Kita Vinkestraße. 

Für Dagmar Eckart, Koordinatorin von „Kein 
Kind zurücklassen!“ in Gelsenkirchen, reiht 
sich die Dokumentation sehr gut in die lokale 
Präventionskette der Stadt ein. „Diagnostik 
ist immer Grundlage für eine passgenaue 
und optimale Förderung. Nur wenn wir 
wissen, wo das Kind in seiner Entwicklung 
steht, können wir zielgerichtet unterstützen.“ 
Man wollte mit der städtischen Präventions-
strategie schließlich eins sicherstellen: das 

gelingende Aufwachsen aller Kinder – un-
abhängig von ihrer sozialen Herkunft. Der 
Entwicklungsbegleiter sei für die vorbeugen-
de Arbeit sehr nützlich. „Er ist in der Benut-
zung sehr einfach und wird auch von den 
Eltern verstanden, die nicht unbedingt alle 
ein Pädagogikstudium absolviert haben“, so 
Eckart. Kann die Stadt Gelsenkirchen – trotz 
des hohen Datenschutzes – etwas mit den 
Angaben anfangen? „Ja“, erklärt Koordinato-
rin Eckart: „Eine anonymisierte Auswertung 
kann eine wichtige Steuerungsinformation 
darstellen. Besonders die sozialräumliche 
Analyse im Zusammenhang mit anderen 
Daten zeigt uns, wo wir noch unterstützend 
tätig werden oder unsere Angebote nachbes-
sern müssen.“ Entwickelt wurde der Entwick-
lungsbegleiter von der achtköpfigen Arbeits-
gruppe „Früherkennung“ der Psychosozialen 
Arbeitsgemeinschaft Gelsenkirchen. Der 
Fokus der Entwicklungsdokumentation soll 
in Zukunft auch auf Kinder unter drei Jahren 
ausgeweitet werden. „Frühkindliche Bildung 
fängt ja schon fast dann an, wenn das Baby 
den Mutterleib verlässt“, findet Eckart. Die 
Entwicklung eines U3-Entwicklungsbegleiters 
sei deshalb die logische Konsequenz und 
ergänze die lokale Präventionskette um ein 
wichtiges Element der Früherkennung. 
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„SINNVOLLE KOOPERATIO-
NEN ZWISCHEN KITA UND 
GRUNDSCHULE“

Frau Schilhabel-Henning, was verbirgt sich 
hinter dem Hammer Übergangskalender?

Schilhabel-Henning: Alle Akteure, die mit 
dem Übergang beschäftigt sind – insbeson-
dere das pädagogische Personal in den Kitas 
und Grundschulen – erhalten darin einen 
Überblick und Anregungen für begleitende 
Angebote zur Unterstützung des Übergangs 
Kita-Grundschule. Die Einzelangebote mit 
den beteiligten Akteuren werden in der hand-
lichen Broschüre am Anfang in einer kurzen 
Übersicht aufgeführt. Im Hauptteil werden sie 
dann genauer vorgestellt. Darunter sind Tipps 
für gemeinsame Arbeitsgruppen und Netz-
werke, Ausflugvorschläge, Lernvorhaben und 
Unterrichtsprojekte, die sich ohne Weiteres 
jahrgangs- und institutionsübergreifend orga-
nisieren und durchführen lassen. 

Was genau kann man sich unter diesen 
Angeboten vorstellen, die der Übergangs-
kalender empfiehlt?

Schilhabel-Henning: Das Verständnis vom 
Zusammenwirken ist Basis des Kalenders. 
Beispiele für sinnvolle Kooperationen zwi-
schen Kita und Grundschule sind die Kontakt-

aufnahme zwischen Schulleitung und Leitung 
der Kindertageseinrichtung ein Jahr vor der 
Einschulung oder der „Tag der offenen Tür“ in 
der Grundschule im Herbst vor der Einschu-
lung. Daneben gibt es auch Angebotstipps, 
die nur von einer Institution ausgehen, so 
etwa die Bildungsdokumentation, die die Kita 
und die Eltern beim Austritt aus der Kita er-
stellen. Das Herzstück des Kalenders ist der 
Leitfaden zum Schuleingangsgespräch, das 
Eltern und Lehr- und Kitafachkräfte gemein-
sam führen können.

Herr Helbert, was genau brauchen Kinder 
denn am Übergang?

Helbert: Natürlich ist es wichtig, dass Kinder 
beim Übergang unterstützt werden, die Schule 
kennenlernen, Ängste genommen werden. 
Im Übergangskalender geht es mehr darum, 
Möglichkeiten aufzuzeigen, wie das vorhande-
ne Wissen an die Grundschulen weitergegeben 
werden kann. Das Kind ist eine Anzahl von Jah-
ren in der Kita gewesen, wurde dort individuell 
gefördert. Was in dieser Institution begonnen 
wurde, soll in der Schule weitergehen. Dafür 
gibt der Kalender Empfehlungen.

Wie soll das gelingen? Was empfiehlt der 
Übergangskalender, damit die Institutio-
nen sinnvoll miteinander kooperieren?

Helbert: Gemeinsame Fortbildungen von 
Erzieherinnen und Erziehern sowie den 
Lehrkräften können gemeinsame Leitbilder 
und Förderkonzepte schaffen. Den Wis-
sensaustausch fördern etwa Hospitationen 
von Lehrkräften in der Kita und eben das 
Schuleingangsgespräch, für das unser 
Interviewleitfaden Gestaltungstipps gibt. 
Datenschutzauflagen verhindern, dass Kitas 
die Infos einfach an die Schule weitergeben 
können. Beim Schuleingangsgespräch aber 
tauschen sich die Eltern und die Kita- und 
Grundschulfachkräfte gemeinsam aus: darü-
ber, was das Kind bisher geleistet hat, was es 
gern mag oder in welchen Bereichen es inte-

ressiert ist. Die Eltern können erzählen, was 
wichtig ist und die Lehrerin oder der Lehrer 
können sich notieren, was da eigentlich für 
ein Kind kommt. 

Welchem Problem soll der Übergangs- 
kalender langfristig vorbeugen?

Helbert: Hinter dem Kalender steht kein 
Negativaspekt. Wir gehen davon aus, dass 
viele Kitas und Grundschulen schon wissen, 
wann es Sinn macht, zu fördern. Aber noch 
setzt es individuelle Absprachen voraus. Was 
gut läuft, ist zurzeit noch ins Belieben der 
Handelnden gesetzt. Der Übergangskalen- 
der soll es strukturieren und Orientierung  
geben – durch die gesammelten guten Ideen 
aller Beteiligten.

Von der Kita in die GrundschuleVon der Kita in die Grundschule

Wie können Kita-Kinder nach dem Wechsel in die Schule optimal weiter 

begleitet und vorhandenes Wissen über die Kinder in der neuen Institution 

genutzt werden? Das zeigt jetzt der Übergangskalender aus Hamm, den 

Sabine Schilhabel-Henning von der Selmigerheideschule aus der Arbeits-

gruppe Grundschul-Alter und Achim Helbert vom Jugendamt aus der 

Arbeitsgruppe Kita-Alter mitentwickelt haben. Sie sprechen über Sinn und 

Zweck des Kalenders und wie damit der Übergang ab zwei Jahren 

strukturiert begleitet werden kann.

176.037
EINWOHNER,
31.660 UNTER 
18 JAHREN

HAMM

Der Übergangs-
kalender wurde im 
Rahmen von „Kein 
Kind zurücklassen!“  
in den Arbeits-
gruppen Kita und 
Grundschule erar-
beitet und an alle 
Grundschulen und 
Kindertagesstätten 
in Hamm verteilt. 
Online ist er auf 
www.hamm.de 
zu beziehen. Der 
Leitfaden wurde 
gesondert an alle 
Einrichtungen ver-
schickt und kann  
ebenfalls herunter- 
geladen werden.
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SPRACHE ALS SCHLÜSSEL 
ZUR INTEGRATION

„Sprache ist Grundvoraussetzung für eine 
gelingende Bildungsbiografie von Kindern und 
Jugendlichen“, erklärt der Erste Beigeordnete 
der Stadt Gladbeck, Rainer Weichelt. „Denn gute 
Sprachkenntnisse sind der Schlüssel zu allen 
Bildungsebenen.“ Damit alle Kinder Chancen 
auf gute Bildung haben, wird in Gladbeck die me-
thodische Begleitung und Förderung der Kinder 
in Kitas und Grundschulen stadtweit aufeinander 
abgestimmt. „Unser Ziel ist es, alle Kinder in ih-
rer Sprachentwicklung von frühester Kindheit an 
zu begleiten und zu unterstützen“, so Weichelt. 
Fast jedes zweite Kind wachse in Gladbeck nicht 
mit der Muttersprache Deutsch auf.

Die zentrale Säule bei diesem Bestreben ist die 
Gladbecker Bildungsvereinbarung, die über das 
Programm „Lernen vor Ort“ von Recklinghausen 
nach Gladbeck transferiert wurde. Die Besonder-
heit der Bildungsvereinbarung liegt in ihrer Struk-
tur: Leitlinien und Vereinbarungen werden stadt-
weit über eine Entwicklungsgruppe abgestimmt, 
die genaue Ausgestaltung wird jedoch vor Ort in 
den sogenannten Bildungsräumen festgelegt. 
So entsteht ein gemeinsamer Qualitätsrahmen, 
der aber auch Raum für die Besonderheiten im 
Quartier zulässt. Die Bildungsvereinbarung dient 
im Alltag als Orientierungshilfe für das pädagogi-
sche Handeln der Fachkräfte im Sprachbereich 
und ermöglicht gleichzeitig Transparenz der An-
gebote in den verschiedenen Einrichtungen. Ma-
rion Purrnhagen, Fachberaterin der städtischen 
Kindertageseinrichtungen in Gladbeck, erklärt: 
„Wir haben mit der Bildungsvereinbarung auf be-
reits bestehende Strukturen aufgebaut, um keine 
Parallelstrukturen zu schaffen. Die Bildungsräu-

me sind bewusst rund um bereits kooperierende 
Schulen und Kitas geschaffen worden.“ 

Im Dezember 2014 haben alle Bildungsträger 
die Bildungsvereinbarung unterzeichnet. In ins-
gesamt fünf Bildungsräumen, die mit 48 Kitas 
und Grundschulen die ganze städtische Bil-
dungslandschaft in diesem Bereich abdecken, 
steht die sprachliche Entwicklung von Kindern 
zwischen null und zehn Jahren im Mittelpunkt. 
Durch die Bildungsvereinbarung ist das Thema 
in der Stadt nun fest verankert. Der Erste Beige-
ordnete, Rainer Weichelt, freut sich besonders 
über das Bekenntnis zur Mehrsprachigkeit: 
„Sprache ist der Schlüssel für gesellschaftliche 
Teilhabe und gute Bildung.“ Aber natürlich solle 
die Muttersprache weiterhin eine wichtige Rolle 
spielen. Kontakt zur deutschen Sprache muss 
laut Bildungsvereinbarung aber auch gesucht 
werden. Dies könne auch durch gemeinsame 
Freizeitaktivitäten gelingen. Eine Sensibilität für 
Fremdsprachen, in denen keine Artikel verwen-
det werden, ermöglicht einen anderen Blick auf 
die Sprachbildung. „Wenn Lehrkräfte wissen“, 
so Marion Purrnhagen, „dass ein Kind mit so ei-
ner Muttersprache aufgewachsen ist, kann man 
hier entsprechende Hilfestellung geben. Da 
sind falsche Artikel am Anfang überhaupt nicht 
schlimm.“ Die fünf Bildungsräume sollen nach 
dem Wunsch der Fachkräfte mit der vorhan-
denen Organisationsstruktur mittelfristig zum 
Beispiel auch für das Thema „MINT“ genutzt 
werden.

Das Konzept bewirkt, dass Kitas und Grund-
schulen miteinander ins Gespräch kommen und 

sich enger vernetzen. In ganz Gladbeck werden 
jetzt darüber hinaus in den Bildungsräumen 
Vereinbarungen für eine gelingende Übergangs-
gestaltung getroffen, die bis September 2014 in 
einem Modellprojekt in der Stadtmitte entwickelt 
wurden. „Im Alltag zählen dazu unter anderem 
ein intensiver fachlicher Austausch, die Nutzung 
eines Kooperationskalenders zwischen Kita und 
Grundschule sowie eine umfassende Bildungs-
dokumentation“, berichtet Marion Purrnhagen. 
„Die Fachlichkeit der Maßnahmen soll regelmä-
ßig an die aktuellen wissenschaftlichen Entwick-
lungen angepasst werden, unter anderem durch 
regelmäßig stattfindende Fachtage oder gemein-
same Fortbildungen. Hierdurch entsteht eine 
gemeinsame Verantwortung der Systeme für 
eine gelingende Bildungsbiografie der Kinder.“

In den einzelnen Bildungsräumen wird die Orga-
nisation gemeinsamer Treffen von den Kitas und 
Grundschulen im Wechsel wahrgenommen. Der 
Austausch in den eingerichteten Bildungsräu-
men findet mindestens zwei Mal im Jahr statt. 
Die Entwicklungsgruppe, die die Bildungsver-
einbarung auf den Weg gebracht hat, wird von 
der Stadt Gladbeck koordiniert. Zur Entwick-
lungsgruppe gehören unter anderem das Amt 
für Bildung und Erziehung, das Amt für Jugend 
und Familie sowie das Amt für Integration und 

Sport. Daneben waren auch die Grundschulen, 
der Offene Ganztag sowie die Träger und die 
Leitungen der Kitas und die Kindertagespflege 
eingebunden. Die Entwicklungsgruppe tauscht 
sich regelmäßig mit den Bildungsräumen aus 
und entwickelt Qualitätskriterien und Standards 
der Vereinbarung weiter. 

Gladbeck arbeitet seit Jahren an einer abge-
stimmten guten Sprachbildung und hat mit 
seinen Bemühungen großen Erfolg. „Das Kreis-
gesundheitsamt Recklinghausen hat uns 2013 
bescheinigt, bei der Sprachbildung die schlech-
testen Voraussetzungen zu haben, aber die bes-
ten Ergebnisse zu erzielen.“ Demnach können 
48 Prozent aller Kinder, die in Familien aufwach-
sen, in denen die Muttersprache nicht Deutsch 
ist, die deutsche Sprache altersgemäß sprechen. 
Damit liegt die Stadt Gladbeck über dem Niveau 
des Kreises Recklinghausen (40 Prozent). Es 
zeigt sich: Die alltagsintegrierte Sprachbildung, 
Projekte wie „Griffbereit“, Schwerpunkt-Kitas 
Sprache & Integration und die intensive Zusam-
menarbeit zwischen Kitas und Grundschulen 
wirken. Eltern spielen hierbei eine zentrale 
Rolle. „Sie sind bei unserem Bestreben wichti-
ge Erziehungspartner“, erzählt Fachberaterin 
Purrnhagen. „Sie werden eng in den Prozess mit 
eingebunden.“

Gladbecker Bildungsvereinbarung
Sprachbildung/Sprachförderung

Bereich KiBiz Bereich Schule
Hier: Grundschule

Übergang Kita/KTP

Grundschule

Entwicklungsgruppe

      Empfehlungen „Sprachbildung“

Fünf Bildungsräume

Jugendamt

AG § 78 SGB VIII
Tagesbetreuung für Kinder

Schulaufsicht 
Kreis Recklinghausen

Amt für Bildung  
und Erziehung  
Schulleiterkonferenz

Grundschule/OGS

Leitbild Grundschulen/ 
OGS Maßstäbe

Kindertagesbetreuung

Kita
Konzept
Sprachbildung

KTP
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Im Rahmen einer Bildungsvereinbarung arbeiten in Gladbeck Fachkräfte 

amts- und institutionsübergreifend an der Verbesserung der Sprachbildung 

von Kindern zwischen null und zehn Jahren. Im Mittelpunkt stehen gemein-

same Standards und ein klares Bekenntnis zur Mehrsprachigkeit. Eltern und 

Familien sind dabei zentrale Bildungspartner.

MINT ist eine 
zusammenfassen-
de Bezeichnung 
von Fächern und 
Berufen aus den 
Bereichen Mathe-
matik, Informatik, 
Naturwissenschaft 
und Technik.

73.974
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12.800 UNTER 
18 JAHREN

GLADBECK
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VON DER GRUNDSCHULE IN 
DIE WEITERFÜHRENDE SCHULE

GEBÜNDELTES WISSEN 
HILFT ALLEN

Das fünfte Schuljahr ist für Kinder eine Premiere: 
neue Umgebung, neue Fächer, neue Gesichter 
– eben ein ganz anderes Lernumfeld. Aber mit 
Beginn des Schuljahres 2015/2016 hat sich 
auch der Alltag der Dormagener Lehrerinnen 
und Lehrer verändert. Seit dem Spätsommer 
nutzen alle Grundschulen und weiterführenden 
Schulen den sogenannten Übergangsordner. 
Der Handlungsleitfaden stellt in kompakter 
Form erprobte Inhalte und Methoden vor, die 
Lehrkräfte für die Übergangsgestaltung einset-
zen können. Für die Handlungsfelder „Kinder 

stärken“, „Mit Eltern den Übergang gestalten“, 
„Fachkräfte der Grundschulen und weiter-
führenden Schulen gestalten den Übergang 
gemeinsam“ sowie „Mit Kooperationspartnern 
den Übergang unterstützen“ gibt es knapp 
70 praktische Tipps für einen erfolgreichen 
Schulwechsel. Dabei wird empfohlen, ausge-
wählte Methoden als Qualitätsstandard in den 
Schulen einzuführen. 

Die Schulleiterin der Erich-Kästner-Grund-
schule, Monika Scholz, unterrichtete bis zu den 

Bei den Kindern stehen nicht nur Sorgen um 
ihre zeitliche Belastbarkeit und die Eignung für 
die neue Schulform im Vordergrund, sondern 
auch um die mit dem Wechsel verbundenen 
äußeren Veränderungen. Vor allem der Umgang 
mit neuen Mitschülerinnen und Mitschülern 
sowie Lehrkräften ist zunächst mit Unsicherhei-
ten behaftet.

Aber auch die Eltern spielen eine wichtige Rolle, 
sind sie es doch, die alleine darüber entschei-
den, welche Schulform ihr Kind zukünftig besu-
chen soll. Das Bildungswesen hat sich seit der 
Schulzeit der Eltern massiv verändert. Daher 
ist es wichtig, dass den Familien das aktuelle 
Anforderungsprofil der einzelnen weiterführen-
den Schulformen und auch das Leistungsprofil 
ihres Kindes transparent gemacht werden. 
Eltern – vor allem aus bildungsfernen Schich-
ten – sollen die Übergangsentscheidung nicht 
aus Unkenntnis und damit letztlich aus Angst 
vor dem Unbekannten treffen.

Die Schulen selbst bemühen sich zuneh-
mend darum, den Kindern den Übergang zu 
erleichtern, indem sie schulformübergreifend 
zusammenarbeiten. Durch Hospitationen oder 
gemeinsame Fortbildungen suchen sie engen 
Kontakt untereinander. Dadurch erfahren die 
Schulen erheblich mehr voneinander, so dass 
sie die Situation der Kinder und die Bedingun-
gen der abgebenden und der aufnehmenden 
Schulen besser erfassen können. 

Der Dormagener Übergangsordner liefert 
verschiedene Anregungen und eine Samm-

lung von Praxisbeispielen, um sowohl die 
Schüler und ihre Eltern zu stärken als auch 
die Lehrkräfte und Kooperationspartner zu 
sensibilisieren und zu unterstützen. Besonders 
wichtige Maßnahmen werden als Qualitäts-
standard vorgeschlagen. Durch diesen perma-
nent angelegten Wissenstransfer profitieren 
alle Schulen im Stadtgebiet. 

In Oberhausen arbeiten Grund- und weiter-
führende Schulen im Netzwerk „Schulen im 
Team“ zusammen. Im Rahmen der Netz-
werkarbeit haben sich beide Schulformen im 
Rahmen von Hospitationen und gemeinsamen 
Fortbildungen besser kennengelernt. Sie sind 
nun dafür sensibilisiert, wie der jeweils andere 
Schultyp arbeitet. Das gemeinsame Ziel: einen 
gelingenden Übergang für alle Kinder ermög-
lichen.

In Wuppertal bilden sich Grundschulen mit 
dem Programm „Sprachschätze“ zu aktuel-
len Themen im Umgang mit Mehrsprachigkeit 
fort. Die Expertinnen und Experten der Kom-
munalen Integrationszentren NRW bringen 
dabei ihre langjährige Erfahrung im Themen-
feld „Durchgängige Sprachbildung“ ein und 
erarbeiten gemeinsam mit den Grundschulen 
zukunftsfähige Konzepte einer inklusiven 
Schulentwicklung. Das Ziel ist die Verbes-
serung der Sprachkompetenz, um so den 
Bildungserfolg aller Schülerinnen und Schüler 
zu ermöglichen. Damit verfolgt die Maßnahme 
letztlich das Ziel, gerechte Startvoraussetzun-
gen für den Übergang in die weiterführende 
Schule zu schaffen.

In Dormagen profitieren Schülerinnen und Schüler beim Wechsel von der 

Grundschule in die weiterführende Schule seit diesem Schuljahr von einem 

Übergangsordner. Hier finden die Lehrkräfte aller Schulen der Stadt 

konkrete Beispiele, wie der Übergang besonders gut gestaltet werden kann. 

Die Entwicklung des Übergangsordners hat daneben zu einem intensiven 

Austausch zwischen den Schulen geführt.

Der Übergang von der Grundschule in eine weiterführende Schule stellt für die 

Bildungsbiografie von Kindern und Jugendlichen einen der bedeutendsten 

Übergänge dar. Er hat weitreichenden direkten und indirekten Einfluss auf den 

individuellen Bildungsweg und den späteren Zugang zu weiterführenden 

Bildungs- und Berufsmöglichkeiten. 

62.208
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Sommerferien ein viertes Schuljahr. Sie freut 
sich sehr, dass der Übergangsordner nun 
eingesetzt wird. „In der Vergangenheit hatten 
einige Schülerinnen und Schüler an der wei-
terführenden Schule Startschwierigkeiten.“ 
Scholz hat selbst zweieinhalb Jahre an der 
Entwicklung des Übergangsordners mitgear-
beitet. Dadurch konnte sie schon vor dessen 
Einführung einige Methoden der Sammlung 
im Schulalltag nutzen. „Ich bin auf einen 
Einschätzungsbogen als Grundlage für 
Elternberatungsgespräche gestoßen. Den 

setzen wir bei uns jetzt auch erfolgreich ein. 
Dadurch haben wir eine sehr strukturierte 
Grundlage für die Elterngespräche.“ Für die 
Schulleiterin hat sich aber auch das Klima 
zwischen den Schulen über die gemeinsame 

Arbeit an dem Ordner zum Positiven gewan-
delt: „Da herrscht viel Vertrauen zueinander. 
Und durch unseren engen Austausch wissen 
wir nun viel mehr übereinander.“ Mittlerweile 
kommen regelmäßig Englischlehrerinnen 
des benachbarten Bettina-von-Arnim-Gym-
nasiums zu Besuch, um den Kindern einen 
ersten Eindruck von dem zu vermitteln, was 
sie in der weiterführenden Schule erwartet. 

Birgitta Hagen unterrichtet Deutsch und 
Englisch am Norbert-Gymnasium. Da sie 
ebenfalls an der Entwicklung des Über-
gangsordners mitgewirkt hat, kennt sie die 
Sammlung sehr gut. „Der Übergangsordner 
ist ein Steinbruch für alle Lehrerinnen und 
Lehrer“, erzählt Hagen. Man könne direkt 
sehen, wie andere Schulen den Übergang 
begleiten und dafür sorgen, dass die Schü-
lerinnen und Schüler einen guten Start 
haben. Am Norbert-Gymnasium werden seit 
Schuljahresbeginn fünf Ordner genutzt. Als 
Einrichtung, die jedes Schuljahr neue Kinder 
aufnimmt, wollen die Lehrerinnen und Lehrer 
möglichst früh wissen, welche Schülerinnen 
und Schüler in ihre Schule wechseln. Birgitta 
Hagen: „Ein ganz wichtiges Kriterium für die 
Klassenzusammenstellung ist das soziale 
Verhalten. Deswegen ist es gut, wenn wir uns 
durch Übergangsprotokolle und Gespräche 
mit den Kindern, Eltern und Lehrern selbst 
ein Bild machen können.“ Wenn Kinder 
besondere Unterstützungsmaßnahmen be-
nötigen, könne man hier passgenau helfen.

Für Uwe Sandvoss, Dormagener Koordinator 
von „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in 
NRW beugen vor“, ist mit dem Übergangs-
ordner ein wichtiges Ziel im Rahmen des 
Landesmodellvorhabens erreicht: „Das war 
ein zentraler Punkt für uns.“ Das Problem 
sei, dass Wissen häufig zwar vorhanden ist, 
aber nicht weitergegeben werde. Dabei helfe 
nun der Übergangsordner. „13 Grundschu-
len, fünf weiterführende Schulen und eine 
Förderschule profitieren unmittelbar von 
der Methodensammlung“, so Sandvoss. Der 
Übergang spiele deswegen eine besondere 
Rolle, weil hier ein neuer Lebensabschnitt für 
die Kinder beginne. „Sie kommen vom Kin-
desalter nun langsam ins Jugendalter. Wenn 
ich aber mit großen Ängsten oder anderen 
Problemen in die neue Schule gehe, entsteht 

ein Teufelskreis, der sich auch auf die weitere 
Entwicklung auswirkt.“

Entstanden ist der Übergangsordner in einem 
zweieinhalbjährigen kooperativen Qualitäts-
entwicklungsprozess im Rahmen von NeFF, 
dem Dormagener Netzwerk für Familien. 
Beteiligt waren Grundschulen, weiterführen-
de Schulen sowie die Jugendhilfe, Eltern und 
auch Kooperationspartner, wie Fachkräfte der 
Jugendzentren. „Es ist unheimlich wichtig, dass 
sich die Leute kennen und wissen, was ande-
re Einrichtungen und Institutionen machen. 
Deswegen war der gemeinsame Arbeitspro-
zess sehr wichtig.“ In zwei Jahren wird in einer 
Selbstevaluation überprüft, ob sich der Einsatz 
gelohnt hat. Uwe Sandvoss ist optimistisch: 
„Der Einsatz des Übergangsordners ist nicht 
verpflichtend, aber wir haben mit dem Prozess 
nun eine Auseinandersetzung mit der Qualität 
des Übergangs angestoßen.“

„Die Schulen können mit Hilfe des Über-
gangsordners über den eigenen Tellerrand 
schauen“, resümiert Karl-Heinz Kaup von der 
Landeskoordinierungsstelle „Kein Kind zurück-
lassen! Kommunen in NRW beugen vor“. Als 
schulfachlicher Berater weiß er, wie wichtig es 
ist, vom Kind her zu denken. „Meistens gibt es 
neben den Sorgen um Überforderungen bei 
den Schülerinnen und Schülern auch Ängs-
te vor äußeren Veränderungen oder andere 
Unsicherheiten. All das kann den Start in der 
neuen Schule erschweren.“ Durch die kom-

pakte Methodenübersicht könnten Lehrkräfte 
jetzt schnell Lösungen finden, die an anderen 
Schulen bereits erprobt wurden. 

Am Norbert-Gymnasium möchte Lehrerin  
Birgitta Hagen demnächst Selbstevaluationsbö-
gen und das Ich-Portfolio in der fünften Klasse 
einführen. Die Ideen hat sie im Übergangsord-
ner gefunden. „Es ist unheimlich wichtig, dass 
Kinder ihre Stärken und ihre Fähigkeiten richtig 
einzuschätzen lernen“, erklärt sie. Daneben 
setzt Hagen eine individuelle Wochenplanung 
fort, die die Schülerinnen und Schüler bereits 
aus der Grundschulzeit kennen. Dadurch soll 
eine selbständige Lernorganisation der Kinder 
weiter unterstützt werden. Ihre Kollegin Monika 
Scholz von der Erich-Kästner-Grundschule 
will noch stärker auf Hospitationen mit den 
Lehrkräften aus weiterführenden Schulen 
setzen. „Dieser Austausch ist für uns Lehrer 
absolut sinnvoll.“ Beide Schulen haben durch 
den Übergangsordner viel gelernt, aber auch 
selbst Dinge angestoßen. So hat das Nor-
bert-Gymnasium ein Tutorenprogramm von 
älteren Schülern für jüngere und das Konzept 
der Bus-Obacht-Leute in den Übergangsordner 
eingebracht. Die Erich-Kästner-Grundschule 
hingegen stellt unter anderem ein Konzept zur 
Streitschlichtung, zu gewaltfreiem Lernen oder 
auch den Kindersprechtag vor. „Durch diesen 
Wissenstransfer haben wir viel gelernt“, findet 
Birgitta Hagen. Dies komme den Kindern im 
Schulalltag direkt zugute. 
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SCHÜLER PROFITIEREN 
VON NETZWERKARBEIT 

Oberhausen-Mitte. Der Gong ertönt zur zwei-
ten Stunde. Es ist neun Uhr. Durch die langen 
blauen Vorhänge an den Fenstern scheint die 
morgendliche Sommersonne in den dritten 
Stock. An einem der zahlreichen Tische sitzt 
die 10-jährige Fiona. Sie geht in die Klasse 4a 
der Adolf-Feld-Schule. Heute ist ein besonderer 
Tag: Sie bekommt zum letzten Mal ihr Grund-
schulzeugnis. „Ich freue mich schon auf die 
neue Schule“, erzählt Fiona strahlend. Sie war 
bereits an ihrem neuen Gymnasium und hat 
sowohl ihre Mitschülerinnen und Mitschüler 
als auch ihr Klassenzimmer kennengelernt. 
„Dort gibt es auch eine Bläserklasse, in der ich 
Saxophon spielen kann.“ Unsicherheit ist bei 
der jungen Schülerin nicht zu spüren. Sie weiß, 
was auf sie zukommt. 

Die Adolf-Feld-Schule ist eine von insgesamt 
19 Bildungseinrichtungen in Oberhausen, 
die sich im Netzwerk „Schulen im Team – 
Übergänge gemeinsam gestalten“ zusam-
mengeschlossen haben. Unterstützt von der 
Mercator Stiftung wird dabei der Wechsel in 
die weiterführende Schule durch eine bessere 
Kooperation der Institutionen erleichtert. Seit 
fünf Jahren stimmen knapp die Hälfte aller 
Oberhausener Schulen dabei Inhalte und Me-
thoden konzeptionell aufeinander ab, so dass 
der Übergang erleichtert wird. Vorhandene 
Potenziale werden genutzt und verbindliche 
Netzwerkstrukturen aufgebaut. Zusammen 
entwickeln die 19 Grund- und weiterführenden 
Schulen auch einen kommunalen Handlungs-
plan, der dabei helfen soll, das Projekt in der 
Kommune strategisch zu verankern.

Judith Gärtner ist Klassenlehrerin der 4a und steht 
heute zum letzten Mal vor ihren Schülerinnen 
und Schülern. Sie weiß, warum die Kooperation 
zwischen Schulen wichtig ist: „Wir haben lange Zeit 
zu wenig über die Methoden der weiterführenden 
Schulen gewusst. Das beeinflusst natürlich den 
Wechsel der Schülerinnen und Schüler.“ Durch die 
Kooperation bei „Schulen im Team“ sei der Kontakt 
nun sehr eng. 

Im Schulalltag bedeutet die Kooperation eine 
engere Zusammenarbeit beider Schulformen. Bei 
einem stadtweiten Lehrersprechtag tauschen sie 
sich über die neuen und alten Schülerinnen und 
Schüler aus. Dort erfahren die Lehrkräfte der wei-
terführenden Schule, welche Unterstützungsmaß-
nahmen für die Schülerinnen und Schüler notwen-
dig sind, so dass die Kinder passgenau und ohne 
Unterbrechung weiter gefördert werden können. 
Daneben gibt es gemeinsame Fortbildungen und 
Unterrichtsbesuche, in denen die Fachkräfte der 
weiterführenden Schule Fragen der Grundschüle-
rinnen und Grundschüler beantworten. Auf einem 
Einschätzungsbogen können die Schülerinnen und 
Schüler in der vierten Klasse ihre eigenen Fähigkei-
ten notieren. Auch das hilft in der neuen Schule. 

Fünf Minuten Fußweg entfernt besucht Maximilian 
seit einem Jahr das Heinrich-Heine-Gymnasium. 
Der 10-Jährige trägt ein graues T-Shirt, auf dem 
die südamerikanische Metropole Rio de Janeiro 
zu sehen ist. Er sitzt mit drei Freunden am Tisch. 
Der Übergang lief für ihn problemlos. Seine alte 
Grundschule, die Luisenschule, ist ebenfalls Teil von 
„Schulen im Team“, dem auch sein Gymnasium 
angehört. „Eine Gruppe von Gymnasiasten hat uns 

in der vierten Klasse öfter bei einer Vorlesestunde 
besucht.“ Das habe ihm geholfen, sich an Ältere 
zu gewöhnen. Auch einige Lehrerinnen und Lehrer 
des Gymnasiums hätten an der Luisenschule 
vorbeigeschaut. „Für mich hat sich an der neuen 
Schule eigentlich nicht viel verändert.“ 

Marcus Kortmann sitzt an einem Besprechungs-
tisch im ersten Stock. Wenn der stellvertretende 
Schulleiter des Heinrich-Heine-Gymnasiums 
Maximilians Aussage hört, freut er sich. „Es ist 
ganz wichtig zu zeigen, dass der Wechsel der 
Schule eben kein Bruch sein muss“. Man könne 
ganz klar sehen, dass es in Klassen mit Kindern, 
bei denen der Übergang gut vorbereitet worden 
ist, viel weniger Unterstützungsbedarf gebe. „Mit 
den Grundschulen und weiterführenden Schulen 
haben wir ein offenes Verhältnis und ein Klima 
der Wertschätzung und Akzeptanz. Und der 
Austausch bringt neue Impulse.“ So habe eine 
Kollegin am Heinrich-Heine-Gymnasium ein Ru-
heritual mit einem Gong und eine spezielle Musik 
für das Aufräumen der Klasse übernommen. 
„Die Kinder kennen das aus der Grundschule. So 
etwas macht dann natürlich auch bei uns Sinn“, 
erklärt Kortmann.

Das Regionale Bildungsbüro im Oberhausener 
Rathaus koordiniert das Netzwerk „Schulen im 
Team“. Silke Becker ist mit den Ergebnissen sehr 
zufrieden: „Die Motivation ist bei allen sehr hoch. 

Das liegt auch daran, dass die Themen in den 
Netzwerken selbst eingebracht und umgesetzt 
wurden.“ Mit Beginn des Schuljahres 2015/2016 
ist das Projekt in die zweite Phase gestartet und 
wurde für andere interessierte Schulen in Ober-
hausen geöffnet. Neue Netzwerke mit neuen 
Themen zum Übergang können gebildet werden. 
„Die erarbeiteten Instrumente bieten wir nun allen 
Schulen im Stadtgebiet an“, so Becker. „Dadurch 
können alle voneinander lernen.“

In Oberhausen arbeiten 19 Schulen – darunter Grundschulen, Gymnasien, Real-

und Gesamtschulen – im Netzwerk „Schulen im Team – Übergänge gemeinsam 

gestalten“ zusammen. Das Ziel: Alle Kinder sollen den Schulwechsel problemlos 

schaffen. Die gemeinsame Arbeit lohnt sich, denn die Kinder profitieren und 

erleben einen gelungenen Start in ihrer neuen Schule.

210.216
EINWOHNER,
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Von der Grundschule in die weiterführende SchuleVon der Grundschule in die weiterführende Schule72 73

„KINDER SPRACHLICH 
FIT MACHEN“

Herr Paulssen, Frau Roddewig-Oudnia, 
welches Konzept verbirgt sich hinter dem 
Ansatz von „Sprachschätze Wuppertal“?

Paulssen: Beim Ansatz der „Durchgängigen 
Sprachbildung“ geht es darum, Kinder frühzei-
tig, also schon in der Grundschule, sprachlich fit 
zu machen, um Schulkarriere und Beruf meis-
tern zu können. So sollen gerechte Startvoraus-
setzungen für die weiterführende Schule und 

anschließend für den Arbeits- und 
Ausbildungsmarkt oder die Hoch-
schule geschaffen werden.

Roddewig-Oudnia: „Sprachschätze“ 
setzt in allen Unterrichtsfächern an. 
Nicht erst am Nachmittag oder nur 
im Deutschkurs. Über jedes Kind 
wird ein Sprachprofil erstellt und die 
Fachlehrerinnen und -lehrer geben 
dann im Unterricht Hilfestellungen, 
damit alle Kinder denselben Stand 
entwickeln. 

Welchen Paradigmenwechsel 
wollen Sie bei den teilnehmenden 
Schulen einleiten?

Paulssen: Viele Kinder beherrschen die Alltags-
sprache. Die Bildungssprache aber nicht. Damit 
alle mitkommen, unterrichten Lehrkräfte oft im 
alltagssprachlichen Jargon. Man wunderte sich 
dann, dass der Sprachschatz der Kinder den 
Anforderungen nicht mehr genügte. Dabei ist 
doch klar: Wenn die Kinder im Unterricht nicht 
mehr in Kontakt kommen mit der Bildungs-
sprache, dann wird das Sprachvermögen nicht 

plötzlich in den Klausuren explodieren. Dafür 
ein Bewusstsein zu schaffen, ist ein wesentli-
ches Ziel der „Sprachschätze“-Lehrerseminare. 

Roddewig-Oudnia: Durch ein Monitoring haben 
wir auch festgestellt, dass insbesondere der 
Sprachförderbedarf von Kindern ohne Migra-
tionsgeschichte steigt. Ich kann viele Beispiele 
dafür nennen: Vor einem Ausflug zum Land-
tag hat ein Schüler gefragt, was er denn zum 
Picknick mitbringen solle. Er dachte, es ginge 
um einen Ausflug aufs Land. Oder im Sachkun-
deunterricht hat der Begriff „Lösung“ Irritatio-
nen hervorrufen. Eine Lösung kann ein Ergebnis 
sein oder eben eine chemische Lösung. Diese 
mehrdeutigen Fachbegriffe kennen nicht alle 
Kinder von vornherein und verstehen dann 
schon die Aufgabenstellung nicht. Die Lehrkraft 
muss deshalb vor jeder Unterrichtsstunde 
überlegen, welche Worte benutzt werden und 
wo Stolpersteine liegen könnten.

Und wie bringen Sie den Ansatz in die fünf 
Grundschulen? 

Roddewig-Oudnia: Das gesamte Kollegium, die 
Schulleitung, alle Mitarbeitenden der offenen 
Ganztagsschule und der Schulsozialarbeit 
nehmen an den Fortbildungen teil. In kleineren, 
professionellen Lerngemeinschaften werden die 
Ergebnisse dann nachbereitet und konkrete Um-
setzungsschritte entwickelt. Wir vom Kommuna-
len Integrationszentrum in Wuppertal begleiten 
die Schulen dabei und bieten unsere Mithilfe an.

Welche Methodik genau wenden die 
„Sprachschätze“-Lehrkräfte im Unter-
richt an?

Paulssen: Dahinter steckt die „Scaffol-
ding“-Methode. Man bietet den Schülern ein 
„Gerüst“, das individuell angesetzt werden 
kann. Jede Unterrichtsstunde verfolgt ein 
Sprachziel. Je nach Könnensstufe werden 
dafür individuell Hilfestellungen gegeben. Es 
kann sein, dass eine Schülergruppe ein gan-
zes Gedicht schreibt, die andere setzt Artikel 
in ein Gedicht ein, wiederum eine andere baut 
ein Gedicht mit verschiedenen Zeitformen. 
Jedes Kind wird da abgeholt, wo es steht. Am 
Ende können aber alle Kinder der Klasse ein 
Gedicht vortragen.

Sie bieten den Lehrkräften auch Seminare 
zu Interkultureller Sensibilität an. Worum 
geht es dabei?

Roddewig-Oudnia: Wir schulen den ressour-
cenorientierten Blick. In einem Seminar wurde 
deutlich, dass „Einsprachigkeit“ heutzutage 
eher die Ausnahme ist. Viele Kinder sprechen 
parallel zwei oder drei Sprachen. Viel mehr 
als die meisten Lehrkräfte. Diese Vielfalt 
und Kompetenz wird oft gar nicht gesehen, 
sondern nur auf die Defizite im Deutschen 
geschaut. Durch das Seminar haben die 
Lehrkräfte die Kinder plötzlich in neuem Licht 
gesehen und waren sehr beeindruckt. 

Unter dem Titel „Sprachschätze Wuppertal“ ist im September 2013 an fünf 

Wuppertaler Grundschulen eine Fortbildungsreihe zu „Durchgängiger Sprach-

bildung“ gestartet. Ziel der Verbundarbeit, die die Stadt Wuppertal in Zusam-

menarbeit mit der Landesweiten Koordinierungsstelle Kommunale Integra-

tionszentren begleitet, ist es, allen Kindern einen geeigneten Sprachschatz zu 

verschaffen – für Chancengleichheit beim Start in die weiterführende Schule. 

Wie dies gelingen soll, erklären Christine Roddewig-Oudnia, Leiterin des 

kommunalen Zentrums für Integration, Bildung und Kulturelle Vielfalt in 

Wuppertal und Wolfang Paulssen aus der landesweiten Koordinierungsstelle

kommunaler Integrationszentren. 

342.661
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Ziel des Landesvorhabens ist, Schülerinnen 
und Schüler aller Schulformen frühzeitig zu 
Fragen der Berufs- und Studienwahl zu beraten 
und diese so lange zu unterstützen, bis An-
schlüsse in Ausbildung oder Studium gelungen 
sind. Bei der Umsetzung dieses einheitlichen 
Übergangssystems spielen die Kommunen 
eine zentrale Rolle. Die Einrichtung kommu-
naler Koordinierungsstellen ist ein wichtiges 
Element des Vorhabens. Diese sollen dafür 
sorgen, dass alle Aktivitäten, die den Übergang 
betreffen, vor Ort gebündelt werden. Darüber 
hinaus soll die zentrale Koordinierung eine 
Anlaufstelle für alle wichtigen Partner sein. 
Nach dem Start mit sieben Modellkommunen 
(darunter auch die Modellkommunen von 
„Kein Kind zurücklassen!“ Bielefeld und Dort-
mund) konnten inzwischen in allen 53 Kreisen 
und kreisfreien Städten in NRW kommunale 
Koordinierungsstellen eingerichtet werden. 
Die Praxisbeispiele zum Übergang in Ausbil-
dung-Studium-Beruf aus den Modellkommu-
nen Arnsberg, Bielefeld und den Kommunen 
im Kreis Unna fügen sich mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten in die Landesinitiative „Kein 
Abschluss ohne Anschluss“ ein. 

Die Gesamtschule Fröndenberg/Ruhr wurde 
2011 von der Stiftung Weiterbildung im Kreis 
Unna mit dem „Qualitätssiegel Schule-Beruf“ 
ausgezeichnet. Die sogenannten Siegelschu-
len zeichnen sich dadurch aus, dass sie ihren 
Auftrag der Berufsorientierung in besonderer 
Weise wahrnehmen. Seit der Einführung des 
Landesprogramms „Kein Abschluss ohne An-
schluss“ ist unter anderem das zuvor freiwillige 
Orientierungspraktikum am Ende der Klasse 8 
zu einem verbindlichen Standard geworden.

Im Beteiligungsprojekt „Generation Zukunft“ 
der Stadt Arnsberg haben Jugendliche mit 
Stadt und Wirtschaft gemeinsam Ideen für 
sinnvolle Angebote in der Kommune entwi-
ckelt. Ein Ergebnis des Workshops „Karriere-
marketing“ ist der Leitfaden zur Berufsori-
entierung. Der Leitfaden soll Jugendlichen 
helfen, sich besser auf dem kommunalen 
Ausbildungsmarkt zu orientieren und Arbeit-
geber darüber informieren, wie sie Nach-
wuchs gewinnen können.

In einem „offenen Laden“ Bielefeld erhalten 
Jugendliche unkomplizierte und schnelle Hilfe 
bei Bewerbungsfragen. Der Laden ist ein Bau-
stein der Jugendberufsagentur, wohinter 
mehrere Beratungsangebote stecken. Im Jahr 
2009 haben sich darin Jobcenter, die Agentur 
für Arbeit und die REGE mbH zusammenge-
tan, um Jugendliche bei der Berufsorientie-
rung, der Stellenrecherche, in Ausbildungs-
fragen und bei der Bewerbung gemeinsam 
und koordiniert zu unterstützen. 

„ALLEN KINDERN 
EINE PERSPEKTIVE BIETEN“

Welche Rolle spielt das Thema „Berufs-
orientierung“ an Ihrer Schule?

de Vries: Wir setzen bei uns ein schlüssiges 
Konzept um, das auch das Thema Inklusion 
umfasst. Wichtig ist: Berufsorientierung ist ein 
Prozess, sie kann nicht nur punktuell erfolgen. 
Angesichts der Vielfalt auf dem Arbeitsmarkt 
müssen wir als Schule bei dem Thema kon-
tinuierlich dranbleiben. Kinder sollen auf den 
Wechsel in den Beruf gut vorbereitet sein, so 
dass erst gar keine Ängste entstehen. Wir zeigen 
ihnen das ganze Spektrum auf und stellen dabei 
die Kompetenzen in den Mittelpunkt, die wir bei 
den Schülerinnen und Schülern wahrnehmen.

Wie schlägt sich dieser Ansatz im Schulall-
tag nieder?

de Vries: Wir haben verschiedene Angebote in-
tegriert, die alle sehr gut bei den Schülerinnen 
und Schülern ankommen. Beim „Kick-off Be-
ruf“ geht es darum, die eigenen Interessen und 
Fähigkeiten wahrzunehmen, unser „Klar-Pro-
jekt“ stellt verschiedene Berufsfelder vor und 
am „Werkstatt-Tag“ können die Schülerinnen 
und Schüler einmal in der Woche fest in einem 
Betrieb arbeiten. Im achten Jahrgang starten 
wir mit der verbindlichen Berufsorientierung. 
Wir orientieren uns jetzt an der Landesinitiati-
ve „Kein Abschluss ohne Anschluss“. Da sind 

Von der Jugendphase in den Beruf

Die Gesamtschule Fröndenberg/Ruhr ist von der Wirtschaftsförderung Kreis 

Unna für ihre erfolgreiche Arbeit in der Berufsvorbereitung von Schülerinnen 

und Schülern zum zweiten Mal mit dem Siegel „Beruf-Schule“ ausgezeichnet 

worden. Im Interview sprechen Schuldirektor Klaus de Vries, die Fachbe-

reichsleiterin „Familie und Jugend“ des Kreises Unna, Sandra Waßen, und der 

Leiter der sozialen Einrichtung Schmallenbach-Haus, Heinz Fleck, darüber, 

wie Kinder und Jugendliche gut auf den Berufseinstieg vorbereitet werden 

können.

Der Übergang junger Menschen von der Schule in Ausbildung-Studium-Beruf 

wird in Nordrhein-Westfalen seit November 2011 durch ein einheitliches 

Landesvorhaben unter dem Titel „Kein Abschluss ohne Anschluss – Übergang 

Schule-Beruf NRW“ umgesetzt. 

Das Landespro-
gramm „Kein 
Abschluss ohne 
Anschluss“ schafft 
ein einheitliches 
und effizient 
gestaltetes Über-
gangssystem in 
NRW. Weitere Infor-
mationen unter: 
www.keinab-
schlussohnean-
schluss.nrw.de

391.622
EINWOHNER,
63.736 UNTER 
18 JAHREN

KREIS UNNA
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Punkte wie ein Orientierungspraktikum verbind-
lich vorgesehen. Das haben wir übernommen. 
Im neunten Schuljahr findet dann das wichtige 
dreiwöchige Betriebspraktikum statt.

Wie gehen Sie dabei auf Kinder mit besonde-
rem Förderbedarf ein?

de Vries: Da müssen wir einfach eine vertiefte 
Berufswahlorientierung gewährleisten, um 
ihnen bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
geben zu können. Deshalb kann die Inklusions-
klasse zum Beispiel in einem kleinen Lädchen 
im angrenzenden Seniorenzentrum Schmallen-
bach-Haus einmal pro Woche erste Berufserfah-
rungen sammeln.

Was können die Schülerinnen und Schü-
ler von der Arbeit im Schmallenbach-Haus 
lernen?

Fleck: Sie lernen bei uns die elementaren Grund-
lagen eines Betriebs kennen. Dazu gehören die 
Preisauszeichnung, Warenkontrolle und natür-
lich der Verkauf. Wichtig ist mir aber auch, dass 
die Jugendlichen lernen, auf Menschen zuzuge-

hen. Sie werden mit Menschen konfrontiert, die 
unterschiedlich geprägt sind. Das ist aus unserer 
Sicht eine wichtige Lebenserfahrung.

de Vries: Durch diese enge Verbindung zwischen 
unserer Schule und dem Schmallenbach-Haus 
haben die Schülerinnen und Schüler einen leich-
ten Zugang zu späteren Praktikumsstellen. Die 

Berührungsängste nehmen ganz erheblich ab. 
Und wenn wir das unter dem Inklusionsaspekt 
von Kindern mit besonderem Unterstützungs-
bedarf sehen, gibt es ja kein schöneres Schon-
raumpraktikum. 

Wer kann beim Lädchen mitarbeiten?

Fleck: Eine ganze Klasse übernimmt jeweils das 
Lädchen für ein ganzes Jahr einmal in der Woche 
für eine Stunde – auch in den Ferien – und die 
Schülerinnen und Schüler werden in Gruppen 
aufgeteilt. Das heißt: Jeder weiß im Vorfeld, wann 
gearbeitet werden muss. Ich erlebe immer wie-
der, dass die Schülerinnen und Schüler, die neu 
eingearbeitet werden, bei ihrer ersten Schicht 
sehr schüchtern sind. Aber Sie werden schnell 
viel selbstbewusster.

Welche anderen Kooperationen gibt es zwi-
schen Ihrer Schule und externen Firmen?

de Vries: Wir arbeiten unter anderem mit der 
Jugendhilfe, der Sparkasse Fröndenberg, den 
lokalen Stadtwerken oder einer Apotheke im 
Ort zusammen. Daneben haben wir eine gute 

Kooperation mit externen 
Partnern im MINT-Bereich. Im 
Moment planen wir hier einen 
MINT-Forscherpark in unse-
rem Außengelände. Das wird 
ein Naturlehrpfad mit einem 
Kräutergarten. Vielleicht pro-
duzieren wir demnächst den 
Fröndenberger-Kräutertee. Der 
Naturlehrpfad wird dann auch 
in den naturwissenschaftlichen 
Fächern vorbereitet.

Wie funktioniert die Zusam-
menarbeit mit den Betrieben?

de Vries: Die Kooperation ist sehr 
gut. Ich fände es schön, wenn wir 
auch noch mehr Unternehmen 

für eine Zusammenarbeit gewinnen könnten. 
Kontinuität und regelmäßiger Austausch verbes-
sern die Chancen für eine gelingende Berufsori-
entierung.

Waßen: Das Engagement der Gesamtschule war 
ein Grund, warum sie erneut mit dem Qualitäts-
siegel „Schule-Beruf“ des Kreises ausgezeich-

net worden ist. In Fröndenberg/Ruhr hat die 
Zusammenarbeit der verschiedenen Systeme 
Tradition. Wir haben eine enge Kooperation, 
die schon vor den Kitas und Schulen ansetzt. 

Welche Ergebnisse stechen im Schulalltag 
besonders heraus? 

de Vries: Wir konnten bei zwei Kindern einer 
integrativen Lerngruppe den sonderpädagogi-
schen Förderbedarf aufheben. Die Kinder sind 
jetzt also auf Regelschul-Niveau unterwegs. 
Das ist ein toller Erfolg. Es wird deutlich, dass 
wir schon eine Menge Bausteine eingepflanzt 
haben, die den Jungen und Mädchen helfen. 
Kein Kind verlässt unsere Schule, ohne dass 
wir über die Perspektive gesprochen haben. 
Da beziehen wir die Eltern auch eng mit ein.

Die Eltern sind also Bildungspartner?

Waßen: Ja, absolut. Es ist ganz wichtig, auch 
die Eltern von Anfang an mitzunehmen. Die 
Kinder merken oft, dass sie für bestimmte 
Entscheidungen in diesem Alter noch ihre 
Eltern brauchen. Sei es nur, weil sie bei der 
Berufsorientierung beratend zur Seite stehen. 
Die Eltern spielen eine wichtige Rolle.

Was unternimmt der Kreis Unna noch, um 
kein Kind zurückzulassen? 

Waßen: Prävention – und dazu gehört auch 
der Übergang in den Beruf – ist im Kreis Unna 

Chefsache. Wir arbeiten über Ressortgrenzen 
hinweg und haben eine institutionalisierte 
Zusammenarbeit zwischen dem Kreis, so 
unter anderem in der Jugendhilfe mit dem 
Kinder- und Jugendbüro, der „Windmühle“ 
und der Schulsozialarbeit. Wir haben mit allen 
Schulen eine Kooperationsvereinbarung in 
Sachen Kinderschutz getroffen. Daneben 
bieten wir eine Berufsmesse für Schülerinnen 
und Schüler an. 

Wie fügen sich die Anstrengungen der 
Gesamtschule Fröndenberg/Ruhr in die 
Präventionskette der Kommunen des  
Kreises Unna ein?

Waßen: Wir haben im Rahmen von „Kein Kind 
zurücklassen!“ genau diese Lücke identi-
fiziert, an der hier so gut gearbeitet wird. 
Deswegen haben wir die Versäulung zwischen 
den einzelnen Akteuren aufgehoben und eine 
intensive Beteiligung – von Eltern, Schule, 
Wirtschaft und Jugendhilfe – initiiert. Wir wol-
len allen Kindern eine Perspektive bieten.

de Vries: Wir als Schule merken, dass wir 
in unserer Arbeit eine sehr gute Reaktions-
geschwindigkeit haben. Wenn wir bei einer 
Problemlage eine Fachkraft brauchen, finden 
wir sie ziemlich schnell. Wir verstehen uns als 
Schulform, die niemanden zurücklässt und 
jedem Kind zu seinem bestmöglichen Ab-
schluss verhelfen will. Das steckt im Bewusst-
sein aller Beteiligten.

MINT ist eine 
zusammenfassen-
de Bezeichnung 
von Fächern und 
Berufen aus den 
Bereichen Mathe-
matik, Informatik, 
Naturwissenschaft 
und Technik.
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KOMPASS IM AUSBILDUNGS-
DSCHUNGEL

Herr Wolff, Sie haben im Projekt „Generati-
on Zukunft Arnsberg“ Kinder und Jugend-
liche zu ihren Wünschen befragt und mit 
ihnen gemeinsam Umsetzungsmöglichkei-
ten dafür entwickelt. Ein Ergebnis ist der 
Leitfaden zur Berufsorientierung. Welchen 
Zweck erfüllt er?

Wolff: Zusammen mit Arbeitgebern, Schu-
len, Jugendlichen, Vereinen und Vertretern 
der Verwaltung der Stadt Arnsberg wurde 
festgestellt, dass in Sachen Berufsorien-
tierung für alle Seiten viel Intransparenz 
herrscht. Das betrifft Projekte, Maßnahmen 
und Ansprechpartner in dem Feld. Insbeson-
dere die Jugendlichen wissen gar nicht, was 
für Maßnahmen zur Berufsberatung und 
welche Ausbildungsmöglichkeiten es gibt. 
In der Schulzeit hatten sie nur sehr wenig 
Kontakt zur Berufsberatung. Viele stehen 
nach dem Abschluss vor einem Fragezeichen 
oder können die Einzelinfos der Akteure nicht 
mehr bündeln. Auch die Unternehmen haben 
Informationsbedarf – danach, wie sie geeig-
neten Nachwuchs finden. Deshalb geben wir 
eine Version für die Schulen und eine für die 
Arbeitgeber heraus.

Wie genau soll der Leitfaden bessere Ori-
entierung geben?

Wolff: Der Leitfaden zeigt passende An-
sprechpartner bei der Berufsberatung und 
wie die insgesamt über 240 von Arbeitgebern 

und Schulen gesammelten Maßnahmen, die 
in 22 Kategorien aufgeführt sind, genutzt 
werden können. Ein Beispiel ist die Ausbil-
dungsmesse in Arnsberg. Viele Jugendliche 
und Eltern wussten gar nicht, dass dort viele 
heimische Arbeitgeber mit ihren Angeboten 
auf einem Fleck vertreten sind. Wir weisen 
auch auf Betriebsbesichtigungen, Bewer-
bertrainings, den „Boys‘ Day“ und den „Girls‘ 
Day“ oder „Speed Dating“-Veranstaltun-
gen hin: Da können sich Schülerinnen und 
Schüler und Betriebe in kurzen Gesprächen 
über Angebote und Chancen austauschen. 
Mit im Leitfaden stehen auch intensivere 
Unterstützungstipps, wie etwa der Berufs-
wahlpass oder die Ausbildungspaten, die die 
Schülerinnen und Schüler beim Eintritt in die 
Berufswelt begleiten. Dabei ist auch noch 
eine Checkliste, mit der sich Schulen, Arbeit-
geber, Eltern und Jugendliche im Verlauf der 
Berufsorientierung einordnen können.

In Nordrhein-Westfalen wird mit dem 
Programm der Landesregierung „Kein Ab-
schluss ohne Anschluss“ (KAoA) versucht, 
die Wege in Beruf und Studium für junge 
Menschen nachhaltig zu verbessern. Inwie-
fern ist der Leitfaden in KAoA eingebettet?

Wolff: Teile des Programms KAoA haben wir 
auch in den Leitfaden integriert. Wir zeigen 
den Schulen etwa die Möglichkeiten der Po-
tenzialanalysen im Rahmen des Programms 
auf. Damit können die Jugendlichen eigene 

Interessen, Neigungen und Möglichkeiten 
erforschen und so ihre Kompetenzen entde-
cken. Ebenfalls empfehlen wir den Schulen 
die KAoA-Berufsfelderkundungstage nach 
den Ergebnissen aus den Analysen auszu-
richten. Und den Arbeitgebern raten wir, 
diese Schnupperpraktika im eigenen Betrieb 
durchzuführen – um in Kontakt mit potenziell 
geeigneten Nachwuchskräften zu kommen.

Warum ist es gerade in Arnsberg so wich-
tig, dass Jugendliche besser über Ausbil-
dungsmöglichkeiten informiert werden?

Wolff: Viele Jugendliche wandern ab. Das 
belegen regionalstatistische Daten und die 

meisten finden den Weg nach der Ausbil-
dung auch nicht mehr zurück. Dabei würden 
viele gern vor Ort eine Ausbildung machen. 
Je höher die Schulform ist, umso weniger 
kennen die Jugendlichen das lokale Angebot. 
Gymnasien informieren tendenziell meist nur 
über universitäre Perspektiven: Das ist ein 
Problem für die lokale Wirtschaft, das den 
demographischen Wandel noch zusätzlich 
verstärkt. Wir wollen da präventiv eingreifen 
und denselben Kenntnisstand für alle schaf-
fen. Für die Schulen lohnt es sich natürlich 
auch. Denn perspektivisch wird ihnen durch 
die Abwanderung der Jugend auch bald der 
Nachwuchs ausgehen.

Im Beteiligungsprojekt „Generation Zukunft“ der Stadt Arnsberg haben 

Jugendliche mit Stadt und Wirtschaft gemeinsam Ideen für sinnvolle Ange-

bote in der Kommune entwickelt. Ein Ergebnis des Workshops „Karrieremar-

keting“ ist der „Leitfaden zur Berufsorientierung“. Andreas Wolff, Entwickler 

des Projekts, erzählt, wie der Leitfaden Jugendlichen und Arbeitgebern helfen 

kann, sich besser auf dem kommunalen Ausbildungsmarkt zu orientieren.

74.383
EINWOHNER,
12.800 UNTER 
18 JAHREN

ARNSBERG

Der Leitfaden wur-
de in allen Schulen 
verteilt und liegt 
in der Agentur für 
Arbeit aus. Zum 
Download bereit 
steht er unter: 

www.arnsberg.de/
bildung
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ERFOLGREICHER START 
IN DEN BERUF

„Ja, das sieht gut aus!“, sagt Beraterin Ute Menn, 
während sie am Bildschirm durch Mohammeds7 

Bewerbungsanschreiben scrollt. „Jetzt müssen 
wir nur noch die Änderungen am Lebenslauf 
vornehmen!“ Die freundliche Beraterin lächelt 
Mohammed an. Doch der schaut weiterhin ver-

unsichert auf den Bildschirm. „Mein Computer ist 
kaputt. Ich habe es nur ausgedruckt dabei.“ Ute 
Menn lächelt geduldig. Da hilft jetzt nichts. Der 
16-Jährige hat gerade die Hauptschule abge-
schlossen und braucht bis zum Ende der Som-
merferien einen Ausbildungsplatz. Wenn Moham-
med Maschinen- und Anlagenführer werden will, 
muss er es nochmal abtippen. 

Im Jahr 2009 haben sich Jobcenter, die Agentur 
für Arbeit und die REGE mbH zusammengetan, 
um Jugendliche bei der Berufsorientierung, der 
Stellenrecherche, in Ausbildungsfragen und bei 
der Bewerbung gemeinsam und koordiniert 
zu unterstützen. Schnelle Hilfe aus einer Hand, 
unabhängig von Zuständigkeiten, das ist das Kon-
zept der Jugendberufsagentur. Ein Baustein der 
Jugendberufsagentur in Bielefeld ist der„offene 
Laden“ mit mehreren Beratungsangeboten, die pro 
Halbjahr rund 300 Jugendliche genutzt haben. 

Mohammed bekam den Laden vom Jobcenter 
empfohlen. Er ist froh über das offene Angebot: 
„In der Schule hatte ich zwar Bewerbungstraining, 
aber ich habe noch nicht alles dabei verstanden.“ 
Mit Ute Menn gemeinsam hat er seine Unterlagen 
gecheckt und immer weiter verfeinert. Moham-
meds Bewerbung kann bald rausgehen. 

Am Nachbartisch sitzt Maria8 mit Beraterin 
Yvonne von Louisenthal und feilt noch an ihrem 
Anschreiben. Maria will unbedingt Polizistin 
werden und ein duales Studium beginnen. An 
der Hochschule herrschen strenge Aufnahme-
kriterien. „Mein Anschreiben soll begeistern, 
deshalb habe ich mir im Laden Hilfe geholt, 
damit ich zum Auswahlverfahren eingeladen 
werde“, erzählt sie. Yvonne von Louisenthal 
ist von Marias Anschreiben beeindruckt: „Das 
ist richtig schön lebendig geschrieben. Ich 
spüre, dass Du diesen Beruf wirklich spannend 
findest“, sagt sie. Die erste Bewerbung ist auf-
regend und Marias Unsicherheit teilweise auch 
in den Text geflossen. „Alle Konjunktive, wie 
hätte oder würde, kannst Du durch den Indika-
tiv zu ersetzen“, rät von Louisenthal, „das wirkt 
überzeugender.“ Die Beraterin kitzelt Marias 
Stärken heraus, lobt ihr soziales Engagement 
als Babysitterin. Als Polizistin brauche sie 
einen weiten Horizont, denn sie werde vielen 
verschiedenen Menschen begegnen – auch 
mal in brenzligen Situationen, sagt die Berate-
rin. Da fällt Maria ein Seminar zu interkulturel-
ler Verständigung ein, das sie mal besucht hat. 
Das kommt auch noch rein. 

Eine Etage über dem Laden sitzen Matthias 
Löckener von der Agentur für Arbeit, Beate 
Scigalla aus dem Jobcenter und Claudia Hilse 
von der REGE mbH zusammen. Sie vertreten die 
drei Rechtskreise der Jugendberufsagentur und 
stimmen sich monatlich ab. Heute geht es um 
ein Schreiben an mehrere Schulen, in denen das 
Jobcenter Schülerinnen und Schüler zukünftig 
ergänzend beraten will. „Aus Sicht des Jobcen-
ters ist es von Bedeutung, dass alle Partner ihr 
Knowhow und ihre Stärken einbringen, diese 
miteinander koordinieren, um im Sinne der 
jungen Menschen den Übergang von der 
Schule in den Beruf erfolgreich zu gestalten“, 
sagt Beate Scigala. 

Neben der Beratung an Schulen ist ein weiterer 
Schwerpunkt der Jugendberufsagentur, mehr 
Unternehmen dazu zu motivieren, Ausbildungs-
plätze zu schaffen. Bei der Ausbildungsoffensive 
der Stadt Bielefeld wurden Unternehmen ange-
regt, insbesondere benachteiligten Jugendlichen 
und Flüchtlingen mit geringen Sprachkenntnis-
sen eine Chance zu geben. In Langzeitpraktika 
können sich die potenziellen Azubis und die 
Unternehmen kennenlernen und Vorurteile ab-
gebaut werden. Als weitere Fördermöglichkeiten 
bietet die Agentur für Arbeit sowohl Jugendli-
chen als auch Arbeitgebern „ausbildungsbeglei-
tende Hilfen“ und „assistierte Ausbildung“ an. 

Da die REGE mbH für die Stadt Bielefeld auch 
das Landesvorhaben „Kein Abschluss ohne An-
schluss“ (KAoA) umsetzt, arbeiten Kommunale 
Koordinierung und Jugendberufsagentur eng 
vernetzt. „Die beteiligten Akteure der Jugend-
berufsagentur setzen die Standardelemente 
von KAoA um, zum Beispiel bei der Nutzung des 
Berufswahlkompasses und der Berufsfelderkun-
dung, aber auch bei strategischen Themenfel-
dern, wie der Nachwuchsförderung im demogra-
fischen Wandel“, erläutert Claudia Hilse.
 
Mohammed und Maria haben mit der Beratung 
im „offenen Laden“ einen Teil der Jugendbe-
rufsagentur genutzt, die für weitere Unterstüt-
zung auch intensivere Bewerbungstrainings 
und vertiefte Beratung anbietet. „Es gibt viele 
Wege zum erfolgreichen Einstieg in den Beruf 
und gemeinsam arbeiten wir daran, dass diese 
Wege für die Jugendlichen kürzer werden“, sagt 
Claudia Hilse.

Von der Jugendphase in den Beruf

Im „offenen Laden“ der Jugendberufsagentur in Bielefeld erhalten Jugendliche 

unkomplizierte und schnelle Hilfe bei Bewerbungsfragen. Der Laden ist ein 

Baustein der sogenannten Jugendberufsagentur, in der sich Jobcenter, 

Agentur für Arbeit und die REGE mbH als Trägerin der Jugendberufshilfe 

zusammengeschlossen haben und gemeinsam Jugendliche auf ihrem Weg 

in den Beruf beraten und begleiten.

326.870
EINWOHNER,
55.940 UNTER 
18 JAHREN

BIELEFELD

Matthias Löckener 
von der Agentur für 
Arbeit: 

„Die Jugendbe-
rufsagentur ist ein 
weiterer wichtiger 
Meilenstein der 
langjährigen 
Beratungsarbeit der 
Agentur für Arbeit 
an allen Schulen der 
Stadt und optimiert 
die Unterstützungs-
möglichkeiten für 
alle Jugendlichen.“

7, 8 Namen von der 
Redaktion geändert
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ZIELGRUPPENBEZOGENE 
ÜBERGÄNGE

Daneben gibt es aber auch Übergänge, die 
nicht alle Menschen in ihrem Lebenslauf be-
treffen. Dazu zählen zum Beispiel der Verlust 
der Arbeitsstelle oder eine Veränderung der 
Familienstruktur durch Trennung und Schei-
dung. Das freiwillige oder unfreiwillige Verlas-
sen des eigenen Heimatlands aufgrund von 
Armut, Kriegen oder religiöser Verfolgung sind 
ebenfalls Ereignisse, die nur einige Menschen 
betreffen und unter dem Stichwort „Flucht und 
Migration als Übergang“ zusammengefasst 
werden können. Diesen Menschen sollen zwei 
positive Ansätze aus den Modellkommunen 
Dortmund und Duisburg den Übergang in ihr 
neues Umfeld erleichtern. 

Unter den Flüchtlingen und Zuwanderern 
finden sich viele Familien mit Kindern. Allein in 
der Gruppe der Asylbewerber, die 2014 staat-
liche Leistungen erhalten haben, waren mehr 
als ein Drittel minderjährig. Das entspricht 
knapp 28.000 unter 18-Jährigen. Viele Flücht-
linge und Zugewanderte leben in Armut, haben 
Sprachprobleme und haben keine Krankenver-
sicherung. Dies trifft auch für die große Zahl 
von Migrantinnen und Migranten aus Südost-
europa zu. Die Modellkommunen Dortmund 
und Duisburg haben Ansätze entwickelt, die die 
Integration dieser Gruppe in die Gesellschaft 
erleichtern sollen. In Dortmund fußt das  
Konzept auf drei Bausteinen: Ein Beratungs-
mobil, muttersprachliche Familienbeglei-
terinnen und spezielle Kinderstuben in der 
Nordstadt. Sie sollen den Familien beim Start 
in das unbekannte System behilflich sein. Die 
Stadt Duisburg bietet zusammen mit dem 
Deutschen Roten Kreuz und dem Kommunalen 
Integrationszentrum verschiedene Kurse an, 
die den Menschen aus Bulgarien und Rumäni-

en den Start in Deutschland erleichtert. Dazu 
gehören der Rucksack-Kurs, der Mehrspra-
chigkeit und Elternkompetenz fördern soll 
sowie der Eltern-Kind-Kurs und das Angebot 
Bärenstark und Bärenschlau, bei denen das 
spielerische Erlernen der Themen Ernährung, 
Bewegung und Entspannung im Mittelpunkt 
steht. 

Neben der Zielgruppe geflüchteter Menschen 
stellen auch Kinder mit einem individuellen 
Unterstützungsbedarf im Bereich des Verhal-
tens, des Lernens, der Motorik, der Sprache 
oder anderer Sinnesfunktionen und deren 
Eltern eine spezielle Zielgruppe dar, die an den 
Übergängen im Bildungssystem besonders in 
den Blick zu nehmen ist. 

Im Kreis Warendorf wurde für Kinder mit 
besonderem Unterstützungsbedarf ein speziel-
les Übergangsmanagement von der Kinderta-
geseinrichtung in die Grundschule eingeführt. 
Bereits vor der Einschulung werden auf der 
Grundlage einer individuellen Förderplanung 
geeignete Angebote und Maßnahmen für das 
Kind umgesetzt, die dann nach dem Übergang 
in die Grundschule in der Schuleingangsphase 
fortgesetzt werden sollen. Dadurch soll eine 
Förderlücke vermieden werden. Neben der 
Förderung im schulischen Alltag gehört auch 
die Bereitstellung und Durchführung geeigne-
ter individueller und kleingruppenbezogener 
Angebote durch den durch den Träger des 
Offenen Ganztags zum Warendorfer Ansatz. 
Eingebettet sind diese Maßnahmen in das 
kreisweite Rahmen- und Handlungskonzept 
„Jugendhilfe-Schule“, das für die beiden Säu-
len fachliche Orientierung und institutionelle 
Selbstverpflichtung darstellt.

HILFEN IN EIN NEUES LEBEN

In der Dortmunder Nordstadt haben in den 
letzten Jahren viele Familien aus Südosteuropa 
Zuflucht gesucht. Waren es 2006 noch insge-
samt 95 Menschen aus Rumänien und Bulgari-
en, liegt die Zahl im Jahr 2015 bei 2.350. Davon 
sind 442 Kinder unter 14 Jahren. Diese Familien 
leben laut Jugendamt oft in tiefer Armut, haben 
Sprachprobleme, es fehlt an Krankenversiche-
rungsschutz und sie haben Schwellenängste 

vor Behörden. Um die Familien zu erreichen 
und ihre Integration zu gewährleisten, hat die 
Stadt Dortmund deshalb ein Konzept aus drei 
Bausteinen entwickelt, die vom Land Nord-
rhein-Westfalen gefördert werden: 

Den ersten Baustein bildet eine aufsuchende 
mobile Elternberatung in der Dortmunder 
Nordstadt. Um mit den betroffenen Familien in 

Bei den zuvor in diesem Kapitel beschriebenen Übergängen handelt es sich 

um Phasen der Veränderung, die von nahezu allen Menschen im Lauf ihres 

Lebens bewältigt werden müssen. 

Armut, Kriege, politische oder religiöse Verfolgung: Es gibt viele Gründe, 

warum Familien ihre vertraute Heimat verlassen müssen und in der Fremde 

Schutz suchen. So stranden auch in Nordrhein-Westfalen viele Familien, die 

ein neues Leben beginnen müssen. Um sie beim Übergang in das deutsche 

Bildungssystem und den Arbeitsmarkt nicht alleinzulassen, hat die Stadt 

Dortmund in der Nordstadt ein dreigliedriges Konzept umgesetzt, 

das Familien beim Start behilflich sein soll.

571.143
EINWOHNER,
89.680 UNTER 
18 JAHREN

DORTMUND



Zielgruppenbezogene Übergänge Zielgruppenbezogene Übergänge88 89

ein wesentlicher Bestandteil des Unterstüt-
zungssystems für die südosteuropäischen 
Zuwanderer geworden, heißt es von der 
Stadt. Durch ihre sprachliche und kulturelle 
Kompetenz trügen sie dazu bei, den Kindern 
dieser Familien den Einstieg in die Gesell-
schaft zu erleichtern.

Die Einrichtung von drei speziellen Kinder-
stuben bildet den dritten Baustein. Die Dort-
munder Kinderstuben sind vom städtischen 
Träger FABIDO initiierte und begleitete Groß-
tagespflegestellen, die präsent im Stadtteil 
verortet sind. Kinder zugewanderter Familien 
aus Südosteuropa im Alter von bis zu fünf 
Jahren erhalten dort eine umfassende Be-
treuung, Sprachförderung und Versorgung, 
bis sie in die Kita oder die Schule gehen. Ab 
dem ersten Tag üben die Betreuerinnen und 
Betreuer mit Bildkarten und Symbolen deut-
sche Worte, machen die Kinder schrittweise 
mit der neuen Sprache vertraut. Jedes Kind, 
das eine Kinderstube besucht, bekommt die 
Garantie, anschließend auch einen Platz in 
einer Kindertageseinrichtung zu bekommen.
Die sozialpädagogische Fachberatung der 

Kinderstuben vermittelt diese Plätze, die Ta-
gespflegekräfte begleiten die Kinder und El-
tern beim Übergang in die Tageseinrichtung. 
Die Kinderstuben bieten eine vertrauensvolle 
und wohnungsähnliche Atmosphäre, in der 
auch die Eltern bei den Tagespflegekräften 
Rat und Unterstützung suchen. Die gut ge-
schulten Betreuerinnen helfen ihnen bei allen 
Fragen und Belangen und leiten die Eltern zu 
den Beratungsangeboten weiter. Die Beson-
derheit des Projektansatzes besteht laut 
Jugendamt in der gleichzeitigen Bildung der 
Kinder, die optimal auf einen Wechsel in die 
Grundschule vorbereitet werden und parallel 
der Eltern, um frühzeitig möglichen Negativ-
entwicklungen in Familien vorzubeugen.

Es gibt im Jugendamt einen Koordinator für 
die Arbeit mit den südosteuropäischen Fami-
lien. Alle Initiativen sowohl der städtischen 
als auch der zivilgesellschaftlichen Akteure 
werden im Dortmunder Netzwerk EU-Ar-
mutswanderung gebündelt. Das Projekt ist 
zunächst bis Ende 2016 befristet. 

Kontakt zu kommen, fährt das Beratungsmobil 
zwei Mal in der Woche durch den Stadtbezirk 
und hält an zentralen Punkten. Mit an Bord 
sind Mitarbeitende des Allgemeinen Sozia-
len Dienstes (ASD) und immer eine mutter-
sprachliche Fachkraft. Die Beraterinnen und 
Berater hören den Menschen zu und bieten 
konkrete Hilfen an. Das kann die Vermittlung 
zu verschiedenen Angeboten sein, wie etwa 
kostenlose medizinische Versorgung beim 
Gesundheitsamt für Kinder und Erwachsene, 
die Dortmunder Tafel, die Kleiderkammern 
oder Mieter- und Wohnberatung. Sie versor-
gen die Menschen vor Ort bei Bedarf auch 
mit kostenlosen Hygieneartikeln, Windeln, 
Säuglingsnahrung sowie Schul- und Spielma-
terial. Das Projekt soll den Kontakt zu Familien 
ermöglichen, die sonst nicht erreicht würden, 
den Kindesschutz sichern und Eltern in ihrer 
Elternrolle stärken. Laut Projektbeteiligten 
konnte die Hemmschwelle gegenüber dem Ju-
gendamt durch die Spiel- und Bastelangebote 
und die kleinen Geschenke abgebaut werden. 

Dieselben Ziele verfolgt auch der Einsatz von 
muttersprachlichen Fachkräften als Familien-

begleiterinnen. Die sechs Familienbegleite-
rinnen arbeiten im Auftrag des Jugendamts 
bei freien Trägern und lernen die Familien am 
Beratungsmobil oder durch die Vermittlung 
des ASD kennen. Die Hilfe beruht auf Freiwil-
ligkeit und ist für jeden offen, um den Familien 
bei den ersten Schritten in einem für sie unge-
wohnten System zu helfen. Dies umfasst kon-
krete Hilfen bei der Versorgung, Förderung und 
Erziehung der Kinder. Die Fachkräfte begleiten 
die Familien zu anderen Unterstützungs- und 
Integrationsangeboten, geben Informationen 
zu schulischen Fragen und helfen den Eltern 
bei der praktischen Umsetzung. Der Einsatz 
von muttersprachlichen Fachkräften als Fami-
lienbegleiterinnen kann über die zugehende 
und zwanglose Begleitungsform sprachliche 
und kulturelle Hemmnisse bei der Annahme 
von Bildungs- und Förderangeboten abbauen. 

Die Stadt Dortmund ist vom Erfolg des Kon-
zepts überzeugt und möchte mit weiteren 
Kooperationspartnern langfristig ein Netzwerk 
von ehrenamtlichen und professionellen Hel-
fern im Stadtbezirk zur Begleitung der Famili-
en aufbauen. Die Familienbegleiterinnen seien 
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SPIELEND IN DER 
GESELLSCHAFT ANKOMMEN

Naima ist 41 Jahre alt. 2006 ist sie aus Ma-
rokko nach Deutschland gekommen. Bei ihrer 
Ankunft hat Naima an einem Integrationskurs 
der Stadt teilgenommen. „Ich weiß, wie es ist, 
wenn man sich in einem Land fremd fühlt und 
die Sprache nicht spricht“, erzählt sie. Heute, 
neun Jahre später, arbeitet die Marokkanerin 
als pädagogische Honorarkraft beim DRK in 
Hochfeld und Marxloh. Sie engagiert sich in 
einem Eltern-Kind-Kurs für Zuwanderinnen 
und Zuwanderer aus Bulgarien und Rumänien. 

Von ihnen erleben nicht alle Migrantinnen 
und Migranten einen so positiven Start in 
der neuen Gesellschaft. Viele haben keinen 
Zugang zu einer Gesundheitsversorgung, zu 
angemessenen Wohnverhältnissen oder einer 
Grundversorgung mit Lebensmitteln. Auf-
grund mangelnder Sprachkenntnisse ist auch 
der Zugang zum deutschen Bildungssystem 
extrem schwierig.

In Duisburg ist der Migrationsanteil an der 
Bevölkerung mit mehr als 35 Prozent über-
durchschnittlich hoch. Vor diesem Hin-
tergrund ist der Zuzug von Menschen aus 
Südosteuropa eine große Herausforderung. 
Duisburgs Oberbürgermeister Sören Link: 
„Die Aufgabe, diese Menschen zu integrieren, 
kann die Stadt nicht alleine bewältigen. Des-
halb freut es uns sehr, dass das Land NRW 
uns im Rahmen des Landesmodellvorhabens 
hierbei unterstützt.“ 

In Duisburg engagiert sich ein gut funkti-
onierendes Netzwerk aus Jugendamt, KI 
und Freier Wohlfahrtspflege. Anna Zalac ist 

Fachbereichsleiterin im DRK-Familienbil-
dungswerk unter anderem für Projekte mit 
dem Schwerpunkt Südosteuropa. „Wir wollen 
allen Menschen in Duisburg eine Perspek-
tive aufzeigen“, erklärt sie. Das DRK bietet 
mit Eltern-Kind-Kursen und dem Angebot 
„Bärenstark und Bärenschlau“ spezielle 
niederschwellige und kostenlose Angebote 
für Eltern und Kinder bis zu 6 Jahren an. Hier 
lernen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
spielerisch Wichtiges über die Themen Ernäh-
rung, Bewegung und Entspannung. Dane-
ben gibt es die Rucksack-Kurse des KI. Das 
Rucksack-Projekt ist ein Angebot, das sich an 
Eltern mit 3- bis 6-jährigen Kindern richtet. 
Im Mittelpunkt stehen die Stärkung der El-
ternkompetenz und die Förderung der Mehr-
sprachigkeit. Betreut werden sie von bis zu 
drei Muttersprachlerinnen aus Südosteuropa. 
Seit Projektbeginn Anfang 2015 haben in bei-
den Stadtteilen mehr als 100 Eltern mit ihren 
knapp 300 Kindern die Angebote besucht. 
Anna Zalac: „Während der Projektlaufzeit 
bis Ende 2016 wollen wir insgesamt 2.000 
Menschen erreichen.“ Da viele Migrantinnen 
und Migranten nicht mobil seien, fänden die 
Angebote direkt im Sozialraum statt.

Für Thomas Krützberg, Jugend- und Bil-
dungsdezernent in Duisburg, sind die Kurse 
vor Ort das Ergebnis einer guten Koopera-
tionsstruktur: „Wir sind hier aufgrund der 
großen Herausforderungen seit vielen Jahren 
sehr gut vernetzt.“ Durch die Kooperation 
habe man eine gemeinsame Angebotsstruk-
tur geschaffen. „Unser langfristiges Ziel ist 
die Integration der Südosteuropäer in die 

regulären Strukturen der Bereiche Bildung, 
Gesundheit und Jugendhilfe.“

Doch oft muss erst einmal Vertrauen aufge-
baut werden. Dafür engagiert sich Leila Ahkim 
vom KI. Sie koordiniert die Rucksack-Kurse 
und weiß, wie Eltern und Kinder am besten 
erreicht werden können und wie Mehrspra-
chigkeit gefördert werden kann: „Durch zwei 
interkulturelle Berater in beiden Stadtteilen 
sprechen wir die Menschen direkt an und 
klären sie über unsere Angebote auf. In den 
Rucksack-Kurse lernen die Mütter den Wert 
von Kommunikation, Liedern, Spielen und Lite-
ratur für die Entwicklung ihrer Kinder kennen“, 
so Ahkim. Bei den Teilnehmenden sorge der 
Besuch für deutliche Verbesserungen in der 
Kommunikation mit ihren Kindern. „Die Mütter 
werden selbstbewusster und die deutsche 
Sprache wird von Woche zu Woche besser. Vie-
le trauen sich jetzt, Deutschkurse und weitere 
Beratungsangebote wahrzunehmen.“
Die 27-jährige Snezha aus Bulgarien besucht 
einen Rucksack-Kurs. „Wir fühlen uns hier wohl 

und lernen viel“, sagt sie. Mit ihren Kindern 
schaut sie einmal in der Woche vorbei. Sie 
nimmt seit acht Wochen regelmäßig am Eltern-
Kind-Kurs teil und ist merklich stolz: „Ich bin 
schon viel sicherer im Umgang mit meinen 
Kindern.“ Ihren Freundinnen hat sie erst 
kürzlich die Teilnahme am Kurs empfohlen. 
Sie selbst hat durch eine Bekannte von dem 
Angebot erfahren. 

Die Marokkanerin Naima freut sich über den 
Erfolg des Eltern-Kind-Kurses. „Ich war selbst 
einmal in so einer Situation. Neues Land, frem-
de Sprache, Unsicherheiten im Alltag. Durch 
den Kurs gewinnt man schnell Selbstvertrauen 
und kann dabei noch die eigenen Deutsch-
kenntnisse verbessern.“ Das habe auch ihr 
damals beim Start in Duisburg geholfen. Nun 
wolle Sie dabei helfen, dass andere Familien 
ebenfalls einen einfachen Start haben. Naima 
findet: „Das klappt bei vielen schon sehr gut.“

In Duisburg bekommen Familien aus Rumänien und Bulgarien in fast 30 Kursen 

der Duisburger Elternschule und des Kommunalen Integrationszentrums (KI) 

Unterstützung in den Bereichen Erziehungskompetenz und Sprachförderung. 

Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer gelungenen Integration.

488.468
EINWOHNER,
81.130 UNTER 
18 JAHREN

DUISBURG
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Auch im Kreis Warendorf gibt es Kinder mit 
Beeinträchtigungen in der emotionalen und 
sozialen Entwicklung. Bedingt durch den Weg-
fall von Förderschulen nimmt die Zahl dieser 
Kinder in den Regelschulen zu. Beim Wechsel 
von der Kindertageseinrichtung in die Grund-
schule stehen diese Kinder und auch ihre 
Eltern vor besonderen Herausforderungen. 
Kommen negative soziale, wirtschaftliche, 
biografische oder medizinische Faktoren 
hinzu, können besondere Unterstützungs-
maßnahmen helfen, damit der Übergang in 
die Schule gelingt. Hierfür hat der Kreis Wa-
rendorf zusammen mit der Schulaufsicht, den 
Schulleitungen, dem Allgemeinen Sozialen 
Dienst des Jugendamts und den Trägern von 
Offenen Ganztagsschulen ein Förderkonzept 
entwickelt, das die individuelle Hilfe in solchen 
Situationen sicherstellen soll.

Daniel Bögge ist beim Amt für Kinder, Jugend-
liche und Familien im Kreis Warendorf Sach-
gebietsleiter des Bereichs „Soziale Prävention 
und Frühe Hilfen“. Er unterstreicht, wie wichtig 
es ist, in der Präventionsarbeit in einem gro-
ßen Netzwerk zusammenzuarbeiten: „An der 
Entwicklung von Kindern sind viele Personen 
beteiligt. Alle tragen zum gelingenden Auf-
wachsen bei.“ Deswegen sei ein offener und 
transparenter Umgang aller Beteiligten von 
großer Bedeutung. Durch das Förderkonzept 
solle auf der Basis einer individuellen Förder-
planung für Kinder eine gelingende Bildungs-
biografie ermöglicht werden. 

Die frühzeitige Hilfe durch den Förderplan setzt 
mit Beginn der Grundschulzeit ein. Die Phase 
ab der Einschulung wird intensiv begleitet. Auf 
Grundlage der vorliegenden Informationen aus 
der Kita, von den begleitenden Fachkräften 
oder auch der Schuleingangsuntersuchung 
wird ein individueller Förderplan erstellt. „Ziel 
ist es, zu vermeiden, dass es in der Schullauf-
bahn zu unnötigen oder zu späten Interventi-
onen beim Kind kommt“, so Bögge. Die Eltern 
und die beteiligten Institutionen, wie Schul-
aufsicht, Gesundheitsamt oder Jugendamt, 
sollen dabei eng zusammenarbeiten. Kleine 
und individuelle Angebote von Trägern Offe-
ner Ganztagsschulen kommen unterstützend 
hinzu. Insgesamt gibt es zunächst knapp 30 
Förderplätze für Kinder der Schuleingangspha-
se. Daneben werden Eltern in Gruppenangebo-
ten unterstützt und in ihrer Erziehungskompe-
tenz gestärkt. Fachkräfte werden in Workshops 
und durch Fortbildungen zum Schwerpunkt 
gemeinsamer Förderplanung weiterqualifiziert. 
„Diese individuelle Förderung wird zusätzlich 
von einer Fachkraft im Jugendamt koordiniert“, 
erklärt Daniel Bögge. „Bei ihr laufen alle Fäden 
zusammen.“ Perspektivisch sollen so auch 
spätere Übergange, wie der von der Schule in 
den Beruf, begleitet werden.

Das Konzept, Kinder mit besonderem Förderbe-
darf beim Übergang von der Kita in die Grund-
schule zu unterstützen, ist Teil des kreisweiten 
Rahmen- und Handlungskonzepts „Schule- 
Jugendhilfe“. Ziel ist nicht nur die Kooperation 

von Jugendhilfe und Schule langfristig verbind-
lich zu gestalten, sondern auch weiterzuentwi-
ckeln und überprüfbar zu machen. „Die beiden 
Institutionen sind tragende Säulen im Bildungs- 
und Entwicklungsprozess von Kindern und 
Jugendlichen“, so Wolfgang Rüting, Leiter des 
Kreisjugendamts Warendorf. Das Konzept gebe 
einen gemeinsamen Orientierungsrahmen für 
eine gelingende Kooperation. Vier Handlungs-
felder sind zentral: Übergangsmanagement, 
Sprach- und Bildungsteilhabe, Elternpartner-
schaft sowie der Schutzauftrag für das Kind. 
„Wir wollen dabei den Besonderheiten unserer 
ländlichen Region Rechnung tragen“, so Rüting 
weiter. Unter Berücksichtigung der lokalen 
Gegebenheiten und unterschiedlichen Zustän-
digkeiten zeige das Konzept, dass es sich lohne, 
in Prävention zu investieren. 

Die Präventionsarbeit im Kreis Warendorf 
zahlt sich aus: „Wir erreichen hier im Kreis 
mit relativ geringem finanziellen Aufwand 
eine große Zahl an Menschen.“ 2014 wurden 
für rein ambulante Fördermaßnahmen im 
Offenen Ganztag für 200 Kinder insgesamt 
etwa 600.000 Euro ausgegeben. Das ent-
spricht einer jährlichen Summe von 3.000 
Euro pro Kind. Das Verhältnis von stationä-
ren Maßnahmen, wie einer Heimunterbrin-
gung, zu ambulanten Maßnahmen, wie der 
Sozialpädagogischen Familienhilfe oder dem 

seit 2007 umgesetzten Förderkonzept 
in der Offenen Ganztagsgrundschule, hat 
sich stark verbessert: „57 Prozent unserer 
Maßnahmen waren 2006 stationär und 43 
Prozent ambulant. Im Jahr 2014 lagen die 
ambulanten Maßnahmen bei 75 Prozent und 
die stationären bei nur noch 25 Prozent.“

Das Ergebnis jahrelanger präventiver Arbeit 
ist eine gut ausgebaute Präventionskette 
auf Kreisebene. Wolfgang Rüting sieht die 
Anstrengungen des Kreises Warendorf 
bestätigt. „Die Interessenslage ist bei allen 
Beteiligten gleich: Wir wollen jedem Kind 
einen gelingenden Übergang ermöglichen.“ 
Deutlich wurde aber auch: „Für Prävention 
braucht man einen langen Atem.“

PRÄVENTION 
ZAHLT SICH AUS

ERFOLG DES KOOPE-
RATIONSKONZEPTS 
„OFFENER GANZTAG“

Jahresaufwand 2014: 
600.000 Euro  
200 Kinder werden erreicht

Mit geringem finanziellen 
Aufwand werden viele Kinder 
erreicht

Ein neues Förderkonzept für den Übergang Kita-Grundschule unterstützt 

seit dem Schuljahr 2015/2016 im Kreis Warendorf Kinder mit besonderem 

Förderbedarf. Das Angebot ist eine Ergänzung der Präventionskette, die in 

Warendorf sehr erfolgreich arbeitet und mit geringen finanziellen Investitionen 

sehr viele Menschen erreicht. Das Ergebnis: Langfristig präventiv zu arbeiten 

lohnt sich.

Positive Entwicklung des Verhältnisses 
Ambulante/Stationäre Maßnahmen (in Prozent)

stationär

ambulant

2006

57,0

43,0

2014

25,0

75,0

272.623
EINWOHNER,
49.997 UNTER 
18 JAHREN

KREIS 
WARENDORF

Quelle: 
Kreis Warendorf
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EVALUATION
Nach zwei Jahren Forschungsarbeit beginnt nun die Phase der Ergebnisaus-

wertung. Das Team der wissenschaftlichen Begleitforschung untersucht im

 Auftrag der Bertelsmann Stiftung in sechs Modulen, wie und unter welchen 

Rahmenbedingungen kommunale Präventionsketten wirken. Die Erhebungen 

in den 18 Modellkommunen werden ergänzt durch Befragungsergebnisse aus 

ganz Nordrhein-Westfalen. 
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„BEIM KITAZUGANG IST 
AM MEISTEN ZU BEWEGEN“

Frau Dr. Witte, wie lautet die Antwort auf 
die Forschungsfrage: Wie wirken kommu-
nale Präventionsketten? 

Eine einfache Antwort auf eine schwierige 
Frage gibt es nicht. Die Erwartungen an eine 
wissenschaftliche Begleitforschung gelin-
gender Prävention sind immens. Wir haben 
uns vor zwei Jahren bewusst entschieden, 
nicht einzelne Maßnahmen zu bewerten, 
sondern den Kontext zu untersuchen, in dem 
Prävention gelingt. Untersucht wurden die 
Rahmenbedingungen in Kommunen, die hilf-
reich sind für die Umsetzung von Prävention. 
Familien wurden befragt, wann und wie sie 

Präventionsangebote nutzen und 
was ihnen dabei wichtig ist. Auch 
untersucht haben wir den Stellen-
wert des Themas in den Kommunen 
und welche Investitionen überhaupt 
unter Prävention zu fassen sind. 
Das sind alles Teilantworten auf die 
Frage, wie kommunale Präventions-
ketten wirken. Denn wie meint ja in 
welchem Kontext und unter wel-
chen Rahmenbedingungen. Hierzu 
können wir einiges sagen.

Hat eine Kommune 
Gestaltungsspielraum, um  
vorbeugend zu handeln?

Ich meine ja. Die Jugendhilfe folgt 
zwar aktuell dem Grundsatz, „Was 
Schaden behebt, ist pflichtig. Was 
Schaden verhindert, ist freiwillig“. 
In Zeiten notwendiger Haushalts-
konsolidierung bedeutet das, dass 
präventive Maßnahmen als erste 
gestrichen werden. Hier muss sich 

etwas ändern. Bund, Land und Kommu-
nen müssen enger zusammenarbeiten, um 
Investitionen in Prävention zu ermöglichen. 
Und trotzdem findet in jeder Kommune auch 
heute schon vieles statt für Kinder, Jugendli-
che und Familien. Das Viele besser aufeinan-
der abzustimmen, damit passgenau geholfen 
wird, ist möglich. Durch bessere Abstimmung 
in der Verwaltung, durch eine gemeinsame 
Problemanalyse und die verbindliche Zusam-
menarbeit mit Partnern und letztlich durch 
den Ausbau präventiver Angebote direkt an 
Familienzentren, Kitas und Schulen. Und bei 
all dem gilt: je früher, desto wirksamer.

Gibt es Bereiche der Prävention oder 
bestimmte Ansätze in den Kommunen, die 
besonders wirksam sind?

Wie gesagt, wir machen kein Ranking einzel-
ner Angebote. Das ist aufgrund der Menge 
und der mangelnden Übertragbarkeit gar 
nicht möglich. Aber wir können zeigen, wo 
die größten Spielräume für  Vorbeugung 
liegen. Hier bestätigen die Untersuchungen 
nochmal, dass in der frühen Kindheit, etwa 
beim Kitazugang, am meisten zu bewegen 
ist. Schon beim Übergang jugendlicher 
Schulabgänger in den Beruf hat hingegen 
die soziale und demographische Lage in der 
Kommune einen viel stärkeren Einfluss. 

Das heißt nicht, dass da nichts mehr getan 
werden kann. Es zeigt nur, dass Präventi-
on kein Allheilmittel ist. Gesellschaftliche 
Probleme, wie Armut oder Arbeitslosigkeit, 
können von Kommunen nicht gelöst werden. 
Wohl aber gibt es vielfältige Möglichkeiten, 
durch Prävention den Auswirkungen entge-
genzuwirken. Und noch einmal gilt: je früher, 
desto wirksamer.9  

DIE 
MODULE IM 
ÜBERBLICK

Die Begleitforschung untersucht die 
Wirkungsweise kommunaler Präven-
tionsketten und benennt die Rahmen-
bedingungen, die für eine erfolgreiche 
Umsetzung durch Kommunen, Bund 
und Land zu schaffen sind. 

In den Modellkommunen

  Verwaltungsstudie
  Familienbefragung
  Elterninterviews
  Monitoring
  Mikrodatenanalyse
  Fiskalische Evaluation

In ganz Nordrhein-Westfalen

  Erhebung kommunaler Präventions- 
budgets

  Dezernentenbefragung zum  
Stellenwert und Prioritäten  
kommunaler Präventionspolitik

  Monitoring
  Rechtsgutachten zu Präventions- 

töpfen 

Die vorgestellten Ergebnisse sind „Work 
in progress“. Ausführliche Informationen 
zu den Modulen werden in Arbeitspapie-
ren der Begleitforschung veröffentlicht. 
Erhältlich als Download unter: 

www.kein-kind-zurueck-lassen.de/evaluation

In Zusammenarbeit mit:

Dr. Kirsten Witte leitet den Programmbereich „Kommunales“ in der 

Bertelsmann Stiftung. Ein wichtiges Projekt in ihrem Bereich ist 

„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ 

9 Weitere Infos zu
 den unterschiedlichen 
Modulen auf:
www.kein-kind-
zuruecklassen.de/
evaluation

INFO

Prof. Dr. Klaus  
Peter Strohmeier 
(Zentrum für 
interdisziplinäre 
Regionalforschung 
an der Ruhr-Univer-
sität Bochum ZEFIR), 
Gerhard Micosatt (For-
schungsgesellschaft 
für Raumfinanzpolitik 
mbH), Prof. Dr. Jörg 
Bogumil (ZEFIR), Dr. 
David Gehne (ZEFIR), 
PD Dr. Angelika Engel-
bert (ZEFIR), Annett 
Schultz (Faktor Familie 
GmbH) und Volker Ker-
sting (Stadtforschung 
und Statistik der Stadt 
Mülheim a.d.R./ZEFIR).

INFO

Das wissen-
schaftliche 
Leitungsteam 
zur Evaluation 
besteht aus:
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Prävention ist kein feststehender Begriff. Um 
zu beschreiben und zu erfassen, welche Inves-
titionen in Prävention von Kommunen getätigt 
werden, war eine Festlegung erforderlich, was 
in diesem Kontext darunter verstanden wird. 
Ein Blick in die Praxis und in die Forschungs-
diskussion führte letztlich zu einer pragmati-
schen Eingrenzung. 

In der fiskalischen Evaluation werden unter 
Prävention ausschließlich Angebote und 
Maßnahmen gefasst, die weder zu den Grund-
leistungen der allgemeinen Daseinsvorsorge 
(Bereitstellen von Schulen, Kinderbetreuung 

usw.) noch in den Fürsorgebereich (Maßnah-
men zur Schadensbegrenzung oder Behe-
bung) fallen. 

Angebote und Maßnahmen der Prävention

   richten sich an alle Kinder und Familien 
   werden freiwillig in Anspruch genommen 
   greifen, bevor ein Defizit eingetreten ist.

Demnach gehören etwa Familienhebammen 
zu den präventiven Leistungen, Kindertages-
stätten und Heimerziehung jedoch nicht. Auf 
kommunaler Ebene wird der Präventions-

KOMMUNALE PRÄVENTION – 
FISKALISCH FOKUSSIERT

begriff mit der Idee verbunden, durch eine 
sinnvolle Vernetzung Angebote und Hilfen für 
Kinder, Jugendliche und Familien effektiver 
und effizienter zu gestalten. Vorhandene 
Ressourcen sollen aktiviert werden. 

In der öffentlichen Debatte geht hier häufig 
einiges durcheinander, weil der Präventions-
begriff unscharf ist. Aktuelle Herausforderun-
gen wie Armutsmigration, steigende Flücht-
lingszahlen oder auch der steigende Bedarf 
an Erziehungshilfen sind kommunal hoch 
relevante Themen. Der Definition folgend sind 
hier Maßnahmen aus den Bereichen Integra-
tion bzw. der Schadensbegrenzung oder der 
Rehabilitation gefragt. Letztere sind bereits 
Folgekosten. Zu untersuchen ist, inwiefern 
mit der Einführung bzw. dem Ausbau von 
Präventionsketten mittel- bis langfristig diese 
Folgekosten reduziert werden können. 

Das Fazit der Forscher: Ziel von Präventi-
on aus fiskalischer Sicht ist die Aufnahme 
einer existenzsichernden Erwerbstätigkeit. 
Die Folgen: steigende Kaufkraft und Steue-
reinnahmen, steigende Sozialabgaben und 
weniger Transferleistungen. Das ist gut für 
die Volkswirtschaft. Doch von diesen Effekten 
profitiert die Kommune, die mit dem Aus-
bau der Präventionskette in das gelingende 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen 

investiert, nur wenig. Durch den kommunalen 
Finanzausgleich werden höhere Steuerein-
nahmen durch sinkende Schlüsselzuweisun-
gen stark kompensiert. 

Allerdings kann in belasteten Quartieren viel 
erreicht werden, mit positiven Wirkungen 
auf die Standortattraktivität und damit etwa 
auch auf die Wirtschaft und Immobilienprei-
se. Dagegen, dass gut ausgebildete Jugendli-
che einen Job in einer anderen Stadt anneh-
men, können strukturschwache Kommunen 
aber wenig tun. Sie bekommen dann nichts 
zurück von ihrer Investition. Deutliche Entlas-
tungen kann die einzelne Kommune vor allem 
durch eine Verminderung teurer Rehabilitati-
onskosten erreichen. Darum ist für Kommu-
nen die Frage der Qualität und Steuerung von 
Erziehungshilfen zentral. Hier muss daher 
genauer hingeschaut werden.

Gesetzliche Änderungen und steigende 
Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit decken 
derzeit vermehrt soziale Problemlagen auf, 
was wiederum steigende Folgekosten ver-
ursacht. Finanzwirtschaftliche Effekte von 
Prävention werden dadurch möglicherweise 
überlagert.

Kriterium allgemeine Vorsorge
(Früherkennung)

frühzeitige Hilfe 
(Schadensbegrenzung)

Rehabilitation
(gesellschaftliche Kosten)

Zeitbezug vor Schadenseintritt bei Schadenseintritt bei Schadensverfestigung

Zielbezug allgemeines Angebot

Erfassung aller Kinder/
Eltern

sozialraumbezogen

personenbezogene Maß-
nahme

personenbezogene 
Maßnahme

Eingriffsintensität freiwillige
Inanspruchnahme

freiwillige 
Inanspruchnahme aber 
mit gesetzlich definiertem 
Verfahren

freiwillige 
Inanspruchnahme 

gesetzliche Eingriffs-
vorgabe

Maßnahmenart Beratung und Schulung

Einsatz von Instrumen-
ten der Früherkennung

familienergänzende Hilfen

individuelle Förderung

familienersetzende Hilfen

gesundheitliche Rehabili-
tation

Resozialisierung

primär defizit- oder 
potenzialorientiert

potenzialorientiert defizitorientiert defizitorientiert

Kostenintensität gering mittel hoch

Kein Kind zurücklassen: Was ist woran zu messen?

ZIELE

1.   Vom Ende der Jugendphase her gedacht: 
Bildungsabschlüsse – Erwerbstätigkeit – Arbeitslosigkeit

2.  Vom Anfang der Kindheit her gedacht: 
Geburt – Sprachentwicklung – Schuleintritt – Übergänge

3.  Vom Aufwand her gedacht: 
Ausgaben für Prävention, frühzeitiges Eingreifen und Rehabilitation

4.  Vom volkswirtschaftlichen Ertrag her gedacht: 
Steuereinnahmen – Sozialabgaben – gesellschaftlicher Fortschritt

Vermeidung von 
Schulabbrechern und 
Verbesserung der 
Bildungsabschlüsse

  Verbesserung der 
Erwerbsfähigkeit

Senkung des direkten 
Hilfe- und Unter-
stützungsaufwands

Steigerung sozialer 
Nutzen

INDIKATOREN

Weitere Infos:
Micosatt, Gerhard  
und Yilmaz, Elmas 
(2015): Kommunale 
Prävention – 
fiskalisch fokussiert. 
Materialien zur  
Prävention. Band 1.  
Gütersloh.

INFO

Das Erfassen von Kosten und Aufwendungen für kommunale Prävention ist 

eine der zentralen Aufgaben der fiskalischen Begleitforschung.
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Dass das Thema Prävention in den Kommu-
nen mit anderen Themen konkurriert, bestä-
tigt die landesweit durchgeführte Befragung 
zum Stellenwert und den Prioritäten kommu-
naler Prävention. Befragt wurden die zustän-
digen Dezernentinnen und Dezernenten der 
18 Modellkommunen sowie die Verantwort-
lichen präventionsrelevanter Bereiche der 
übrigen Städte und Kreise mit eigenem Ju-
gendamt in Nordrhein-Westfalen. 

Ergebnis: Mehr als 80 Prozent der Befragten 
beschäftigen sich intensiv oder sehr intensiv 
mit Prävention. Die Dezernenten der Modell-
kommunen tun dies deutlich intensiver als 
Dezernenten der Nicht-Modellkommunen. 

Das Thema hat offensichtlich in den vergan-
genen Jahren an Bedeutung gewonnen. Dies 
spiegelt sich auch in der Angabe von fast 80 
Prozent der Befragten, dass ihre Kommune 
heute mehr finanzielle Mittel für Prävention 
aufwendet als vor fünf Jahren. Den größten 

Stellenwert haben Präventionsangebote im 
Kinder- und Jugendbereich. 

Sie werden von 88,8 Prozent der Befragten 
als sehr hoch bzw. hoch bewertet. Zu den 
Angeboten zählen insbesondere Frühe Hilfen 
und Elternbesuchsdienste. Auch im Bildungs-
bereich sind präventive Angebote mit 55,9 
Prozent weit verbreitet. Dazu zählen vor allem 
Schulsozialarbeit und Sprachförderung. An-
gebote aus dem Sozialbereich (47,7 Prozent) 
und dem Gesundheitsbereich (42,9 Prozent) 
sind weniger stark verbreitet.

Konkurrierende Themen sind aktuelle finanzi-
elle Probleme (fast die Hälfte der Kommunen 
befand sich in Haushaltssicherung), Flüchtlin-
ge/Zuwanderung sowie tagesaktuelle The-
men und Themen kommunaler Infrastruktur. 

Die Entwicklung von Präventionsstrukturen 
in den Kommunen im Verlauf der letzten fünf 
Jahre wird positiv bewertet. Als „mittel“ bis 

EIN BLICK IN DIE VERWALTUNG „effizient“ werden sie aktuell bewertet. Diese 
Strukturen und das Verwaltungshandeln 
wurden in einem weiteren Modul der Begleit-
forschung untersucht. 

Der Blick auf die Rahmenbedingungen in der 
Verwaltung, die die Umsetzung der Präven-
tionspolitik fördern, zeigt: Prävention fällt in 
einen rechtlich nicht abgesicherten Aufga-
benkreis und gehört zu den sogenannten 
freiwilligen Aufgaben. Kommunen haben in 
diesem Bereich größere Gestaltungsspiel-
räume als bei den Pflichtaufgaben. Das gilt 
allerdings nur, solange die Finanzlage das 
erlaubt. Kommunen in Haushaltssicherung 
können nur unter großen Schwierigkeiten 
präventive Bereiche von der Einsparung 
ausnehmen. Insofern verwundert es nicht, 
dass die Dezernenten von Land und Bund 
vor allem die finanzielle Unterstützung der 
Kommunen, die Definition von Prävention als 
Pflichtaufgabe sowie Gesetzesänderungen 
im Datenschutz fordern. 

Dabei setzen die Kommunen 
nicht auf ein spezifisches 
Verwaltungsmodell. 
Übereinstimmend wird 
geäußert, dass ein ganz-
heitliches Verwaltungs-
handeln die Perspektive 
sei. Dafür seien nahezu 
alle Bereiche bedeutsam 
und eine gute Koordi-
nation erforderlich. Am 
häufigsten wird die Koor-
dinationsfunktion in den 
Modellkommunen einem 
(leitenden) Mitarbeiter 
der Kernverwaltung 
übertragen und durch 
die Einrichtung einer ab-
teilungsübergreifenden 
Lenkungs- und Steue-
rungsgruppe ergänzt. 
Als hinderlich für die 
Umsetzung bereichs-
übergreifender Präven-
tionsarbeit werden stark 
fragmentierte Zuständig-
keiten und Arbeitsweisen 
gesehen. Sie erhöhen 
den Aufwand der Ab-

stimmung und Koordination. Hier sehen 
besonders Mitarbeiter aus Kreisen große 
Hürden für die flächendeckende Umsetzung 
von Prävention.

Je stärker kooperativ hingegen die Diskus-
sionskultur eingeschätzt wird, desto stärker 
ist auch der Präventionsgedanke. Kommu-
nikation kann aber weder verordnet werden, 
noch entsteht sie über Nacht. Als gangba-
ren ersten Schritt wird genannt, zunächst 
bilaterale Kooperationen mit Fachbereichen 
zu schließen, die ein unmittelbares Interesse 
am Gegenstand haben und dann nach und 
nach weitere Partner einzubinden. 

Aufgabentypen in der kommunalen Präventionspolitik

Kommunaler Aufgaben-
typ

Entschei-
dungsebene

Steuerbarkeit 
hinsichtlich 
des Wirkungs-
ziels

Kommunaler  
Gestaltungsspielraum  
(Regelungscharakter)

Beispiele

Pflichtaufgaben zur Er-
füllung nach Weisung

Bund/Land keine Ob und Wie sind gere-
gelt, durch Kommune 
nicht veränderbar

Melderecht,  
Ausländerwe-
sen, Schulauf-
sicht

Selbstverwal-
tungsangele-
genheiten

pflichtig Kommune eingeschränkt Ob ist geregelt, Wie 
obliegt Kommune

Kitas, JH, Sozi-
alhilfe, Wohn-
geld, Schule, 
VHS

freiwillig Kommune groß Ob und Wie sind  
Kommune überlassen

Kultur, Sport, 
Freizeit, Verei-
ne, Jugend- 
einrichtungen

ERFOLGSFAKTOREN 
EINER GELINGENDEN 
PRÄVENTIONSPOLITIK

Unterstützung durch Verwaltungsspitze
Dauerhaftigkeit

Hohe Verbindlichkeit
Funktionierende Netzwerkkoordination

Intensive Netzwerkbildung
Überwindung  fachressortspezifischen Denkens

Sensibilisierung der Mitarbeiter
Erstellung eines Gesamtkonzepts
Verankerung in den Sozialräumen

Fest installierte Koordinationsstelle
Controlling

Große Informations- und Datenbasis
Gute kommunale Finanzlage

0               50             100            150            200           250 

Die Studie zur Bedeutung von Prävention in den Modellkommunen und eine 

landesweite Befragung zeigen, was die Umsetzung voranbringt. 

Nähere Informa- 
tionen im Band 4  
der Arbeitspapiere der 
Begleitforschung. Den 
Werkstattbericht von 
Prof. Dr. Jörg Bogumil 
und Marc Seuberlich 
finden Sie unter: 

www.kein-kind-
zuruecklassen.de/
evaluation

Die vollständigen  
Ergebnisse der  
Dezernentenbefragung 
werden im Lauf des 
Jahres in der Reihe 
„Materialien zur  
Prävention“  
veröffentlicht.

INFO

INFO

Absolute Zahl der 
Nennungen „trifft 
voll zu und ganz 
zu“ zur Frage 
„Welche Gege-
benheiten sind für 
eine gelingende 
Präventions-
politik zentral?“. 
Verwaltungs-
befragung der  
18 Modell-
kommunen.  
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Die Ergebnisse aus der Familienbefragung und den Elterninterviews 

werden ausgewertet, um besser zu verstehen, wie es zur erfolgreichen 

Inanspruchnahme von präventiven Angeboten kommt. 
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Die Einschätzung der Eltern entscheidet mit 
darüber, ob sich Eltern aktiv um die Inanspruch-
nahme eines Angebots bemühen. Denn be-
sonders beim präventiven Angebotsspektrum 
überwiegen Angebote, die aus freien Stücken 
genutzt werden – oder nicht. Um zu rekonst-
ruieren, wie der Prozess der Inanspruchnahme 
im Alltag der Familien funktioniert und wie er 
in den Familien wirkt, wurden 45 ausführliche 
Elterninterviews in den Modellkommunen Gel-
senkirchen, Dormagen und im Kreis Warendorf 
durchgeführt. 

Eine Übersicht hilft, den Prozess der Inanspruch- 
nahme besser zu verstehen. Auf jeder der ge- 
nannten Stufen, von der Wahrnehmung eines 
Problems bis zur Umsetzung im Familienalltag, 
kann etwas passieren, das die Teilnahme an Prä-
ventionsangeboten verhindert. Die Folge: Kinder 
bleiben zurück, Hilfe kommt nicht bei ihnen an.

Am Interviewmaterial zeigte sich unter ande-
rem, dass dem Inanspruchnahmeprozess ein 
Abwägungsprozess zugrunde liegt. In diesen 
Abwägungsprozess fließen drei relevante 
Komponenten ein: die Bewertung der Situation 
(abhängig von den Normen der Akteure), die so-
ziale Erreichbarkeit (z. B. örtliche Erreichbarkeit 
eines Angebots) sowie die Sinnannahme (z. B. 
Aussicht auf Erfolg bzw. auf den positiven Wert 
des Angebots). Um die unterschiedliche Erreich-
barkeit begrifflich zu fassen, wurden vier Idealty-
pen gebildet. Hierzu unterscheiden die Forscher 
zwischen objektiver Belastung und subjektiver 
Beanspruchung. 

Ein Fazit aus den Gesprächen: Eine belastende 
Situation wird von Eltern sehr unterschiedlich 
gesehen und bewertet. Persönliche Haltungen, 
z. B. bezogen auf die Schule oder Behörden, 
können zu völlig unterschiedlichen Reaktionen 

DIE PERSPEKTIVE(N) 
DER ELTERN 

bei ähnlichen Belastungssituationen führen. 
Diese Unterscheidung ist wichtig, weil sie die 
subjektive Seite bei der Entstehung eines Pro-
blems in den Blick nimmt, ohne die objektive 
Seite aus dem Auge zu verlieren. 

Es gibt Eltern, die mit einer schwierigen Prob-
lemlage konfrontiert sind, dies aber gar nicht 
so empfinden (Typ II – Problemtolerante). 
Andere Eltern fühlen sich stark belastet, ohne 
dass eine objektiv wahrnehmbare Problemlage 
besteht (Typ III – Problematisierende). Diese 
Eltern „irren“ sich über sich selbst. Die Folge: 
Hilfe wird nicht in Anspruch genommen bzw. 
erreicht Kinder, die sie möglicherweise gar 
nicht unbedingt brauchen. 

Für die Anbieter präventiver Angebote ist das 
interessant. Je nachdem mit wem sie es zu tun 
haben, wirken präventiv ausgerichtete Infor-
mationen völlig anders. Wie genau wird für alle 
Typen im Detail untersucht. Typenübergreifend 
gilt, dass Eltern auf der Suche nach präventiven 
Angeboten vor allem auf Empfehlungen durch 
persönliche Kontakte vertrauen. Neben Familie 
und Freunden sind dies auch andere Eltern. 
Häufige Ansprechpartner sind auch Erzieherin-
nen im Familienzentrum, in der Kita (Fragen zur 
Entwicklung des Kindes) oder Lehrkräfte in der 
Schule (schulische Probleme) sowie Ärztinnen 
und Ärzte (Gesundheit, Wohlbefinden). Sie alle 
haben ein großes Gewicht bei der Vermittlung 
in präventive Angebote.

Problem/Förderbedarf 
vorhanden

100 %

Problem wahrgenommen Problem 
nicht wahrge-
nommen

Hilfe/Förderung gefunden Keine
Information

Unpassende
Angebote

Hilfe/Förderung genutzt Keine  
Nutzung

Nutzung 
abgebrochen

Keinen Zugang 
gesucht

Hilfe/Förderung umgesetzt Empfehlung  
nicht befolgt

Störung im 
Familienalltag

Negative 
Defintion

Negative 
Bewertung

Prozess der selektiven Inanspruchnahme (Stufenmodell)

gering hoch

gering Typ I
„Problemlose“

Typ II
„Problemtolerante“

hoch Typ III
„Problematisierende“

Typ IV
„Problembewusste“

Belastung (objektive  
Problemlage)

Beanspruch- 
ung (subjektives  
Problemempfinden)
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Unterschiedliche Bereiche der Verwaltung, Träger 
von Einrichtungen und deren Mitarbeiter, Erziehe-
rinnen und Lehrkräfte, Ärztinnen und Ärzte und 
nicht zuletzt die Eltern tragen Verantwortung für 
die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen. 
Sie sind Teil der kommunalen Präventionskette 
oder müssen es werden. Das kann die Umsetzung 
manchmal ganz schön erschweren, denn unter-
schiedliche Mitwirkende, Interessen, Herange-
hensweisen und Blickwinkel treffen aufeinander. 

Plädoyer der Begleitforscher an die Kommunen 
ist daher, eine Grundlage für die Interpretation von 
Veränderungen zu schaffen. Ein erster wichtiger 
Schritt: die Lebensbedingungen in den Sozial-
räumen transparent machen. Je nach Fragestel-
lung kann dann überprüft werden, wie Chancen 
innerhalb der Stadt tatsächlich verteilt sind. Die 
Forscher haben hierfür geeignete Indikatoren 
benannt, mit denen das Aufwachsen von Kindern 
gut dargestellt werden kann und die 18 Modell-
kommunen gebeten, die entsprechenden 
Kennzahlen – soweit verfügbar – kleinräumig 
zusammenzustellen. 

Ein integriertes, kontinuierliches Monitoring 
liefert erste Hinweise über die Bildungs- und 
Teilhabechancen von Heranwachsenden. Es 
liefert aber oft mehr Fragen als Antworten: 
Warum beispielsweise weisen zwei Quartiere, die 
ähnlich stark von Armut betroffen sind, so große 
Unterschiede beim Übergang auf das Gymnasi-
um auf? Wie viele Kitas und Grundschulen mit 
welchen konzeptionellen Schwerpunkten gibt 
es in den Quartieren? Diese Fragen sind Ansatz-
punkte für eine weitere Diskussion im Rahmen 
von „Kein Kind zurücklassen!“.

Das hilft noch nicht bei der Beurteilung konkre-
ter Maßnahmen, aber es schafft eine Grundlage 

für die Analyse. Die kann genutzt werden, um das 
Erfahrungs- und Expertenwissen der Akteure im 
Stadtteil einzubeziehen. So lassen sich die Fakten 
Stück für Stück einordnen und das Ableiten geeig-
neter Maßnahmen wird legitimiert. 

Die Forscher in diesem Modul arbeiten daran, den 
Modellkommunen ihre Daten so zurückzugeben, 
dass eine einfache Visualisierung möglich ist. Wo 
Daten noch nicht ausreichend kleinräumig vorlie-
gen, wird das Gespräch gesucht, um Lösungen zu 
finden. Transparenz zu schaffen, Erfahrungswis-
sen einzubeziehen, Vernetzung zu intensivieren 
und Maßnahmen in gemeinsamer Verantwortung 
abzuleiten. Das ist der Weg, auf dem die Wissen-
schaftler die Praktiker unterstützen wollen. 

GEMEINSAM ANALYSIEREN, 
GEMEINSAM HANDELN 

13,3913,395,055,05
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Stadtbezirke Gladbeck 2012
Arbeitslosendichte

Armut hat einen stark benachteiligenden Einfluss 
auf die Entwicklung von Kindern. Dies wurde im 
Werkstattbericht10 „Der Einfluss von Armut auf die 
Entwicklung von Kindern“ eindrücklich aufgezeigt.

Aber nicht nur die individuelle Armutslage einer 
Familie kann das gelingende Aufwachsen eines 
Kindes beeinträchtigen. Eine wichtige Bedingung 
für mehr Chancengleichheit ist unter anderem 
eine soziale Heterogenität der Bildungseinrich-
tung. Diese ist oft nicht gegeben. Vielmehr ist 
vielerorts eine deutliche Tendenz zur sozialen und 
ethnischen Homogenität wahrzunehmen. Stark 
segregierte Wohnquartiere einerseits und die 
sozial selektive, freie elterliche Kita- und Schulwahl 
andererseits führen zu einer ausgeprägten Kita- 
und Schulsegregation.

Um den benachteiligenden Einflüssen einer 
institutionellen sozialen Segregation zu begeg-

nen, werden in NRW seit dem Kindergartenjahr 
2014/2015 jährlich im Rahmen der plusKITA-För-
derung 45 Millionen Euro zur Verfügung gestellt, 
um Kitas zu fördern, die von vielen Kindern mit 
einem „besonderen Unterstützungsbedarf des 
Bildungsprozesses“ besucht werden. 

Diese Mittel müssen von den Kommunen bedarfs-
gerecht und damit indikatorengestützt vergeben 
werden. Solch eine datengestützte bedarfsgerech-
te Mittelverteilung stellt jedoch einige Kommunen 
vor große Herausforderungen. Die Mikrodaten-
analyse hat es sich deshalb zum Ziel gesetzt, 
Verfahren zu entwickeln, mit dem die sozialen 
Hintergründe sowohl der Kitas als auch der Schu-
len bestimmt werden können. Die Ergebnisse11 
dieser Sozialindexbildung können als Diskussions-
grundlage für eine einheitliche und vergleichbare 
bedarfsgerechte Verteilung solcher zusätzlicher 
Ressourcen dienen.

AUCH AUF DIE EINRICHTUNG 
KOMMT ES AN  
Die Mikrodatenanalyse zeigt Ansätze der bedarfsgerechten zusätzlichen Mit-

telsteuerung für Kitas und Schulen auf. Sie nutzt kommunale Prozessdaten, 

um Einflüsse auf die Entwicklung von Kindern zu analysieren und entwickelt

Sozialindizes für die bedarfsgerechte Verteilung zusätzlicher Mittel. 

Kleinräumige Daten schaffen Transparenz über die Lebensbedingungen in den 

einzelnen Quartieren. Anschaulich aufbereitet können sie wichtige Impulse für 

die politische und fachliche Auseinandersetzung geben.

10 Der Werkstatt-
bericht ist zu finden 
unter: 

www.kein-kind-
zuruecklassen.de/
evaluation

11 Die Ergebnisse 
werden im Verlauf 
des Jahres in 
der Reihe der 
Arbeitspapiere der 
wissenschaftlichen 
Begleitforschung 
veröffentlicht. 

Quelle: 
www.keck-atlas.de

12 Quelle: Schu-
leingangsun-
tersuchung 
Mülheim an der 
Ruhr 2009/2010 
bis 2012/2013, 
eigene Berechnung 
und Darstellung 
im Band 3 der 
Arbeitspapiere der 
Begleitforschung.

Entwicklungsmerkmale von Kindern und Sozialgeldbezug (in Prozent)12

mangelhafte
Deutschfähigkeit

Probleme in der
Körperkoordination

Probleme in der
Visuomotorik

Probleme
beim Zählen

Probleme bei der 
selektiven 

Aufmerksamkeit

Adipositas

kein Sozialgeld Sozialgeld14,3
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Anteil der Arbeitslosen in unter-
schiedlichen Sozialräumen und An-
teil der unter Sechsjährigen an der 
Gesamtbevölkerung in Gladbeck
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